
LOKALE BILDUNGSLANDSCHAFTEN

BILDUNG
kommunal gestalten

GanzGut
S E R V I C E A G E N T U R  G A N Z T A G  / /  k o b r a . n e t  / /  0 4 . 0 7





Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

„Bildung neu denken, neu verorten und neu organisieren ist 
nach wie vor ein Megathema, und das seit PISA auf allen Ebe-
nen: Kommune, Landkreis, Land und Bund. Dabei geht es um 
weit mehr als Schule und Unterricht im althergebrachten Sinne, 
sondern um Perspektiven für das 21. Jahrhundert im Kontext des 
demografischen Wandels und des sich verändernden Generatio-
nenverhältnisses. Es geht um die immer noch anhaltende soziale 
Unausgewogenheit in der Verteilung von Bildungschancen und 
um die sich damit verfestigende soziale Ausgrenzung. Es geht da-
rum, dass ein kinder- und familienfreundliches Gemeinwesen ei-
nen (über-)lebenswichtigen Standortfaktor für immer mehr Kom-
munen darstellt. Und es geht nicht zuletzt darum, dass wir die 
Bedingungen des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen 
heute so gestalten, dass sie ihr Leben in einer sich sozial und öko-
nomisch veränderten Gesellschaft von morgen verantwortungs-
voll und erfolgreich bewältigen können. Um diese Herausfor-
derungen zu meistern greift eine isolierte Diskussion einzelner 
Aspekte zu kurz. Vielmehr gilt es, Angebote und Leistungen von 
Kinder- und Jugendhilfe, Schule, Weiterbildung, Kultur und an-
deren Bereichen zu einem Gesamtkonzept für Bildung und sozia-
le Arbeit zusammenzuführen. Auf der Planungs- und Steuerungs-
ebene der Kommunen – in den zuständigen Fachausschüssen, 
den Dezernaten, Fachgebieten und Ämtern – wird es zunehmend 
unverzichtbar, zur Bewältigung von ressortübergreifenden Auf-
gabenstellungen zu kooperativeren, vernetzteren Arbeitsformen 
überzugehen und dabei eingefahrene Parallelprozesse zu hinter-
fragen und ggf. zu ändern.“

Eingeladen mit diesen Leitgedanken trafen sich am 30. Mai 
2007 in Potsdam ca. 100 kommunale Vertreter/innen zur Fach-
tagung „Bildung kommunal mitgestalten“, die von kobra.net in 
Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport des Landes Brandenburg und der Deutschen Kinder- und 
Jugendstiftung  veranstaltet wurde. Die große und positive Reso-
nanz dieser Veranstaltung zeigt deutlich: Das Thema steht auf der 
Agenda aller beteiligten Bildungsakteure auf kommunaler Ebene 
ganz oben und findet im selben Maße auf der Landes- und Bun-
desebene Beachtung. So steht u.a. auch der Ganztagsschulkon-
gress 2007 des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
und der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder un-
ter dem Motto „Ganztagsschulen werden mehr. Bildung lokal ver-
antworten“. 

Die vorliegende Ausgabe der Broschüre „GanzGut“ wendet 
sich ebenfalls dem Thema „lokale Bildungslandschaften“ zu. Dr. 
Heinz-Jürgen Stolz (Deutsches Jugendinstitut) führt in seinem 
Beitrag aus, was für ihn lokale Bildungslandschaften beinhal-
ten. Ein Bestandteil dieser Bildungslandschaft ist unter anderem 
die interkommunale Zusammenarbeit. Von daher ist die Bezeich-
nung lokal (mitunter wird auch der Begriff regional verwendet) 
nur konsequent, greift der Blick bzw. die Einengung auf die ein-
zelne Kommune doch zu kurz. Allerdings, darauf verweist der Ti-
tel der Broschüre, kommt den Kommunen eine wachsende Ver-
antwortung zu.

Der Beitrag von Dr. Klaus Schorner (kobra.net) nähert sich den 
notwendigen Bestandteilen eines lokalen Bildungsprogramms 
über einen beispielhaften biographischen Rückblick. Benjamin 
Gesing (Servicestelle Jugendbeteiligung) wählt den Weg der An-
näherung über die Sichtweise der Kinder und Jugendlichen. Klaus 
Hebborn (Dt. Städtetag) geht auf die veränderte Rolle der Kom-
munen als Schulträger im Rahmen einer kommunalen Bildungs-
planung ein.

Neben diesen und weiteren programmatischen Beiträgen wer-
den in der Broschüre Praxisbeispiele vorgestellt, die alle Elemente 
einer lokalen Bildungslandschaft darstellen (können). Das sind 
in erster Linie Beispiele aus dem Land Brandenburg. Unter wel-
chen Rahmenbedingungen, spezifischen Herausforderungen und 
Problemlagen diese Praxisbeispiele arbeiten, wird von Dr. Her-
mann Budde und Gerhard Büttner (Ministerium für Bildung, Ju-
gend und Sport) umrissen. Inwieweit diese Rahmenbedingungen 
kommunalen Interessen entgegenstehen bzw. diese unterstützen, 
macht der Beitrag „Schulträger mit Stimme“ deutlich.

Die in den Praxisbeispielen beschriebenen Ansätze zeigen, 
welche Wege bereits beschritten wurden und welche Strategien 
und Methoden für die lokale Steuerung und Gestaltung geeignet 
sein können. Wir würden uns freuen, wenn diese Ansätze durch 
die vorliegende Broschüre weitergetragen, diskutiert und ggf. in 
Ihren Regionen und Kommunen aufgegriffen werden. Wir wün-
schen Ihnen in diesem Sinne eine anregende Lektüre.

Das Team der Serviceagentur Ganztag
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Fachpolitische Debatten kristallisieren sich häufig um be-
stimmte Metaphern, welche gerade durch ihre inhaltliche Of-
fenheit – aber eben nicht: Beliebigkeit – für alle beteiligten 
Akteure eine hohe Plausibilität gewinnen; ein Beispiel hier-
für wäre der Begriff Nachhaltigkeit, ein anderes ist Bildungs-
landschaft. Schon in der näheren Umschreibung dessen, was 
eine „Bildungslandschaft“ ausmacht, unterscheiden sich die 
einzelnen Konzeptionen: kommunal, regional oder eben auch 
lokal sind die üblichen näheren Bestimmungen. Im Folgen-
den wird die Bezeichnung „lokal“ verwendet und damit das 
Programm einer auf die geographischen Grenzen einer ein-
zelnen Gebietskörperschaft (Stadt bzw. Landkreis) und die 
für sie zuständige Schulaufsichtsbehörde begrenzten lokalen 
Bildungspolitik umrissen.

Die Aufwertung der Bildungspolitik

Wer das (medien-)öffentliche Interesse an Bildungsfra-
gen hierzulande vor und nach dem Erscheinen der ersten 
PISA-Studie im Jahr 2001 vergleicht, mag sich erstaunt die 
Augen reiben: Mit einem Politikbereich, der es bis dahin nur 
ins Feuilleton schaffte, konnte man nach PISA plötzlich Wahl-
kämpfe bestreiten und gewinnen. Sechs Jahre später darf man 
nun mit Fug und Recht behaupten, dass diese gesellschafts-
politische Aufwertung von Bildungsfragen durchaus nachhal-
tiger Art ist.

Angeschoben wurde diese Entwicklung, wie erwähnt, 
fast ausschließlich durch die massenmediale Inszenierung 

des so genannten PISA-Schocks. Was für Bildungsforsche-
rInnen schon längst keine Neuigkeit mehr war – vielmehr als 
durch frühere internationale Schulleistungsvergleichsstu-
dien längst belegt galt – wurde plötzlich zum medienöffent-
lichen Thema: Die Kompetenzentwicklung der in Deutschland 
lebenden Jugendlichen ist im internationalen Vergleich bes-
tenfalls durchschnittlich.

Nach und nach setzte eine Versachlichung der Debatte 
ein und anstatt über „Ranking Lists“ zu lamentieren, wur-
de mehr und mehr der eigentliche bildungspolitische Skan-
dal akzentuiert: In keinem anderen OECD-Staat gibt es eine 
engere Kopplung von sozialer Herkunft und Bildungserfolg! 
Oder anders ausgedrückt: Nirgendwo sonst hat – bei gleicher 
Kompetenzentwicklung – ein Arbeiterkind im Vergleich zu ei-
nem Mittelschichtkind geringere Chancen ein Gymnasium zu 
besuchen wie hierzulande; zuletzt kritisierte sogar UN-Men-
schenrechtsinspektor Muñoz dies als Verletzung des Men-
schenrechts auf Bildung. Jeder fünfte in Deutschland lebende 
Jugendliche erwirbt nicht die für eine erfolgreiche Schul- und 
Berufslaufbahn erforderliche Kompetenz, wobei die „institu-
tionelle Diskriminierung“ 1 vor allem Kinder und Jugendliche 
mit Migrationshintergrund betrifft. Hauptschulen degene-
rieren vielerorts zu Restschulen, in die man quasi hinein-
geboren wird; und die individuellen Bildungschancen hän-
gen hierzulande stärker als anderswo von den Ressourcen des 
jeweiligen Elternhauses – dem so genannten ökonomischen, 
sozialen und kulturellen Kapital 2 – ab.

Das Bildungsthema schafft es also wieder auf die Titel-

Schule ist mehr als Bildung – Bildung ist mehr 
als Schule
Auf dem Weg zu lokalen Bildungslandschaften

von Dr. Heinz-Jürgen Stolz, Deutsches Jugendinstitut

1 Gomolla, M. / F.-O. Radtke: Institutionelle Diskriminierung. Die Herstellung ethnischer Differenz in der Schule. Opladen 2002
2 Vgl. Bourdieu, P. (1983): Ökonomisches Kapital, kulturelles Kapital, soziales Kapital. In: Kreckel, Reinhard (Hrsg.): Soziale Un-

gleichheiten. Soziale Welt. Sonderband 2. Göttingen: 183-198
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seiten der Zeitungen und in die Fernsehnachrichten hinein. Die 
Notwendigkeit der frühkindlichen individuellen Förderung, des 
Ausbaus ganztägiger Bildung, Erziehung und Betreuung für Kin-
dergarten- und Schulkinder und der im politischen Diskurs aller-
dings häufig auf Sprachförderung reduzierten Aufgabe der Inte-
gration von Kindern mit Migrationshintergrund, werden dabei 
derzeit besonders betont und zum Teil mit milliardenschweren 
Investitionsprogrammen bedacht.

Bildung lokal verantworten

Die zentralen öffentlich verantworteten Institutionen der Bil-
dung, Erziehung und Betreuung von Kindern und Jugendlichen 

– also Schule und Jugendhilfe – sehen sich in dieser veränderten 
politischen Situation gewachsenen und teilweise neuen Heraus-
forderungen gegenüber. Vor allem der rasche – und möglicherwei-
se etwas überhitzte – Ausbau von Ganztagsschulen in offener An-
gebotsform erforderte von Beginn an die enge Kooperation von 
Schule und Jugendhilfe.

Immer deutlicher wird, dass auch die Kooperation einzel-
ner Ganztagsschulen mit außerschulischen Partnern an deut-
liche Grenzen stößt: So muss in diesem bislang durchgängig 
angewandten Modell z.B. jede Schule für sich das volle Ange-
botsspektrum vorhalten und kann daher nur begrenzt schulpro-
grammspezifische Schwerpunkte setzen. Des Weiteren kommen 
für die in Bezug auf eine verbesserte individuelle Förderung not-
wendigen Nischenangebote in jeder einzelnen Schule für sich ge-
nommen häufig nicht genug Anmeldungen zustande. Jede Schu-
le muss außerdem für sich Netzwerke knüpfen und logistische 
Probleme (SchülerInnentransport) lösen; auch Honorarverträge, 
versicherungs- und aufsichtsrechtliche Fragen (bei Delegation 
der Aufsichtspflicht an Kooperationspartner) etc. müssen – zu-
mindest in Bundesländern ohne entsprechende Rahmenverein-
barungen – von jeder Schule und (im Extremfall) in jeder neuen 
Kooperationsbeziehung wieder ausgehandelt werden. Eine wei-
tere Restriktion der einzelschulisch verantworteten Ganztags-
schulentwicklung liegt darin begründet, dass vor allem kleinere 
(Grund-)Schulen häufig über kein Leitungsteam verfügen, keine 
hinreichenden personellen Ressourcen für die Freistellung von 
AngebotskoordinatorInnen zur Verfügung haben und nur in ge-
ringem Umfang Verwaltungskräfte (Sekretariat) einsetzen kön-
nen.

Die „Letztverantwortung der Schulleitung“ für das Angebot 
steht aus all diesen Gründen zum Teil nur auf dem Papier. Dies 
wirkt sich besonders negativ auf die Konzeptqualität aus, da im 
Tagesgeschäft die reflexiv-planerische Umsetzung der bildungs-
programmatischen Leitziele der Ganztagsschulentwicklung 
schnell aus dem Blick gerät.

Die strukturelle Alternative besteht in einer fortgeschrittenen 
Vernetzungsstufe darin, dass benachbarte Schulen im Verbund 
miteinander und mit außerschulischen Partnern ihr Ganztags-

angebot gemeinsam gestalten. Auf diese Weise würden vergleichs-
weise anspruchsvollere, stärker spezialisierte Bildungssettings 
möglich; zudem wird auf diese Weise eine sozial besser durch-
mischte Angebotsnutzung möglich, in der bestimmte Angebote 
z.B. von HauptschülerInnen und GymnasiastInnen gemeinsam 
gestaltet werden können.

Letztendlich reicht die Vernetzung von Einzelschulen und 
Einrichtungen der Partner aber nicht aus, um eine flächen-
deckende Infrastruktur ganztägiger Bildung zu gewährleisten. Zu 
implementieren ist darüber hinaus vielmehr auch eine integrier-
te Fachplanung auf lokaler Ebene, in deren Kontext z.B. Jugend-
hilfe-, Schulentwicklungs-, Raum-, Verkehrs- und Sozialplanung 
unter Bildungsaspekten aufeinander abgestimmt sind. In diesem 
Zusammenhang wird ein erheblicher Ressourceneinsatz erforder-
lich, etwa in Form der Konstitution regionaler Bildungsbüros. 3

Aber auch auf zivilgesellschaftlicher Ebene bedarf es lokal 
aufgestellter Akteure, z.B. in Form einer Aktivierung von Träger- 
und Schulverbünden, von Arbeitsgemeinschaften nach § 78 KJHG 
und der Schaffung eines gemeinsamen Unterausschusses von Ju-
gendhilfe- und Schulausschuss zu Fragen der lokal vernetzten 
ganztägigen Bildung. Mit Hilfe solcher Strukturen und Gremien 
kann das Angebotsspektrum deutlicher an übergeordneten (loka-
len) fachpolitischen Zielen entlang entwickelt und im Rahmen ei-
ner „Kooperation auf Augenhöhe“ zwischen den unterschiedlich 
institutionalisierten Bildungsanbietern eine verbesserte Kon-
zeptqualität im Ganztag erreicht werden. Die Umsetzung der Kon-
zeptionen in konkrete Bildungspraxis kann dann z.B. durch in-
ter-institutionell getragene lokale Wirksamkeitsdialoge und eine 
Zertifizierung non-formaler Bildungsangebote im Ganztag in An-
griff genommen werden.

Diese zivilgesellschaftlichen Elemente sind idealerweise ein-
gebunden in ein öffentlich verantwortetes und hauptamtlich-
verbindlich gepflegtes, zugleich aber partizipativ strukturiertes, 
lokales Bildungsnetz. Eine solchermaßen lokal verantwortete 
Ganztagsbildung überschreitet den Horizont von Ganztagsschu-
le und bildet einen wichtigen Schritt hin zur Umgestaltung des 
gesamten lokalen Raums als anregende Lern- und Lebensumge-
bung. In den Blick zu nehmen sind dabei nicht nur explizite pä-
dagogisch vorstrukturierte Angebotsformen, sondern auch die 
Schaffung von Gelegenheitsstrukturen für informelles, selbst-
bestimmtes Lernen. Schritte in diese Richtung sind die betei-
ligungsorientierte (Um-)Gestaltung des Schulgeländes, Quartiers 
und des lokalen Raums als Ganzem, die Stärkung der Akzeptanz 
selbstbestimmter – möglicherweise: „zweckwidriger“ – kreativer 
Aneignungsformen durch Kinder und Jugendliche, sowie die Sen-
kung von Zugangsschwellen für Kinder und Jugendliche zu etab-
lierten Bildungseinrichtungen (Museen, Bibliotheken, ...).

Erste Schritte

Die Gestaltung lokaler Bildungslandschaften verlangt einen 

3 Im Bildungsbüro des Landkreises Herford arbeiten acht fachliche MitarbeiterInnen und vier Verwaltungskräfte. Dies macht die Größen-
ordnung der lokal aufzubringenden Ressourcen deutlich. Lokale Bildungslandschaften gibt es nicht zum Nulltarif.

4 Holtkamp, L. 2007: Local Governance. In: Benz, A. et al.: Handbuch Governance. Theoretische Grundlagen und empirische Anwendungs-
felder. Wiesbaden: 366-377
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5 So etwa im Landkreis Groß-Gerau in Hessen. Vgl.: Projektleitung Selbständige Schule (Hg.) 2004: Regionale Bildungslandschaften. 
Grundlagen einer staatlich-kommunalen Verantwortungsgemeinschaft. Troisdorf: 80-86

langen Atem und lässt sich daher nicht mit knappen Ratsmehr-
heiten, sondern nur im partei- und institutionsübergreifenden 
Grundkonsens verwirklichen; zudem müssen die kommunalen 
Spitzen und die Schulamtsleitung aktiv steuernd in den Imple-
mentierungsprozess involviert sein. Ein gemeinsames kommuna-
les Dezernat „Jugend und Schule“ mit Ansätzen der Verwaltungs-
integration auf Ämter- bzw. Fachdienstebene ist ebenso hilfreich 
wie eine auf die einzelnen Gebietskörperschaften hin regionali-
sierte staatliche Schulaufsichtsbehörde. Eine wichtige Aufgabe 
dieser Administration ist die Implementierung einer integrierten 
lokalen Sozial- und Bildungsberichterstattung, um den Bildungs-
effekt innovativer Maßnahmen besser abschätzen zu können.

Jenseits dieser administrativen Strukturen sind konkrete 
Ansätze zur Schaffung oder Stärkung einer Aushandlungs- und 
Partizipationskultur zwischen den Akteuren notwendig („local 
governance“ 4) zu stärken, und zwar sowohl in Bezug auf die zi-
vilgesellschaftlichen Bildungsanbieter als auch hinsichtlich der 
Familien sowie der Kinder und Jugendlichen selbst.

Im schulischen Bereich ist darauf zu achten, dass es künftig 
verstärkt zu der fachpolitisch geforderten Verzahnung von Unter-
richt und außerunterrichtlichen Angeboten kommt; der Ganztag 
muss auch den Unterricht verändern! Wichtige Anstöße hierfür 
können thematisch gezielte und flächendeckende „Tandem-Fort-
bildungen“ für PraktikerInnen aus Schule und Jugendhilfe sowie 
die Ausrichtung entsprechender lokaler Fachtage geben.

Die kommunalen Rahmenbedingungen für die Gestaltung lo-
kaler Bildungslandschaften schließlich lassen sich durch den 
Abschluss von Kooperationsvereinbarungen zwischen Kommune 
und Bundesland mit dem Ziel der Schaffung einer „Bildungsregi-
on“ mit erweiterten Planungs- und Budgetierungsspielräumen 
erheblich verbessern. 5

Der Autor, Dr. Stolz, ist wissenschaftl. Referent am 
Deutschen Jugendinstitut mit den Arbeitsschwerpunkten 
Kooperation Jugendhilfe - Schule, Lokale Bildungsland-
schaften, Ganztagsschule und Bildungsforschung.
Kontakt: stolz@dji.de
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– I –

Wenn von Bildung die Rede ist, stehen in der Öffentlichkeit 
in der Regel die Länder im Vordergrund. Kaum oder wenig wahr-
genommen werden hingegen Zuständigkeiten und Aufgaben der 
Kommunen in der Bildung. Dabei haben die Städte wichtige Kom-
petenzen in den verschiedensten Bildungsbereichen: 

 • Als örtliche Träger der Jugendhilfe sind die Städte für die För-
derung von Kindern in Tageseinrichtungen bzw. Kindergärten 
im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung zuständig; die 
Gesetzesregelung sieht dabei auch ausdrücklich einen eigen-
ständigen Bildungsauftrag vor (§ 22, 2 SGB VIII);

 • die außerschulische Jugendbildung ist Bestandteil der Ju-
gendarbeit gemäß § 11 SGB VIII;

 • im Schulbereich sind die Kommunen Träger der allgemeinen 
und beruflichen Schulen (94 % der etwa 42.000 Schulen in 
Deutschland befinden sich in kommunaler Trägerschaft);

 • im Bereich der Weiterbildung gehört die Volkshochschule 
zum Regelangebot der Kommunen; die knapp 1.000 Volks-
hochschulen in Deutschland befinden sich teils in direkter 
kommunaler Trägerschaft oder werden im Rahmen anderer 
Rechtsformen (z. B. e. V.) durch die Kommunen maßgeblich 
gefördert;

 • darüber hinaus gehört eine Vielzahl weiterer Bildungseinrich-
tungen bzw. bildungsnaher Einrichtungen zur kommunalen 
Bildungsinfrastruktur; zu nennen sind hier insbesondere öf-

fentliche Bibliotheken, Musikschulen, Jugendkunstschulen, 
Beratungsdienste in der Weiterbildung, Schulpsychologische 
Dienste u. a. m. 

Bildung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen sind 
somit zentrale Gestaltungsaufgaben kommunaler Selbstverwal-
tung. Wenngleich der kommunale Gestaltungsspielraum in der 
Jugendhilfe auf Grund der Selbstverwaltungsaufgabe größer ist 
als im Schulbereich, sind auch die Schulen zunehmend Gegen-
stand des kommunalen Engagements in der Bildung. Es wäre ver-
messen und eine Überforderung, den Kommunen für die Zukunft 
die entscheidende Rolle bei der Bildung zu überantworten. Fest 
steht jedoch, dass den Kommunen als bildungspolitischen Akteu-
ren vor dem Hintergrund der gewandelten Aufgaben der Schulen, 
den zusätzlichen Anforderungen an die Bildung oder der Situa-
tion am Arbeitsmarkt künftig erheblich größere Bedeutung zu-
kommen wird. 

– II –

Eine zentrale Rolle beim Engagement der Kommunen in der 
Bildung spielt der Schulbereich. Schule in kommunaler Träger-
schaft ist der Regelfall in Deutschland. Weit über 90 % aller öffent-
lichen Schulen, allgemeinbildende wie berufsbildende Schulen, 
werden von den Städten, Gemeinden und Kreisen getragen. Nach 
den Schulgesetzen der Länder wird hinsichtlich der Zuständigkei-
ten von Land und Kommunen traditionell zwischen sog. inneren 

Inhalt und Perspektiven kommunaler 
Bildungsplanung

von Klaus Hebborn, Beigeordneter Deutscher Städtetag



Gestaltete Übergänge als wichtige Bestandteile von lokalen Bildungslandschaften
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und äußeren Schulangelegenheiten unterschieden. Im Kern ist 
Schulträgerschaft durch die Zuständigkeit für die äußeren Schul-
angelegenheiten definiert. Damit gemeint sind vor allem Sachauf-
wandsträgerschaft bzw. die Zuständigkeit für den Bau, die Errich-
tung und Ausstattung der Schulen sowie deren Unterhaltung und 
Verwaltung. Dieser bestehende Dualismus der Zuständigkeiten  
ist seit jeher ein Charakteristikum der deutschen Schulverfas-
sung und mit erheblichen Problemen in der Praxis verbunden,  
die in diesem Beitrag nicht weiter thematisiert werden.

Ich möchte stattdessen auf die veränderte Rolle der Schulträ-
ger, wie sie sich in den etwa zehn vergangenen Jahren entwickelt 
hat, eingehen. Im Zuge der Verwaltungsmodernisierung in den 
Städten mit ihren Bestrebungen nach mehr Effizienz, Bürgernä-
he und Qualitätsverbesserung ist vielfach eine Veränderung des 
kommunalen Rollenverständnisses im Hinblick auf die Wahrneh-
mung der Schulträgeraufgaben festzustellen: An die Stelle vor-
rangiger Sachaufwandsträgerschaft ist in vielen Städten das Be-
streben getreten, auf eine zukunftsfähige Schulentwicklung vor 
Ort und die Qualität der Schulen hinzuwirken. Diese Entwicklung 
ist durch die PISA-Ergebnisse zusätzlich verstärkt worden. Kom-
munale Schulträgerschaft im herkömmlichen Sinne wandelt sich 
zunehmend zu einer ganzheitlichen Sichtweise von Schul- bzw. 
Bildungspolitik. 

Der Wandel des kommunalen Aufgabenverständnisses im 
Schulbereich geht nicht nur auf die Aufgabe der Daseinsvorsor-
ge zurück, sondern vielmehr auch auf die wachsende Erkenntnis, 
dass ein modernes und funktionierendes Bildungswesen sowie 
entsprechend qualifizierte Bürgerinnen und Bürger im Hinblick 
auf die örtliche Struktur- und Wirtschaftsentwicklung eine zen-
trale Bedeutung zukommt. Ein weiterer Aspekt ist, dass eine neue 
Form der Zusammenarbeit von Ländern und Kommunen insbeson-
dere auf der örtlichen Ebene notwendig ist, um Aufgaben und An-
forderungen im Schulwesen zukunftsorientiert bewältigen zu 
können.

Vor diesem Hintergrund haben viele Städte ihr Engagement 
im Bildungswesen insgesamt neu definiert. Der Gestaltungsauf-
trag und Vernetzungsgedanke stehen dabei im Mittelpunkt. Aller-
dings wird von Seiten der Kommunalpolitik zunehmend kritisch 

konstatiert, dass die Kommunen zwar erhebliche Leistungen für 
die Schulen erbringen, diesen Leistungen jedoch nur ein unzurei-
chender Einfluss auf die Entwicklung und die Qualität der Schulen 
gegenübersteht. Entsprechend werden von kommunaler Seite und 
von den kommunalen Spitzenverbänden seit Jahren Forderungen 
nach einer Stärkung der Stellung des Schulträgers erhoben. 

– III –

Voraussetzung für eine veränderte Wahrnehmung von Bil-
dungsaufgaben im angesprochenen Sinne ist, Schul- und Bil-
dungspolitik auch im kommunalen Bereich als Querschnittsauf-
gabe und übergreifenden Reformansatz zu begreifen, der unter 
Beteiligung aller gesellschaftlichen Akteure diskutiert und mit 
den notwendigen inhaltlichen und finanziellen Entscheidungen 
versehen wird. Auf Grund von Erfahrungen von unterschiedlichen 
Städten ergeben sich folgende Handlungsmöglichkeiten: 

Entwicklung von Leitbildern für ein erweitertes bildungs-
politisches Engagement

Eine Reihe von Städten (z. B. Essen, Mannheim) hat bildungs-
politische Leitlinien als Gestaltungsrahmen für das kommunale 
bildungspolitische Engagement entwickelt und verabschiedet. 
Darin werden die grundlegenden Zielvorstellungen und darauf 
aufbauend konkrete Handlungsmöglichkeiten und -spielräume 
formuliert. In einigen Fällen sind weitergehend Bildungsindi-
katoren entwickelt worden, anhand derer die kommunale Schul- 
und Bildungspolitik gesteuert und der Grad der Zielerreichung 
gemessen werden kann. Einige Städte sind dazu übergegangen 
bzw. planen, regelmäßig kommunale Bildungsberichte zu ver-
öffentlichen (Projekt „Kompass“). Weitere Beispiele sind die Ein-
setzung einer Bildungskommission auf der kommunalen Ebene 
(Dortmund) oder die Bildungsoffensive der Stadt Ulm. 

Initiierung von öffentlichem Diskurs und Aktivierung 
bürgerschaftlichen Engagements

Nahezu ebenso wichtig ist die Initiierung eines öffent-
lichen und fortlaufenden Diskussionsprozesses, in dem sich die 
Stadt, d. h. Kommunalpolitik und Verwaltung, und die bildungs-
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politisch relevanten Akteure vor Ort über die zukünftige Ge-
staltung der Bildungsinfrastruktur und Bildungsschwerpunkte 
verständigen. In diesem Kontext ist es möglich, bürgerschaft-
liches Engagement für die Bildung vor Ort zu mobilisieren. 

Unterstützung und Förderung der Bildungseinrichtungen 
vor Ort im Sinne von Qualitätsentwicklung und Innovation

Hinsichtlich der konkreten Unterstützungsleistungen und 
Strukturen insbesondere für die Schulen wird auf ein ausführ-
liches Papier des Deutschen Städtetages zum Thema „Schule als 
kommunale Gestaltungsaufgabe“ verwiesen .1

Vernetzung bzw. Zusammenführung der für Kinder und 
Jugendliche relevanten Politikfelder, insbesondere von 
Schule und Jugendhilfe

Insgesamt geht es darum, Schul- und Bildungspolitik ange-
sichts deren Bedeutung für die Zukunft der Kinder und Jugend-
lichen zu einem Schwerpunkt des kommunalpolitischen Handels 
zu machen. 

– IV –

Die Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe ist als po-
litisches Postulat unbestritten; über deren Notwendigkeit be-
steht – in fachlicher Hinsicht wie auch im Hinblick auf den effi-
zienten Einsatz von Ressourcen – allgemeiner Konsens. Hier gibt 
es eine Vielzahl von Beispielen gelungener Kooperation. Gleich-
wohl erscheint es notwendig, die Zusammenarbeit zu systemati-
sieren und dauerhaft institutionell abzusichern. Die Kommunen 
sollten ihre Möglichkeiten in diesem Sinne für die organisatori-
sche, fachliche und finanzielle Vernetzung beider Bereiche nach-
haltig nutzen. 

In diesem Zusammenhang sind insbesondere folgende Maß-
nahmen zu nennen:

 • Kommunale Bildungsplanung sollte zu einem fachübergrei-
fenden Handlungsansatz unter Beteiligung aller gesellschaft-
lichen Akteure weiter entwickelt werden, der Schulentwick-
lungs- und Jugendhilfeplanung integriert. Die Kompetenz 
der freien Träger sollte dabei einbezogen werden;

 • Ausbau der Zusammenarbeit zwischen Kindergärten und 
Grundschulen, insbesondere durch die gemeinsame Entwick-
lung von Bildungsplänen, die Entwicklung von individuellen 
Entwicklungsdokumentationen oder auch die Zusammenfas-
sung von Ressourcen für gemeinsame Maßnahmen (z. B. früh-
zeitige Sprachdiagnostik und Sprachförderung);

 • Zusammenarbeit beim Ausbau von Ganztagsschulen bzw. bei 
der Schaffung ganztägiger Angebote, insbesondere durch die 
Entwicklung gemeinsamer Konzepte von Schulen und freien 
Trägern, durch Einbeziehung der Jugendarbeit in das schu-

lische Angebot, Vereinbarungen zwischen Schulträgern und 
Trägern der freien Jugendhilfe (Vorteile für die Jugendhilfe: 
Erreichen von mehr Kindern und Jugendlichen – Vorteile für 
die Schulen: Erweiterung des schulischen Angebotes);

 • Zusammenarbeit bei der Unterstützung von Kindern und Ju-
gendlichen mit Lernproblemen und sozialer Benachteiligung, 
insbesondere durch die Kombination von Hilfsmaßnahmen 
und Ressourcen bei Hilfen zu Erziehung, Sozialarbeit an 
Schulen, Schulverweigerern, Übergang Schule – Beruf (auch 
in Zusammenarbeit mit den örtlichen Agenturen für Arbeit);

– V – 

Die inhaltliche Zusammenarbeit und Vernetzung sollte mit 
Blick auf die notwendige Nachhaltigkeit auch organisatorisch 
umgesetzt werden. Dabei sind zusammenfassend verschiedene 
Möglichkeiten zu unterscheiden:

In einer Reihe von Städten wird die organisatorische Zusam-
menführung von kommunaler Schul- und Jugendverwaltung in 
einem gemeinsamen Amt oder Fachbereich diskutiert bzw. vor-
bereitet. Entsprechend können die Zuständigkeiten für Bildung 
und Jugend auf der kommunalpolitischen Ebene in einem ge-
meinsamen Ausschuss konzentriert werden. Die Stadt Mülheim/
Ruhr z. B. hat die Zuständigkeiten in einem Amt für Schule, Ju-
gend und Kinder gebündelt. Inwieweit ein solches Modell über-
tragbar ist, muss vor dem Hintergrund der örtlichen Verhältnis-
se und Beteiligten entschieden werden. Dabei ist u.a. die Frage 
zu entscheiden, ob ein solches Amt mit seiner Größe ausreichend 
steuerbar ist.

Eine andere Möglichkeit der Vernetzung besteht in der Zu-
sammenfassung von einzelnen Diensten beider Fachbereiche wie 
z.B. Erziehungsberatungsstellen und Schulpsychologische Diens-
te. Hierdurch können Verbesserungen der Qualität der Leistungen 
und Effizienzgewinne durch Synergieeffekte erreicht werden. 

Schließlich ist eine projektbezogene Zusammenarbeit in den 
o.a. inhaltlichen Feldern unter Bildung eines Sonderbudgets, das 
aus den Ressourcen beider Fachbereiche gespeist wird, möglich. 

Grundsätzlich lassen sich alle genannten Maßnahmen mit-
einander kombinieren. 

– VI –

Im Hinblick auf eine aktive und gestaltende Rolle der Kom-
munen im Bereich der Bildung sind auch Forderungen an die Län-
der zu richten. Diese beziehen sich insbesondere auf den Schul-
bereich, weil dort die kommunalen Gestaltungsrechte wesentlich 
geringer als im Jugendhilfebereich sind. Im Hinblick auf eine 
aktiv-gestaltende Rolle der Städte geht es insbesondere darum, 
kommunale Organisations- und Gestaltungsrechte zu erweitern, 

1 Erschienen in den Mitteilungen des Deutschen Städtetages vom 26.03.2002, Folge 6 / Nummer 191-230 / Jg. 57. Das Positionspapier be-
schreibt die sich wandelnde Auffassung von Schulträgerschaft über die reine Sachaufwandsverantwortung hinaus. Sie bietet Argumente für die 
Realisierung gemeinsamer Bildungsverantwortung von Kommune und Land.
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um ein leistungsfähiges, bedarfsgerechtes und wohnungsnahes 
Schulangebot vor Ort langfristig zu erhalten und in Zeiten knap-
per öffentlicher Mittel weiterzuentwickeln. 

Konkret bedeutet dies: 

 • Erweiterte Entscheidungs- und Organisationsrechte der Kom-
munen bei der Gestaltung der örtlichen Schulorganisation 
und der Schulstrukturen; hierzu gehört z. B. die Möglich-
keit zur organisatorischen Kombination von Bildungsgängen 
oder zur Zusammenfassung verschiedener Schulformen zu 
Verbundschulen;

 • die kommunalen Mitwirkungsrechte bei der Besetzung von 
Leitungsstellen im Schulbereich sind zu verbessern; ange-
sichts der Entwicklung zur Selbstständigkeit der Schulen 
gewinnen die Schulleitungen für den Schulträger erheblich 
an Bedeutung, entsprechend sollte die kommunale Mit-
sprache bei den Stellenbesetzungen verbessert werden ; 

 • das bestehende Schulfinanzierungssystem bedarf einer 
grundlegenden Überarbeitung. Dies gilt insbesondere für den 
Bereich des schulischen Ergänzungspersonals an der Schnitt-
stelle zwischen lehrendem und verwaltendem Personal (z. B. 
Sozialpädagogen, Betreuungsfachkräfte, Pflegepersonal beim 
integrativen Unterricht etc.). Hinsichtlich der Kostenträger-
schaft dieses Personals gibt es in zahlreichen Bundesländern 
keine klaren Regelungen. Vielfach werden Entscheidungen 
über die Zuständigkeit durch die obersten Gerichte getroffen. 
Für die Schulen und die betroffenen Eltern ist die ungeklärte 
Zuständigkeit bzw. daraus resultierende Auseinandersetzun-
gen zwischen Ländern und Kommunen unzumutbar. 

– VII –

Die Entwicklung in den vergangenen Jahren macht deut-
lich, dass die entscheidende Handlungsebene für Entwicklung 
und Qualität des Schul- bzw. Bildungswesens die verschiedenen 
Einrichtungen vor Ort sind. In diesem Zusammenhang können 
die Städte einen wichtigen Beitrag zur Schaffung entsprechen-
der Unterstützungssysteme, zur Vernetzung von Zuständigkei-
ten und Ressourcen oder zur Aktivierung bürgerschaftlichen En-
gagements leisten. Das kommunale Engagement sollte zukünftig 
vor allem darauf ausgerichtet sein, aktiv-gestaltend auf die Bil-
dungsentwicklung vor Ort einzuwirken und die handelnden Ak-
teure auf der örtlichen Ebene zu vernetzen. Den Ländern kommt 
die Aufgabe zu, die rechtlichen und finanziellen Voraussetzun-
gen für ein erweitertes Engagement der Städte im Bildungswesen 
zu schaffen.

Der Autor, Klaus Hebborn, ist Beigeordneter des Deutschen 
Städtetages und hier Leiter des Dezernats Bildung, Kultur und 
Sport. 
Deutscher Städtetag
Lindenallee 13-17, 50968 Köln
Kontakt: post@staedtetag.de
Tel. 0221/3771-0

Der Deutsche Städtetag hat mehrere Positionspapiere zum The-
ma Bildung kommunal gestalten und zu Fragen der kommunalen 
Schulträgerschaft veröffentlicht. Unter anderem „Bildungsreform 
aus kommunaler Sicht“, ein Positionspapier des Deutschen Städt-
etages zu den Konsequenzen aus der PISA-Studie und den Empfeh-
lungen des Forums Bildung.

Am 22. und 23. November führt der Deutsche Städte-
tag in Aachen den Kongress „Bildung in der Stadt (Kom-
munale Bildungsverantwortung in Zeiten des gesell-
schaftlichen Wandels) durch. Infos unter: www.staed 
tetag.de/10/veranstaltungen/artikel/01768/index.html
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Seit Jahren steht hierzulande in der bildungs- und sozial-
politischen Diskussion die Notwendigkeit der Verbesserung der 
schulischen Bildungsqualität im Vordergrund. Das deutsche Bil-
dungssystem wird im internationalen Vergleich insbesondere hin-
sichtlich der Qualität der Leistungen (Kompetenzen) der Schü-
lerInnen und der Integration von (sozial) Benachteiligten als 
mangelhaft bewertet. Auf Bundes- und Landesebene wird ver-
sucht, dieser „Bildungsmisere“ mit strukturellen und inhaltlichen 
Förder- und Modernisierungsprogrammen beizukommen, wobei 
das „Investitionsprogramm Zukunft, Bildung und Betreuung“ des 
Bundes zum Ausbau der Ganztagsschulen an erster Stelle zu nen-
nen ist. Die hier erreichten quantitativen Veränderungen können 
sich sehen lassen. So standen im Land Brandenburg zum Ende 
des Schuljahres 2006/2007 insgesamt 251 Ganztagsschulen bzw. 
Schulen mit ganztägigen Angeboten in der Primar- und Sekun-
darstufe I zur Verfügung. Es ist aber zu resümieren, dass die da-
mit erhofften qualitativen Veränderungen bisher hinter den Er-
wartungen zurück geblieben sind. 1

„Der bildungspolitische Wille für Ganztagsschulen sichert kei-
neswegs eine Erfolgsquote im und für das Bildungssystem. (….) 
Der in der Sozialpädagogik eingeführte Begriff der „Ganztagsbil-
dung“ (…) kritisiert implizit den gängigen Irrtum, man könne 
die Halbtagsschule allein durch ihre „Ausweitung auf den ganzen 
Tag“ verbessern.“ (Bock, Andresen, Otto, S. 338)

Die hier vorgebrachte Kritik und Skepsis ist vor allem darin 
begründet, dass hinsichtlich der Entwicklung von Kooperationen 

zwischen Schule und außerschulischen Partnern (insbesondere 
der Jugendhilfe) bislang nur marginale Verbesserungen erreicht 
wurden. So werden diese Kooperationen noch zu häufig lediglich 
pro forma eingegangen und nicht mit Inhalten gefüllt bzw. erfol-
gen in der Umsetzung eher additiv.

Dabei sind sich spätestens seit dem 12. Kinder- und Jugend-
bericht der Bundesregierung 2005 Fachwelt und Politik darüber 
einig, dass es sich bei der Kooperation zwischen Schule und an-
deren Partnern um einen elementaren, für eine qualitative Wei-
terentwicklung des gesamten Bildungssystems unverzichtbaren 
Baustein handelt: So kommen die Autoren des 12. Kinder- und Ju-
gendberichtes zu folgendem Fazit: 

„Die Realisierung eines umfassenden Bildungskonzepts setzt 
eine grundlegende Veränderung der Schule sowie ein Zusammen-
spiel von Schule und anderen Bildungsorten und Lernwelten vo-
raus. (…) Schule muss für Kinder und Jugendliche zu einem Ort 
umfassender Gelegenheiten und vielfältiger Anregungen für ihre 
Bildung werden. Dazu müssen am Ort Schule lebenslagen- und 
altersspezifische Leistungen und Angebote der Jugendhilfe und 
anderer Bildungsträger eingerichtet und vorgehalten werden.“ (S. 
563 f.)

Wie kann bzw. muss dieses Zusammenspiel von Schule und 
anderen Bildungsorten ausgestaltet sein, um den Anspruch an 
ein umfassendes Bildungskonzept erfüllen zu können?

Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, die 
Notwendigkeit und Möglichkeit einer „konzertierten“, aufein-

Plädoyer für die Entwicklung lokaler 
Bildungslandschaften

von Dr. Klaus Schorner

1 vgl. hierzu Holtappels, H.G. Ganztagsschule in Deutschland – Situationsanalyse und Forschungsergebnisse. In: Die Ganztagsschule Heft 
1–2005 / 45. Jahrgang. Holtappels spricht hier von der „Ausbau-Qualitäts-Falle“

Lokale Bildungslandschaften: Bildungsprogramme für die Kleinen – bis ins hohe Alter 
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ander abgestimmten und bildungsbiografisch verzahnten Palet-
te von Bildungs- und Betreuungsangeboten aus der Perspektive 
der Adressaten – also der Kinder, Jugendlichen und ihrer Eltern – 
durch einen Blick auf einen Lebenslauf darzustellen. 

Ein Beispiel: Katrin

Katrin, heute 27 Jahre alt, kann (bislang) als erfolgreich so-
zialisiert bezeichnet werden. Sie steht kurz vor dem Abschluss 
ihres Pharmaziestudiums, das sie nach dem Abitur an einer Ge-
samtschule und einer Berufsausbildung als Pharmazeutisch-
technische Assistentin begonnen hatte. Seit drei Jahren lebt sie 
mit ihrem Freund zusammen in einer kleinen Wohnung im Speck-
gürtel Berlins. Den Wunsch nach einem eigenen Kind haben die 
beiden auf einen späteren Zeitpunkt verschoben, wenn sie denn 
ihre ersten Schritte in der Erwerbstätigkeit erfolgreich bewältigt 
haben. Katrins Partner studiert ebenfalls und bestreitet wie sie 
seinen Lebensunterhalt aus einem Mix von BAföG und Jobs. Die 
Eltern stehen für finanzielle Engpässe auch noch bereit. 

Wenn man die unzähligen Unterstützungs- und Förderimpul-
se im Rahmen der familiären Erziehung ausblendet und gemein-
sam mit den Eltern retrospektiv nach den für Katrins Entwick-
lung relevanten Bildungs- und Betreuungsarrangements fahndet, 
dann wird deutlich, dass Katrin als noch zu DDR-Zeiten gebore-
nes Kind in ihren ersten Jahren von einigen der damaligen Ange-
bote profitierte.

Ihre Eltern waren beide im Schichtdienst tätig und hatten die 
Möglichkeit, Katrin bereits ab ihrem 6. Lebensmonat in der Be-
triebskinderkrippe unterzubringen. Dieses Angebot konnten die 
Eltern bis zu Katrins Einschulung nutzen. Hier ist nicht der Ort, 
ideologische Überfrachtungen des DDR-Vorschulsystems zu dis-
kutieren. Festzuhalten bleibt, dass es eine Betreuungsmöglich-
keit gab, auch für die Abendstunden und das Wochenende, die 
es den Eltern ermöglichte, Kinderbetreuung und Erwerbstätigkeit 
miteinander zu vereinbaren. 

Das Bildungs- und Förderangebot in der Krippe und im Kin-
dergarten erschien den Eltern dabei, insbesondere auf musischem 
und sportlichem Gebiet, als nicht ausreichend. So meldeten sie 
Katrin bereits mit fünf Jahren in einer AG Federball an, die von ei-
ner Sportlehrerin an der Schule für Kinder im Vorschulalter ange-
boten wurde, die Katrin ein Jahr später besuchen würde. 

Weiterhin wurde eine Musiklehrerin engagiert, die ihr pri-
vat Flöten- und Gitarrenunterricht erteilte. Diese zusätzlichen 
Angebote und damit verbundenen Termine waren unter Schicht-
arbeitsbedingungen organisierbar, da sowohl die Schulturnhalle 
als auch die Wohnung der Musiklehrerin im gleichen Wohngebiet 
der Familie lagen. 

Aufwändiger wurde das Bringen und Abholen dann, als die Fa-
milie in der Nachwendezeit ihr Eigenheim in einem ländlicheren 
Nachbarort der Kreisstadt bezog und daher im Halbjahr der ers-
ten Klasse eine Umschulung von Katrin erfolgen musste. Die Ver-
kehrsinfrastruktur war weder flexibel noch ausgebaut genug. So 
mussten die Eltern diese Aufgabe solange per PKW sichern, bis 
Katrin alt genug war, um wenigstens einige ihrer – inzwischen 
weiter angewachsenen – Freizeitverpflichtungen mittels Fahrrad 

zu erreichen. Ihr Bewegungsradius war dadurch erweitert, aller-
dings auch die Ängste und Befürchtungen der Eltern. Neben der 
Musik blieb es beim Sport, allerdings wechselte sie häufiger, über 
Leichtathletik schließlich zum Schwimmen, alles ohne allzu gro-
ßen Leistungsdruck, sondern eher, um in der Gruppe mit Freun-
dInnen zusammen zu sein. Ab dem 13. Lebensjahr wurde dann 
der Aufenthalt im (gegen anfängliche Widerstände der Gemeinde) 
selbst erkämpften und gestalteten Jugendclub sowie die Freunde 
und Freundinnen immer wichtiger. 

Auf Drängen der Eltern, weniger aus eigenem Wunsch, nahm 
Katrin an der Jugendweihe teil. Die im Vorfeld der Weihe ange-
botenen Exkursionen und Diskussionen erweiterten ihr Weltbild 
und, ohne dass sie sich dessen bewusst war, erhielt sie hier we-
sentliche Impulse und die Basis für ihre ethische Grundhaltung. 
Auch die nunmehr formell vollzogene, ritualisierte Aufnahme in 
den „Kreis der Erwachsenen“ formte ihre Persönlichkeit und be-
sonders ihr Selbstwertgefühl mit. Inzwischen stand für sie fest, 
dass sie das Abitur ablegen wollte. Sie wechselte daher nach Be-
endigung der 10. Klasse an der örtlichen Gesamtschule auf eine 
musikbetonte Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe in einem 
weiter entfernten, aber per S-Bahn erreichbaren Ort. In den be-
rufsorientierenden Praktika des 8. und 9. Schuljahres hatte sie 
zum ersten Mal Kontakt und Erfahrungen mit der pharmazeuti-
schen Praxis in einer Apotheke machen können, in der sie seit-
dem immer mal in den Ferien oder auch an Samstagen jobbte und 
sich ihr Taschengeld aufbesserte. So wuchs das Interesse an die-
ser sehr anspruchsvollen Arbeit und prägte sich nach und nach ihr 
Berufs- und späteres Studienziel aus.

Hier beende ich die – holzschnittartige – Darstellung einer 
absolut alltäglichen Kindheit und Jugend. Es versteht sich von 
selbst, dass dieses retrospektive und vereinfachte Beispiel nicht 
repräsentativ und schon gar nicht modellhaft sein kann, dazu 
sind die Lebensentwürfe und -bedingungen von Familien viel zu 
differenziert. Aber es lassen sich dennoch einige generelle Folge-
rungen für die Weiterentwicklung von zukunftsorientierten Bil-
dungslandschaften ableiten.

Im Folgenden werden Elemente benannt, die unter dem Fokus 
„Betreuungs- und Bildungsangebote“ (im weitesten Sinn) elemen-
tar und für eine (positiv) verlaufende Persönlichkeitsentwicklung 
relevant waren. Dabei geht es vor allem darum festzustellen, in-
wieweit lokal/regional vorhandene Strukturen in dieser Hinsicht 
fördernd bzw. störend wirken.

1. Frühkindliche Betreuung und Bildung

Fernab der parteipolitisch besetzten Diskussion zur frühkind-
lichen Betreuung und Förderung bleibt aus dem Beispiel Katrins 
festzuhalten, dass eine ergänzende, zeitlich flexible Betreuungs-
struktur im Nahraum (Erreichbarkeit!) für Kinder unter drei Jah-
ren, insbesondere für allein erziehende Mütter oder Väter, die das 
wünschen oder benötigen, vorhanden sein muss.

Dies ist in den neuen Bundesländern aus den „Rest“-Struk-
turen der DDR-Zeit noch eher die Regel als in den alten Ländern. 
Woran es aber auch hier allerorts fehlt, ist die Flexibilität, die An-
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passung an den Bedarf der Eltern (längere Öffnungszeiten der Ein-
richtungen, Wochenendbetreuung). Darüber hinaus geht es um 
ein erweitertes, modernes Bildungskonzept. Nicht nur der Aspekt 
der Betreuung, vor allem individuelle Förderung und die Entwick-
lung von sozialen Kompetenzen sowie die Vorbereitung auf den 
Wechsel in die nächste Stufe des Bildungssystems bestimmen das 
Konzept einer zeitgemäßen KiTa.

2. Komplementäre Bildungs-(Freizeit-)Angebote 

Im geschilderten Beispiel hatten die Eltern von sich aus, unter 
Berücksichtigung von Katrins Interessen und Bedürfnissen, nach 
ergänzenden Bildung-(Freizeit-)Angeboten gesucht. Aber nicht 
nur für Eltern, die dies nicht leisten können oder wollen, sondern 
aus einer gesellschaftlichen (staatlichen) Verantwortung für die 
nachwachsende Generation heraus, muss nach Möglichkeiten ge-
sucht werden, wie im Gemeinwesen (im Ort, der Stadt, im Kiez 
etc.) solche Angebote entwickelt, publik gemacht und Eltern und 
Kinder angeregt werden können, diese so frühzeitig wie möglich 
zu nutzen.

Die KiTas können und müssen hier eine zentrale Rolle spie-
len. Darüber hinaus müssen die Eltern stärker angesprochen und 
einbezogen werden, die von sich aus nicht aktiv werden. Steu-
ermöglichkeiten haben die Ämter (Jugend/Familie/Soziales/
Gesundheit) inklusive ihrer diversen Beratungs- und Unterstüt-
zungssysteme und HelferInnen durchaus. Der Mangel liegt hier 
meines Erachtens weniger in der Infrastruktur begründet als 
im fehlenden Gesamtkonzept: Einer Zusammenschau und abge-
stimmten, vernetzten, partnerschaftlichen Zusammenarbeit der 
unterschiedlichen Ressorts und Bereiche.

3. Jugendkulturelle Orte, Räume und Möglichkeiten nicht-
formellen Lernens

In den ersten Lebensjahren und in der Kindheit kommt vor 
allem den Müttern und Vätern die Aufgabe zu, eine förderliche 
und gedeihliche, anregungsreiche Lebenswelt für ihr/e Kind/
er zu gestalten. Dass dies unter Einbeziehung anderer Betreu- 
ungs-, Erziehungs- und Bildungsangebote geschehen muss, ist 
in den beiden vorangegangenen Punkten dargestellt worden. Mit 
zunehmendem Alter der Kinder wird die Gruppe der Gleichaltrigen 
immer wichtiger, und – vielfach verbunden mit einem komplizier-
ten Prozess der Ablösung und des Selbständigwerdens – die Suche 
und die Gestaltung von Räumen, die sich der Kontrolle und Kultur 
der Erwachsenenwelt entziehen. Dies ist eine ebenso wichtige wie 
konfliktträchtige Phase der Sozialisation. Unter dem Bildungs-
aspekt ist dieser Lebensabschnitt bedeutend, da hier die Heran-
wachsenden ihre Möglichkeiten und Grenzen erfahren können 
(und müssen) und sich dabei diejenigen Bildungselemente an-
eignen, die ihnen im Rahmen formeller, organisierter und antizi-
pierender Bildung kaum vermittelt werden (können). Viele dieser 
Erfahrungen können von den jungen Menschen selbst organisiert 
und selbst bestimmt werden. Der Freiraum für solche selbstorga-
nisierte und -bestimmte Erfahrungen muss ihnen dabei (von den 
Eltern, der Kommune, der Schule) eingeräumt bzw. von ihnen ein-
gefordert und auch erstritten oder erkämpft werden. Ein ande-

rer wichtiger Erfahrungsraum muss durch bedarfsorientierte, ju-
gendgemäße Angebote (z.B. im Rahmen der Jugendarbeit) oder 
insbesondere bei problematischer verlaufender, unangepasster 
Entwicklung (im Rahmen von Jugendsozialarbeit) bereitgestellt 
werden (im Sozialraum, in der Kommune). Dem Lebensabschnitt 
angemessen sind solche Angebote in jedem Fall partizipativ, also 
unter Mitwirkung und Mitbeteiligung der jungen Menschen zu 
entwickeln. 

4. Mobilität

Katrins Beispiel steht hier für die große Gruppe von Kindern 
bzw. Jugendlichen, die in städtischen bzw. stadtnahen Gegen-
den groß wird und die dort vorhandene öffentliche Verkehrs-
infrastruktur (wie z.B. die S-Bahnen im Berliner Umland) und 
Angebote nutzen kann. Dennoch zeigen sich hier Schwierigkei-
ten (langer Schulweg, Ängste der Eltern) und die Notwendigkeit, 
dass die Eltern Leistungen erbringen. Für ländlich strukturierte 
Gebiete (wie sie in Brandenburg reichlich vorkommen) verschär-
fen sich diese Schwierigkeiten und der (Zeit-)Aufwand enorm. 
Es bleibt die an sich profane, aber bedeutende Feststellung: Ver-
bandliche Jugendarbeit, kulturelle, sportliche oder anderweiti-
ge Bildungsangebote können nur dann persönlichkeitsfördernd 
wirken, wenn sie vorhanden und für die (potenziellen) NutzerIn-
nen erreichbar sind. Um das für möglichst viele zu sichern, ist es 
zuallererst erforderlich, in den Kommunen eine integrierte Bil-
dungsplanung einzuführen bzw. die vorhandenen Planungen zu-
sammenzuführen und zu erweitern. Im Zentrum stehen hier die 
(obligatorische) Jugendhilfeplanung und die Schulentwicklungs-
planung, welche von einem bisher rein quantitativen Planungs-
instrument zu einem qualitativen weiterentwickelt werden muss. 
Daneben sind die Sozialplanung sowie die Stadt- und Verkehrs-
planung zu nennen. Die Stimulierung und das Organisieren (ggf. 
durch finanzielle Anreizsysteme) individueller Transportmöglich-
keiten (von Eltern, Verwandten etc.) wären in diesem Zusammen-
hang zu prüfen.

 
5. Berufliche Orientierung

Selbstredend bieten das Elternhaus sowie schulinterne Res-
sourcen vielfältige Anregungspotenziale (durch Gespräche, Be-
triebserkundungen und -praktika, Praxislernen, etc.) und sind 
somit unverzichtbarer Bestandteil eines Vorbereitungssystems 
für den Übergang von Jugendlichen in die Ausbildung und Ar-
beitswelt.

Auch wenn hier Katrins Beispiel nur das – erfolgreiche – Ele-
ment „berufsorientierende Praktika“ anführt, können aus der 
aktuellen Fachdiskussion Erfolg versprechende Erfahrungen im 
kommunalen Verantwortungsbereich identifiziert werden, die 
verzahnt mit den bewährten schulischen Angeboten gestaltet 
und ausgebaut werden sollten. Neben den bereits beschriebenen 
Bereichen wie Kultur bzw. Jugendhilfe ist hier die Einbindung 
und Kooperation mit der örtlichen und regionalen Wirtschaft in-
klusive ihrer Verbände gefragt. Deren Interesse an möglichst gut 
motivierten und qualifizierten SchulabgängerInnen dürfte in ab-
sehbarer Zeit noch wachsen, so dass eine positive Bereitschaft für 
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erweiterte und innovative Informations- und Motivationsformen 
zur Gewinnung qualifizierten Nachwuchses unterstellt werden 
darf. Kommunen, neben den für Bildung zuständigen Bereichen 
auch die Wirtschaftsförderung, können und sollten in Kooperati-
on mit den regional zuständigen Außenstellen der Arbeitsagen-
turen und/oder den kommunalen ARGEn hier als Ansprechpart-
ner und Vermittler agieren.

6. Benachteiligtenförderung

Katrins Beispiel kann hier zunächst einmal als Folie dafür die-
nen, wie Eltern den Sozialisationsprozess begleiten und unter-
stützen können (Mobilität sichern, Betreuungsangebote wahr-
nehmen, Freizeit und Bildungsangebote außerhalb von Schule 
erschließen, Angebote „offerieren“, Verständnis für wechseln-
de Interessen und Freiraum für ein Mehr an Selbstverantwor-
tung). Was, wenn diese positiven Impulse und die Unterstützung 
fehlen? Über die Möglichkeiten hinaus, die sich bereits in eini-
gen der voraus geschilderten Bereiche angedeutet haben, muss 
hier eine (kommunale) Verantwortungswahrnehmung für sozi-
al benachteiligte oder auch gesundheitlich beeinträchtigte jun-
ge Menschen stattfinden. Das Prinzip des Forderns und Förderns 
in Zusammenhang mit der beruflichen (Wieder-)Eingliederung 
von Arbeitslosen muss obligatorisch in den bildungsbiographi-
schen Entwicklungsprozess im Rahmen einer kommunalen oder 
regionalen Bildungspartnerschaft integriert werden, und nicht 
erst greifen, wenn die/der Jugendliche keinen Ausbildungs- bzw. 
Arbeitsplatz findet. Hier sind vor allem jugendhilfe- und gesund-
heitsvorsorgerelevante Angebote, aber auch Sicherungssyste-
me angesprochen, die Betreuung, Erziehung und Bildung dann 
und dort sichern, wo und wenn Eltern – warum auch immer – die-
se Aufgabe nicht oder nicht ausreichend wahrnehmen. Letztlich 
ist das grundgesetzlich verankerte „staatliche Wächteramt“ die 
Grundlage solchen kommunalen Handelns. Dieses Handeln muss 
dann auf die Einbindung von Einrichtungen und Ressourcen/
Kompetenzen der Jugendhilfe gründen, aber verzahnt sein mit 
der Gesundheitsvor- und -fürsorge ebenso wie mit den Leistun-
gen und Diensten der Ordnungsämter oder auch der Polizei und 
Justiz.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass in jeder 
Stadt, in jedem Amt und vor allem in jedem Landkreis eine Fül-
le von institutionellen staatlichen, gesellschaftlichen, bürger-
schaftlichen Ressourcen (wie z.B. Vereine, Clubs und andere 
Netzwerke) existiert. Diese arbeiten aber noch zu oft unabhän-
gig, parallel und unverbunden nebeneinander und können daher 
ihre Potenziale zur Förderung der Kinder, Jugendlichen und Fa-
milien nicht entfalten. 

Abschließend sollen daher die (ausgewählten) Beispiele un-

ter dem Aspekt aufgegriffen werden, welche Schritte Kommunen 
gehen können, um zu einem effizienteren, partnerschaftlichen 
System der Bildung, Erziehung und Betreuung zu gelangen.

Problem erkennen

Es ist ein wachsendes Interesse und Problembewusstsein der 
kommunalen Entscheidungsträger für die bewusste Mitgestal-
tung von Bildungsprozessen im kommunalen Kontext bemerk-
bar. Mit Blick auf die in den letzten Jahren von den kommunalen 
Spitzenverbänden im Land und im Bund verabschiedeten Positi-
onspapiere zu Bildungs- und Erziehungsfragen kann davon aus-
gegangen werden, dass die Kommunen ihre Verantwortung für 
eine Verbesserung der Bildungsergebnisse der jetzigen und künf-
tigen Generationen von Kindern und Jugendlichen erkannt und 
längst begonnen haben. Dies zeigen z.B. die Maßnahmen zur Qua-
litätsverbesserung (z.B. ponte 2) und der inhaltlichen Verantwor-
tungsübernahme bei den Krippen und/oder Kindertagesstätten. 
Dabei geht es stärker als noch vor Jahren um die Optimierung des 
Übergangs in die Grundschule. Die Arbeit in den Krippen und/
oder Kindertagesstätten ist – wenn man so will – die Keimzelle ei-
ner kommunalen Bildungslandschaft. Dies trifft vor allem dann 
zu, wenn diese beiden Bereiche als entscheidende „Weichenstel-
ler“ für die Bildungsqualität der nachfolgenden Bildungsinstitu-
tionen gewertet und wertgeschätzt werden.

Verantwortung ressortübergreifend wahrnehmen

In den Bildungspartnerschaften und -netzen in der Kommune 
sind die Kooperationen auf der Ebene „vor Ort“ – die KiTa mit der 
benachbarten Grundschule, die Oberschule oder das Gymnasium 
mit Wirtschaftsbetrieben, die Musikschule mit den Schulen des 
Landkreises etc. – konkreter Ausdruck der Zusammenarbeit. Da-
für bedarf es der Ideen, Motivation und Initiative von verantwort-
lich handelnden MitarbeiterInnen der jeweiligen Institution so-
wie anderen engagierten BürgerInnen. 

Um allerdings nicht immer wieder die gleichen Akteure in (zu) 
viele Kooperationsprozesse einzubinden und damit zu überlasten, 
ist eine Koordination und strukturelle Absicherung der Zusam-
menarbeit auf der Ebene der Kommune (des Stadtteils bis hin zum 
Landkreis/Schulamtsbereich) notwendig. Damit diese Koordinie-
rungsfunktion wahrgenommen werden kann, ist es erforderlich, 
die in Ressorts organisierten Zuständigkeiten und die damit nicht 
immer deckungsgleiche Verantwortungswahrnehmung über die 
Grenzen des Ressorts hinweg zu thematisieren und im Interesse 
der Adressaten zu klären. Dies kann und sollte z.B., wie weiter 
oben beschrieben, in den Planungsfeldern der Jugendhilfe und 
Schulentwicklung beginnen. 

Dann kann es in den Verwaltungen zum Thema „Bildung“ zu 
ressortübergreifenden Arbeitsgruppen bzw. zu einem anderen 

2 ponte unterstützt Kindergärten und Grundschulen dabei, sich selbst zu hervorragenden Bildungseinrichtungen für Kinder weiter zu 
entwickeln. ponte ist ein Kindergarten- und Schulentwicklungsprojekt der Internationalen Akademie für innovative Pädagogik, Psychologie 
und Ökonomie – INA gGmbH – an der Freien Universität Berlin und der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung in Kooperation mit der Deutsche 
Bank Stiftung, unterstützt durch die Stiftung Lausitzer Braunkohle, eine Stiftung der Vattenfall Europe Mining AG. Ebenfalls beteiligt ist 
das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport Brandenburg, die Senatsverwaltung für Schule, Jugend und Sport Berlin. Weitere Infos unter:  
www.ponte-info.de/index.html
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Zuschnitt der Ressorts und Arbeitsbereiche kommen. 

Visionen, Ideen und Leitbilder entwickeln

Eine inhaltliche Diskussion in den für die Bildung und Lebens-
bedingungen aller Menschen in der Kommune verantwortlichen 
Entscheidungsgremien der Selbstverwaltung und den Dezernaten 
und Ämtern ist zu führen. Es ist außerordentlich hilfreich, mit in-
teressierten und engagierten Personen aus der Leitungsebene 
zielführend über zukunftsfähige Visionen und Ideen für eine effi-
zientere Bildung (Erziehung und Betreuung) im Verantwortungs-
bereich zu diskutieren. Dieser Diskussion muss ein politischer 
Willensbildungsprozess vorangehen, der eine erweiterte Wahr-
nehmung der kommunalen Bildungsverantwortung bejaht. Dann 
ist eine Verständigung – wie das in manchen Kommunen bereits 
geschehen ist – zu Leitideen und Leitbildern für eine kinder- und 
familienfreundliche Kommune möglich, aus denen sich ein Ent-
wicklungskonzept mit Handlungsschritten ableiten lässt. 

Vorhandene Erfahrungen und Entwicklungen nutzen 
und mit kleinen Schritten beginnen

Es sind „dicke Bretter“, die hier zu bohren sind. Ist schon die 
Kompatibilität der beiden Sozialisationssysteme Schule und Ju-
gendhilfe eher gering und muss sie in einem aufwändigen, biswei-
len konfliktträchtigen Prozess hergestellt werden, so ist der An-
spruch an eine regionale Bildungslandschaft noch umfassender 
und bezieht alle Bereiche kommunalen Handelns ein. Die Forde-
rung nach einer stärkeren Kooperation und Vernetzung wird von 
vielen „betroffenen“ Akteuren (u.a. Schulleitungen, Dezernenten, 
Amtsleitungen, Bürgermeister) häufig als „zusätzlich“ und belas-
tend bewertet. Es bedarf eines deutlichen (politisch bestärkten) 
Willens und langen Atems, damit die Beteiligten erfahren kön-
nen, dass einige Ziele nur in gemeinsamer bzw. abgestimmter Ar-
beit erreicht werden können. Dennoch: Keine Kommune fängt bei 

„Null“ an, im Gegenteil. Es gibt bestehende Netzwerke und Koope-
rationen, an deren Erfahrung angeknüpft werden kann, ressort-
übergreifende Ansätze und Schnittstellen, und der Blick über den 
Tellerrand in eine andere Kommune/Region kann hilfreiche An-
regungen bieten. 

Erfolge in der gemeinsamen Arbeit sichern nachhaltig das 
Engagement aller Beteiligten an diesem Prozess. Das setzt voraus, 
dass sich die Beteiligten – ausgehend von den Leitbild-Zielset-
zungen – überschaubare Ziele setzen, Zwischenschritte festlegen 
und Teilerfolge sichtbar machen.

Sei es das gemeinsam verantwortete Streitschlichterprojekt 
an einer Schule, die Durchführung einer Ausbildungsmesse durch 
den Arbeitskreis Schule – Wirtschaft oder, oder ... Alle diese Er-
folge können dazu beitragen, dass es trotz anderer gesellschaft-
licher Rahmenbedingungen auch künftig mehrheitlich Jugend-
liche und junge Erwachsene wie Katrin gibt, denen es gelungen 
ist und gelingt, von den kommunalen bzw. regionalen Bildungs-
partnerschaften und -netzwerken zu profitieren. 

Der Autor, Dr. Klaus Schorner (Diplom-Pädagoge), ist bei der 
Landeskooperationsstelle Schule – Jugendhilfe / kobranet un-
ter anderem für die Schwerpunkte Jugendhilfe (Hilfe zur Erzie-
hung) und regionale Kooperation/kommunale Bildungsverant-
wortung zuständig. 
Kontakt: schorner@kobranet.de
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Zukunftsschulen im Wohnquartier – Integriertes 
Handeln stärken

von Gaby Grimm

Die Spaltung der Städte und Gemeinden in privilegierte und benachteiligte Regionen hat sich seit den 90er Jahren mani-
festiert. In den belasteten Nachbarschaften der Großstädte und Gemeinden zeigen sich die Defizite des Bildungssystems 
und nehmen die Integrationsaufgaben und die allgemeinen Beratungs- und Erziehungsaufgaben der Institutionen zu.  Das 
1999 gestartete Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ (kurz: So-
ziale Stadt) fordert die Entwicklung integrierter, gebietsbezogener Problemlösungsstrategien für eine ganzheitliche 
Stadt(teil)entwicklung. Komplexen Problemfeldern wird mit einer ressortübergreifenden Politik-Koordination begegnet. 
Die Handlungskonzepte sollen jenseits der vorhandenen Fachlogiken kommunaler Behörden die unterschiedlichen Vorstel-
lungen und Sichtweisen der Fachressorts, relevanter Akteure sowie der BewohnerInnen des Quartiers zusammenbinden. 
Zur Umsetzung und Koordination der Maßnahmen vor Ort gilt das Stadtteil- bzw. kommunale Quartiersmanagement als 
zentrales Instrument (vgl. ARGEBAU 2000, Grimm 2004).

Die Gemeinden und Kommunen stehen nun einerseits vor der 
Aufgaben, benachteiligte Bevölkerungsgruppen nachhaltig zu 
unterstützen, um Ghettos zu vermeiden und sozialen Aufstieg zu 
ermöglichen (vgl. u.a. Mäding 2004). Andererseits sind sie auf-
gefordert die öffentliche Infrastruktur mit Blick auf die Überalte-
rung der Gesellschaft anzupassen und auf Grund des Bevölke-
rungsrückgangs abzubauen. Schon heute ist erkennbar, dass die 
Schülerkohorten soweit zurückgehen werden, dass Kommunen 
und Gemeinden aufgefordert sind, Schulstandorte zu schließen 
oder zusammenzulegen (vgl. u.a. Rösner 2005, Rösner/Kanders 
2005). In einer Zwischenbewertung des Bund-Länder-Programms 
soziale Stadt wird die zentrale Rolle der Schulen „(...) für das Ab-
bremsen der „Abwärtsentwicklung“ bzw. für eine „Trendwende“ 
in der Entwicklung der untersuchten Quartiere“ (Aehnelt et al. 
2004:12) hervorgehoben. Forschungsergebnisse des Dortmun-
der Instituts für Schulentwicklungsforschung (IFS) zu Ganztags-
schulen bestätigten die Wechselwirkung gelingender Schulöff-
nungskonzepte und ihre Einbindung in „gemeinwesenbezogene 
Rahmenkonzepte städtebaulicher und/oder schul- und jugend-
entwicklungsplanerischer Art“ (Holtappels 2005: 136). Aber im-
mer noch fehlt es grundsätzlich an gesamtstädtischen und lo-
kalen „strategischen Allianzen zwischen Schulämtern, Schulen, 
Kommunalverwaltungen und Quartiersmanagement“ (Aehnelt et 
al. 2004: 12).

Die „offene“ Ganztagsschule: Kooperation von Schule und 
Jugendhilfe

Obgleich sich schon 1984 der 7. deutsche Jugendhilfetag mit 
dem Schwerpunktthema Jugendhilfe und Schule befasste, rückt 
erst über das Investitionsprogramm des Bundes „Zukunft, Bil-
dung und Betreuung“ mit der Förderung der „offenen Ganztags-
schule“ seit 2003 die Kooperation von Schule und Jugendhilfe 
in den Fokus der bildungs- und jugendhilfepolitischen Debatte 
(vgl. v.a. Hartnuß/Maykus 2004). Über die Entwicklung ganz-

tägiger Angebote an „Schulen als Lebensraum“ sollen die indi-
viduelle Förderung im schulischen und Freizeitbereich sowie die 
Erprobung innovativer pädagogischer Konzepte ermöglicht wer-
den. In einer Analyse vorliegender Forschungsergebnisse zur Um-
setzung länderspezifischer Vorgaben fasst Olk (2004) zusammen, 
dass zwar „auf zahlreiche erfolgreiche Kooperationserfahrungen 
und -ansätze sowie förderliche Bekanntmachungen, Empfehlun-
gen und Erlasse von Ministerien“ zurückgegriffen werden kann. 
Aber längst nicht „von einer fachlich begründeten und strate-
gischen Entwicklung (...) zur Kooperation gesprochen werden 
kann.“ (ebd.:86).

Derzeit dominiert in Deutschland mit der offenen Ganztag-
schule das additive Organisationsmodell: am Vormittag Unter-
richt und am Nachmittag für einen Teil der Schüler/innen Haus-
aufgabenbetreuung und Freizeitangebote durch außerschulische 
Träger (wie etwa Jugendhilfe, Sport- und Kulturvereine). Weder 
in den Schulkonzepten noch in der Personalstruktur wird das 
Ganztagsangebot institutionell verankert, „denn nur bei etwa ei-
nem Drittel der ganztägigen Formen gab es in der Schule Koope-
rationsbeauftragte und nur in der Hälfte der Fälle ein festes Gre-
mium für das Ganztagsangebot.“ (Holtappels 2005: 133; vgl. auch 
Hartnuß/Maykus 2004). Zur Entwicklung fachbereichsübergrei-
fender Unterstützungsangebote sind Lehrkräfte, Sozialarbeiter/
innen und Erzieher/innen zunehmend aufgefordert, das weitest-
gehend institutionsbezogene Handeln zugunsten abgestimmter 
Vorgehensweisen aufzugeben (vgl. auch Deinet 2004). Noch do-
minieren in den Systemen Schule und Jugendhilfe die je spezi-
fischen Unterstützungsmaßnahmen: die schulischen Förderplä-
ne auf der einen Seite, die Hilfepläne nach §36 KJHG im Bereich 
der Jugendhilfe auf der anderen Seite. Damit dominiert auch der 
jeweils fachliche Blick. Denn weder werden die sozialpädagogi-
schen Fachkräfte systematisch in das Verfahren zur Feststellung 
des sonderpädagogischen Sonderbedarfs einbezogen, noch be-
teiligen die Jugendämter die Mitarbeiter/innen der Regeleinrich-
tungen (wie etwa Kindertageseinrichtung, Jugendzentren, Schu-



GanzGut // 19

le) an der Erstellung von Hilfeplänen (vgl. Grimm 2005). Wenn sich 
die Fachkräfte verschiedener Einrichtungen „auf gleicher Augen-
höhe“ begegnen, können frühzeitig individuelle Hilfesettings für 
Kinder und Familien entwickelt werden. Eine Verbesserung der 
Schnittstelle Schule und Jugendhilfe ist auch an dem Übergang 
von Kindertagesstätte zur Grundschule relevant 1. Andere Formen 
der Durchlässigkeit am Übergang von vorschulischer und schu-
lischer Bildung zu entwickeln, gewinnt angesichts ungleicher 
Bildungschancen ebenso an Bedeutung wie die Gestaltung der 
Schnittstellen von der Primarstufe zum Sekundarbereich.

Zukunftsschulen im Wohnquartier: Innovation durch In-
tegration

Auf der Grundlage von Forschungsergebnissen zur Praxis der 
offenen Ganztagsschule (vgl. Hartnuß/Maykus 2004), in der Ju-
gendhilfe (vgl. u.a. Hinte et al. 2003) und im Quartiersmanage-
ment (vgl. u. a. Grimm) bietet es sich an, verschiedene Institu-
tionen und Fachbereiche wie etwa die Kindertageseinrichtungen, 
Schulen und Angebote der Jugendhilfe miteinander zu verzah-
nen. Und auch den Herausforderungen des demografischen Wan-
dels wird mit integrierten Lösungsansätzen effektiv begegnet. 
Die „Zukunftsschulen im Wohnquartier“ sind modular aufgebaute 
Sozial- und Bildungseinrichtungen, die Kindertageseinrichtun-
gen, Grundschulen und weiterführende Schulen ebenso umfas-

sen können wie Angebote der Weiterbildung und Qualifizierung, 
der Jugend- und Familienhilfe sowie der interkulturellen oder der 
Seniorenarbeit und vielem mehr. 2

Zukunftsschulen öffnen sich für vielfältige Zielgruppen und 
werden so zum Mittelpunkt eines Wohnquartiers, einer Gemein-
de oder eines innerstädtischen Bereichs. Dabei ist eine Zukunfts-
schule immer wieder eine „Maßanfertigung“ für den jeweiligen 
Standort. Welche Module miteinander verzahnt werden, ist ab-
hängig von den vor Ort ansässigen Institutionen sowie der Sozial-
struktur im Quartier. Diese neuartige und integrierte Sozial- und 
Bildungseinrichtung steht allen Bewohner/innen des Quartiers 
bzw. der Stadt und bietet zur Umsetzung vielfältiger Aktivitä-
ten eine unterstützende Raumstruktur zur Verfügung (zu neu-
en Ansätzen im Schulbau vgl. u.a. Becker et al. 1997, Buddensiek 
2001, Dreier et al. 1999, Wüstenrotstiftung 2004 und auch www.
zukunftschulen.de). Neben künstlerischen, sportlichen und Ver-
einsaktivitäten können ggf. Fortbildungsmaßnahmen besucht 
werden oder auch ehrenamtliche Tätigkeiten übernommen wer-
den. Die Vernetzung und weitestgehend multifunktionale Nut-
zung einzelner Räume und Gebäudeteile bietet vor allem im lau-
fenden Betrieb zahlreiche Vorteile. Der Zusammenschluss der 
verschiedenen Einrichtungen spart Raum und Zeit.

Im Folgenden werden einige ausgewählte inhaltliche Aspek-
te einer Zukunftsschule im Wohnquartier zusammengefasst, die 

Kindertagesstätten

Grundschulen

Weiterführende 
Schulen

Versorgung /
Verpflegung

Weiterbildung /
Qualifizierung /
Familienbildung

Kinder, Jugendliche,
Familien, Senioren

Stadtteilarbeit /
interkulturelle 

Arbeit

Sport, Kunst 
und Kultur

Mögliche Module 
der Zukunftsschulen im 

Wohnquartier
Bildungsbereich

Stadt(teil)-
entwicklung

Öffentliche und
private Dienstleistungen

1 So will bspw. die Bundesbildungsministerin Schavan u.a. auf der Grundlage erster Erfahrungen im Bundesland Hessen mit der Entwick-
lung von Bildungsplänen für 0 bis 10jährige sog. „Bildungshäuser“ fördern, die Kindertagesstätten und Grundschulen unter einem Dach ver-
einen (vgl. Fettig 2006).

2 Ausführliche Erläuterungen dieses Konzepts finden sich in Grimm, Gaby (Hg.): Zukunftsschulen. Das Werkbuch Zukunftsschulen im 
Wohnquartier. Essen 2006 (Veröffentlichung in 08/2006).

Abb. 1: Mögliche Module der Zukunftsschule als Mittelpunkt in der Gemeinde, im Wohnquartier
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sowohl Auswirkungen auf eine pädagogische und methodische 
Konzeptentwicklung, als auch auf die Organisations- und Per-
sonalstruktur haben werden: 3

Selbstständige Ganztagsschulen mit neuen inhaltlichen 
Konzepten

 • Entwicklung von Schulprogramm und Schulprofil als Vorgabe 
weiteren Handelns für den Primar-, Sekundar- und für den Be-
rufsschulbereich unter Berücksichtung des Standortes (privi-
legierte, durchschnittliche oder benachteiligte Quartiere)

 • Kooperation und Austausch von Fachkräften unterschiedli-
cher Disziplinen

 • Entwicklung von Finanzierungskonzepten; integrierte Per-
sonal- und Organisationsentwicklung; Qualitätssicherung

 • Stärkere Rhythmisierung des Tages
 • Neue Lehr- und Lernformen (fächerübergreifender, projekt-

orientierter Unterricht, außerschulisches Lernen); Nutzung 
kreativer Elemente wie beispielsweise Musik, Theater, Tanz, 
Kunst

 • Vermittlung von Basiskompetenzen wie Lesen und Schreiben, 
Mathematik und Naturwissenschaften: Medienkompetenz; 
soziale und kommunikative Kompetenzen

 • Entwicklung individueller Lern-, Förder- und Bildungspläne; 
eigenverantwortliches Lernen (lernen zu lernen); Aktivie-
rung und Stärkung vorhandener Potenziale

 • Förderung der Eigenverantwortung, Selbstorganisation und 
Selbsthilfe bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen

 • Streitschlichter-Seminare, Coolness-Trainings, Zivilcourage-
Trainings

 • Unterrichtsräume für verschiedene Lerngruppen-Größen, 
Differenzierungsräume, Lernateliers

 • Schaffung von Räumen für Schüler/innen-Mitwirkung (SV-
Räume, Schüler/innen-Cafes)

 • Arbeitsräume für Lehrkräfte, interne Kommunikation sowie 
Kommunikation mit Dritten

 • Begegnungsräume für internes und externes Personal (Team-
arbeit) 

 • Praxisorientierte Aus- und Weiterbildung

Schnittstellen- Management

 • Unterstützung eines fließenden Übergangs von der KiTa zur 
Grundschule sowie von der Grundschule zur weiterführenden 
Schule

 •  Verbindliche Kontrakte zwischen Schule und Jugendhilfe 
(Erziehungsberatung, Soziale Dienste, offene Kinder- und 
Jugendarbeit, ambulante erzieherische Hilfen)

 • Bildung, Betreuung und Erziehung unter einem Dach 

Wissensmanagement

 • Jahrgangsübergreifende Lern- und Arbeitsgruppen; Kinder 

der Kindertagesstätten lernen mit den Kindern und Jugend-
lichen aus der Schule; Kinder unterrichten Kinder

 • Senior-Partner/innen bringen ihre Erfahrungen und ihr Wis-
sen ein; Lehrangebote von Schüler/innen für Senior/innen 
sowie umgekehrt

 • Kinder- und Seniorenwerkstätten, Familiengarten, Ge-
schichtswerkstätten etc.

 • Gestaltung von Bildungsorten und Lernwelten

Gesundheitsförderung

 • Gesundes Frühstück, Ernährungsberatung etc.
 • Schulküchen und Schulgärten
 • Konzipierung einer „bewegten Schule“ durch Sportunterricht, 

Sport- und Bewegungskonzepte unter Berücksichtigung von 
Trendsportarten

 • Bewegungsräume auf Schulhöfen und im Gebäude
 • Ausstattung der Räume mit entsprechendem Mobiliar
 • Ökologische Schulgestaltung, kindgerechte und ökologische 

Gestaltung des Schulhofes
 • Konzept-Entwicklung für die Kooperation mit Ergotherapeu-

ten/therapeutinnen, Motopäden/Motopädinnen etc.

Elternarbeit und die Öffnung der Räume für „Dritte“

 • Einrichtung von Beratungs- und Gruppenräumen (unter an-
derem für Sprachförderung, Einzelberatung, Familien-Bera-
tung)

 • Zusammenspiel von hauptamtlich und ehrenamtlich Tätigen 
in der Einrichtung und im Wohnquartier

 • Schaffung von Kommunikationsmöglichkeiten und Räumen 
für eine multifunktionale Nutzung ermöglichen 

 • Wohnbereichsbezogene Verpflegungsangebote (Essensange-
bote für alle Zielgruppen im Quartier)

 • Räume schaffen für Erwachsenenbildung sowie Beschäfti-
gung und Qualifizierung

Integrierte Stadt(teil)entwicklung und Quartiermanage-
ment

 • Integration stadtteilbezogener Dienstleistungen in ein Ge-
samtkonzept

 • Verknüpfung kommunaler und öffentlicher Dienstleistungen 
 • Räume schaffen für Stadtteilarbeit, Jugendhilfe, offene Kin-

der- und Jugendarbeit, Seniorenarbeit, verschiedene Bera-
tungsangebote uvm.

 • Nutzung der Einrichtung auch in den Ferienzeiten
 • Kooperation von Schule und Wirtschaft
 • Berufswahl-Orientierung; Praxisbezug in der Ausbildung 

(u.a. Schul- und Berufspraktika)
 • Modularisierung der Ausbildungsangebote; Entwicklung von 

Stufen-Ausbildungsgängen für leistungsschwächere Jugend-
liche und ggf. Entwicklung von Zusatz-Qualifikationen.

3 Eine umfangreichere tabellarische Zusammenfassung siehe bei Grimm 2005b
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Viele Schulen oder auch Stadtteilprojekte setzen einzelne 
der dargestellten Maßnahmen in Kooperation mit Partnern/Part-
nerinnen um. Oftmals handelt es sich dabei jedoch um temporä-
re Aktivitäten oder Modellprojekte, deren Weiterführung mitunter 
nur mit hohem zeitlichen und personellen Aufwand gelingt. Eine 
Verstetigung der Angebote gelingt nur dann, wenn die Angebo-
te in die Regelförderung des Trägers übernommen werden (vgl. 
Grimm 2005a). Mit dem Konzept Zukunftsschulen im Wohnquar-
tier wird konsequent der integrierte Ansatz verfolgt, der, speziell 
für den Bereich Schule und Jugendhilfe, einem Paradigmenwech-
sel gleichkommt: Weg von der bloßen Kooperation, hin zur Inte-
gration der Institutionen.

Von der Kooperation zur Integration von Schule 
und Jugendhilfe

Die Entwicklung von „Zukunftsschulen im Wohnquartier“ als 
integrierte Sozial- und Bildungseinrichtung bedarf veränderter 
Personal- und Organisationsstrukturen sowie innovativer Finan-
zierungs- und Betriebsmodelle (zur Notwendigkeit integrierter 
und flexibler Handlungsansätze vgl. v.a. Hartnuß/Maykus 2004). 
Nun zeigen praktische Erfahrungen und auch wissenschaftli-
che Erkenntnisse, dass ein abgestimmtes und integriertes Han-
deln von Fachkräften verschiedener Disziplinen den Lebensalltag 
von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien im Wohnumfeld 
unterstützen kann (vgl. auch BFSFJ 2005). Die Ergebnisse bspw. 
des Essener Modellprojekts EPSO (Evaluation präventiv und sozi-
alräumlich orientierter Jugend- und Erziehungshilfe; vgl. Kalter/
Schrapper 2004, Grimm2005a) zeigen u.a., dass eine gezielte in-
terdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe und Bil-
dungseinrichtung im Wohnquartier den Blick der beteiligten Ak-
teure/Akteurinnen (z.B. Jugendhilfe, Schule, KiTa) zunehmend 
auf die vorhandenen Ressourcen und Potenziale der Kinder, Ju-
gendlichen und Familien richtet.

Zur Verzahnung des Schul- und Jugendhilfebereichs bietet 
sich die Entwicklung einer integrierten Personal- und Organisa-
tionsstruktur an. Integrierte Teams könnten sich aus folgenden 
Fachbereichen und Professionen zusammensetzen (vgl. auch die 
Module I-III in Abb. 2):

 • Schule (Lehrkräfte)
 • Jugendhilfe
  - Erziehungsberatung = EB (Psychologen)
  - Kindertagesstätte = KiTa (ErzieherInnen, Heilpädago- 

 gInnen)
  - Allgemeiner bzw. Kommunaler Sozialer Dienst = ASD 

 (SozialarbeiterInnen)
  - Hilfen zur Erziehung = HzE (SozialarbeiterInnen)
  - Jugendförderung / Jugendverbandsarbeit / offene Kinder- 

  und Jugendarbeit = JZ (SozialarbeiterInnen)

Die Fachkräfte der Module IV und V aus den Arbeitsfeldern 
Kultur, Sport, Gesundheit, Seniorenarbeit, Stadtteilarbeit, inter-
kulturelle Arbeit, Weiterbildung etc. werden als sozialräumliche 
bzw. gesamtstädtische Ressourcen je nach lokalspezifischem Be-
darf mit einbezogen. In der Regel haben diese Akteure nicht nur 
Aufgaben am Schulstandort, so dass sich verbindliche Kooperati-
onsvereinbarungen mit den jeweiligen fachlichen Einheiten an-
bieten („Kontaktmanagement“). Erfahrungen bestehen hier in 
der offenen Ganztagsschule oder auch im Rahmen integrierter 
Stadteilentwicklungsprozesse.

Integrierte Personal- und Organisationsstruktur

Je nach Standort wird genau zu definieren sein, welche Fach-
bereiche und Institutionen personelle Ressourcen 

a.) für ein integriertes Team
b.) zur Umsetzung verbindlicher Kooperationsvereinbarungen 

bereitstellen.

Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass Schulen und Kin-
dertagesstätten den Personaleinsatz institutionsbezogen steu-
ern, für die Jugendhilfe jedoch der soziale Raum als Steuergröße 
dient (vgl. Hinte 2004).

Im Rahmen der Umsetzung eines solchen integrierten Ansat-
zes, der einem Paradigmenwechsel von der Kooperation Schule 

– Jugendhilfe unter Beibehaltung der fachlichen Säulen hin zu 
einer konsequenten Integration pädagogischer Handlungsfel-
der unter Beibehaltung der fachlichen Identitäten gleich kommt, 

sind folgende Schritte notwendig:

• Zusammenführung von verschiedenen 
      Finanzierungssträngen,

• Veränderung bestehender Organisatio- 
      nsstrukturen,

• Erweiterung von Weiterbildungs- und  
      Ausbildungsangeboten.

Bei der Finanzierung ist zu beachten, 
dass zum einen für etwaige Investitionen 
intelligente Lösungen gefunden werden 
müssen (z. B. durch den Aufbau von „Lo-
kalen Bündnissen für Zukunftsschulen“), 
und zum anderen für die Gestaltung der 
inhaltlichen Arbeit die Budgets der Fach-

Zukunftsschulen im Wohnquartier
Stadtteil- und Bildungszentrum

Modul I Modul II Modul III Modul IV Modul V

Kindertagesstätte
3 Gruppen: 
45 Kinder

Grundschule/ 
weiterführende 

Schule bis Jg. 10
2 Lerngruppen 
je Jg. ca. 500 
SchülerInnen 

Jugendhilfe/ 
offene Kinder- 
und Jugend-

arbeit/Familien-
bildung/

Erziehungsberatung

Weiterbildung/
Fortbildung/

Beschäftigung und 
Qualifizierung

Stadtteilarbeit /  
Seniorenarbeit / 
interkulturelle 

Arbeit / 
Kunst, Kultur und 

Sport

Integriertes Team KooperationspartnerInnen

Abb. 2: Integrierte Personal- und Organisationsstruktur einer Zukunftsschule
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bereiche mit je unterschiedlichen Anteilen in den Betrieb einflie-
ßen. Derzeit kann davon ausgegangen werden, dass die Budgets 
für die Kindertageseinrichtungen, die Schule und ggf. ein Kinder- 
und Jugendzentrum komplett in den Betrieb einer Zukunftsschu-
le einfließen, während vermutlich nur Anteile der Budgets des 
ASD (Allgemeiner Sozialer Dienst), der HzE (Hilfen zur Erziehung) 
und der EB (Erziehungsberatung) für den Betrieb der Einrichtun-
gen zur Verfügung gestellt werden können (siehe Abb. 3).

Entwicklung eines integrierten Budgets

Im Zentrum dieses Ansatzes stehen die lebensweltlichen Be-
züge der Menschen und der soziale Raum als Steuerungsgröße. 
Chancengleichheit zu gewährleisten und damit auch den sozialen 
Frieden zu sichern kann u.a. durch Investitionen in eine genera-
tionsübergreifende und lokale Sozial- und Bildungsinfrastruktur 
gelingen . Solche Konzepte erfordern eine veränderte Ausbildung 
und ggf. die Entwicklung neuer Berufsbilder. Noch fehlen indes in 
der Lehrerausbildung sozialpädagogische Inhalte und in der sozi-
alpädagogischen Ausbildung schulische Aspekte.

Die Autorin, Gaby Grimm, ist Leiterin für „Innovative Projekte“ 
bei der HOCHTIEF Construction AG. Arbeitsschwerpunkte:  
Sozialraumorientierung in der Sozialen Arbeit, Jugendhilfe, 
Quartiersmanagement und Schule.

Der Beitrag wurde mit freundlicher Genehmigung des Verlages 
und der Autorin in gekürzter Fassung aus dem Buch „Jugendhil-
fe und Schule – Analysen und Konzepte für die kommunale Koope-
ration“ entnommen (Hrsg.: Ulrich Deinet / Maria Icking. Verlag 
Barbara Budrich, Opladen 2006). Der Band enthält unter anderem 
noch Beiträge zur Sozialraumorientierung als Brücke zwischen 
Schule und Jugendhilfe, zur Schulsozialarbeit sowie zu dem Aspekt 
kommunaler Strukturen und Planungskonzepte.

Abb. 3: Entwicklung eines integrierten Budgets
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An dieser Stelle werden exemplarisch vier Kinder und Ju-
gendliche zu Wort kommen, die sich gemeinsam mit ihren In-
terviewpartnern 1 Gedanken über ihre persönliche, lokale Bil-
dungslandschaft machen, darüber, was sie bereits nutzen, was 
sie toll finden, was ihnen fehlt und welche Rolle das Internet 
und das Fernsehen bei all dem für sie spielt. Die Aussagen der 
jungen Menschen sind nicht repräsentativ für alle Schülerin-
nen und Schüler in Deutschland, gleichzeitig gründen ihre 
Aussagen auf dem Wichtigsten, was sie haben: die Erfahrun-
gen, die sie in ihrer eigenen Lebenswelt im Laufe ihres Lebens 
gesammelt haben. Mit den Fragen, die wir stellen, wollen wir 
einerseits einen Einblick in die Gedanken und Empfindungen 
dieser Vier geben, andererseits aber auch anregen, weitere Kin-
der und Jugendliche in existierenden und in sich entwickeln-
den Bildungslandschaften in deren Ausgestaltung einzube-
ziehen. Die Antworten, die man nachfolgend lesen kann, sind, 
wie wir finden, sympathisch und spannend zugleich. Katharina 
Horn und Anna Oldemeier, jugendliche Mitarbeiter der regiona-
len Serviceagentur Hessen, haben anschließend an die Inter-
views einige Tipps gegeben, die nicht nur für die befragten Kin-
der und Jugendlichen interessant sein dürften. Also dann, los:

Bildungslandschaft an der Tanke? 

Gefragt hat Ralf Wewetzer zuerst Jörg, 22, aus Sanitz, einem 
Dorf auf der Ostseeinsel Rügen.

Hallo Jörg, du bist 22 Jahre alt und gehst auf eine Be-
rufsschule mit dem Schwerpunkt Elektrotechnik/Elektro-
nik auf Rügen. Ich würde gern von dir wissen, wo du sonst 
noch lernst.

Ich glaube, man braucht heutzutage nur wenige Institu-
tionen, um sich Wissen anzueignen. Internet reicht, um sich 
die Informationen zu besorgen, die einen interessieren. Aber 
es gibt ja auch noch andere Sachen. Hier in Sanitz bietet das 
Sportgymnasium Tanzkurse, Kunstkurse, Bildhauerei, Gokart, 
Fußball und einen Stockcarverein an. In meiner Berufsschule 
werden aber auch Kurse extra angeboten. Die kosten zwar was, 
sind aber noch billiger, als wenn man sie woanders machen wür-
de. Da gibt es zum Beispiel verschiedene Computerkurse wie 

Cisco-Kurse und Programmierkurse für C++, Java und Flash. In 
Stralsund, wo ich vor meiner Ausbildung gewohnt habe, gibt es 
einen Angelverein, einen Boxclub und man kann Tai Chi ma-
chen, was den Sport betrifft. Außerdem gibt es da auch Thea-
terkurse im „Sticker“, und im „Speicher“ trifft sich eine Lite-
raturrunde. 

Gibt es auch so etwas wie Bibliotheken bei euch?
Weiß ich nicht so genau. Glaube nicht. Aber in Stralsund 

gibt es eine Kinderbücherei. 
Einiges hast du bestimmt von Personen direkt gelernt. 

Kannst du einige benennen?
Ich lerne von Berufsschullehrern. Von einigen Klassenka-

meraden lerne ich das Programmieren. Die haben Ahnung von 

Computern und da kann man sich schon was abgucken. Dann 
hab ich noch einen Kumpel in der Schweiz und der weiß auch 
Bescheid, was Computer angeht. Dann könnte ich noch sagen, 
dass ich meinem Vater geholfen habe, wenn es etwas zu bauen 
gab. Da nimmt man auch so einiges mit.

Wo lernst du am meisten? 
Natürlich in der Berufsschule, weil ich da ja die meiste Zeit 

verbringe. Oder in der Firma. Aber da geht es eher um die Pra-
xis. Dort lernt man zum Beispiel, wie Fehler bei Geräten zu fin-
den sind, und das eigenständige Arbeiten. Wenn ich mal etwas 
nicht gleich weiß, benutze ich häufig das Internet. 

Was fehlt dir?
Bibliotheken auf jeden Fall. In Stralsund fehlen noch ein 

1 (Interviews aus „Vom Schrebergarten zur Bildungslandschaft“, 2007, Hrsg.: Servicestelle Jugendbeteiligung im Rahmen des Programms 
„Ideen für mehr! Ganztägig lernen.“)

Erwachsene ernst nehmen!

von Benjamin Gesing

Nico und Alex aus der Kleinstadt Unna in NRW, sind Schüler einer Ganztagsschule und haben keine Ahnung, was in ihrer 
Region zum Thema Bildungslandschaften unternommen wird. Trotzdem leben sie in einer Lernwelt. Ayse aus Berlin, Schü-
lerin einer Ganztagsschule, nimmt die Stadt als Lernort mit vielen Hürden wahr. Ihren Migrationshintergrund erwähnt sie 
dabei nicht. Jörg aus Sanitz, einem Dorf auf Rügen, lernt an einer Schule für Elektrotechnik und erzählt, wie seine Clique 
und er das Fehlen einer Bibliothek überbrücken, indem sie sich relevante Dinge, wie Programmieren, selbst beibringen.
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paar Jugendclubs, weil die Jugend nur rumhängt und viel Blöd-
sinn gemacht wird. Kostenlose Sportangebote fehlen außer-
dem, wie auch andere kostenlose Vereine.

Es gab hier mal so einen “Jobday“, an dem man in verschie-
dene Berufe reinschauen konnte. So etwas sollte es öfter geben, 
da manche Leute sonst nie die Möglichkeit bekommen, mal in 
verschiedene Beschäftigungen reinzuschnuppern. Wir haben 
uns deswegen schon mal ans Bildungsministerium in Mecklen-
burg-Vorpommern gewandt, haben aber bis heute keine Rück-
meldung bekommen. Die Schulen sollten besser ausgestattet 
werden und die Schüler sollten eine bessere Förderung bekom-
men was IT angeht. An und für sich sollte eine bessere Vorberei-
tung aufs spätere Leben gesichert werden!

Ich danke dir für das Gespräch.

Hürden der Großstadt

Vom kleinen Dorf in die Großstadt: Diesmal befragte Claudia 
Schönsee die zwölfjährige Ayse aus Berlin.

Hallo Ayse! Du gehst im Moment auf eine Ganztags-
grundschule mit Musikbetonung. Aber wahrscheinlich bist 
du trotzdem nicht die ganze Zeit nur in der Schule. Wo lernst 
du überall?

Na ja, auf jeden Fall in der Schule. Da sind zwar manche Sa-
chen weniger interessant, aber das wechselt sich auch ab. Man 
lernt in jedem Fall immer irgendwas. Und wenn ich zuhause et-
was mit meinen Eltern mache. Manchmal baue ich mit meinem 
Vater oder helfe ihm, wenn er etwas repariert. Er kann gut mit 
technischen Sachen umgehen, das bringt er mir dann bei. Mei-
ne Mutter weiß auch ganz schön viel, ich kann sie fast alles fra-
gen. Sonst lernt man ja sehr viel durch Erfahrungen und Aus-
probieren. Ich spiele außerdem viel Computer und versuche 
natürlich, besser zu werden und weiterzukommen in einem 
Spiel. Fernsehen darf ich zwar nicht so viel, aber heimlich geht 
das ganz gut, wenn meine Eltern arbeiten. Ich lese auch viel, 
weniger irgendwelche Sachbücher, lieber Fantasy oder Krimis. 
Nur dadurch kann ich auch gut Geschichten schreiben, glau-
be ich. Zumindest bekomme ich immer gute Noten für meine 
Schulaufsätze.

Meine Schule ist ja mit Musikbetonung und ich spiele einige 
Instrumente. Gerade versuche ich, Schlagzeug zu lernen, das 
klappt noch nicht ganz so gut. Ansonsten spiele ich seit langer 
Zeit Geige, in einigen Gruppen in der Schule. Das macht schon 
viel Spaß. Aber weil ich schon sehr lange spiele, kann ich beim 
Musikunterricht in der Schule wenig dazulernen, da gehe ich 
dann lieber zur Musikschule.

Das ist ja ganz schön viel. Kannst du zu manchen Sachen 
auch direkt Personen benennen, von denen du lernst?

Meine Eltern, das ist klar. Meine älteren Geschwister ei-
gentlich auch, wenn sie mal Zeit haben. Mehr aber von Freun-

T I P P

Hallo Jörg!

Zum Bibliothekenproblem gibt es eine mögliche Lö-
sung: Sucht euch eine Schule im Ort, die viele Räume 
hat, sammelt Bücher, die andere Anwohnerinnen und 
Anwohner spenden, und Geld, für das ihr einige neue 
kauft. Schon entsteht eine Bibliothek.

Oder auch zum Thema Jugendclub: Wer sagt, dass 
Jugendclubs kompliziert eingerichtet werden müssen? 
Sprecht mit der Stadtverwaltung, leer stehende Räum-
lichkeiten stellen sie euch bestimmt gerne zur Ver-
fügung. Damit ist der komplizierteste Teil schon erle-
digt. Alte Sofas und Tische lassen sich meistens leicht 
finden, fragt einfach mal herum! Du musst nur ein paar 
Leute begeistern, die dann mit dir zusammen euren ei-
genen Jugendclub auf die Beine stellen. Und vielleicht 
kann man Bibliothek und Jugendclub sogar miteinan-
der verbinden?



T I P P

Hey Ayse,

fändest du es nicht auch toll, wenn du in der Schu-
le Kickboxen oder Fechten könntest und wenn an dei-
ner Schule günstige oder sogar kostenfreie Freizeitange-
bote angeboten würden? Hierzu müsste eure Schule 
mehr mit außerschulischen Partnern zusammenarbei-
ten. Ich würde dir empfehlen, mit der Schülervertre-
tung deiner Schule Kontakt aufzunehmen oder in dei-
ner Klasse Ideen zu entwickeln, was euch an eurem 
Ganztagsschulangebot noch fehlt, und die Schüler-
vertretung bitten, dies mit der Schulleitung zu bespre-
chen. Wenn ihr selbst aktiv werdet, könnt ihr etwas ver-
ändern. 
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den. Ich habe ein paar, die sind älter, die können doch schon 
viel mehr als ich. Und auch die andern, wir lernen zusammen 
die gleichen Sachen, das macht das einfacher. Irgendwie lerne 
ich ja auch von mir selbst. Das ist das mit den Erfahrungen, was 
ich vorhin meinte. Wenn ich etwas solange probiere, bis ich es 
schaffe, habe ich es mir ja alleine beigebracht.

Und fällt dir etwas ein, was dir fehlt, wo du gerne noch die 
Möglichkeit zu hättest?

Ich würde gerne Kickboxen, Judo, Fechten oder so was ma-
chen. Aber dazu müsste ich lange durch die Stadt fahren, weil 
die Vereine hier in der Nähe zu teuer sind. Auch sonst ist das mit 
Sport schwierig. Die Fußballplätze, die zu Fuß erreichbar sind, 
und die nicht totaler Schrott sind, weil der Boden mit Kiesel-
steinen voll ist, die sind immer für die Vereine reserviert. Und 
die, auf die man einfach so gehen kann, haben die Großen be-
legt. Wir müssen uns deswegen meistens in irgendeinen klei-
nen Garten quetschen, das macht nicht so richtig Spaß. Und 
Platz um richtig draußen zu spielen ist auch nicht. Ich will ja 
nicht mehr in den Buddelkasten! Wir können zum Beispiel kei-
ne Fahrrad-Wettrennen machen, man muss immer auf die Au-
tos achten. Inlineskaten kann ich bis heute nicht gut, weil es 
auf der Straße zu gefährlich ist, auf dem Bürgersteig kein Platz 
ist und einen richtigen dafür geplanten Ort gibt es nicht. Aber 
sonst ist es ganz schön hier.

Schlagzeug, Fußball, Mama und Papa

Nach dem Dorf und der Großstadt darf die goldene Mitte 
nicht fehlen: Benjamin Gesing sprach mit Nico, 14, und Alex, 
10, aus Unna, einer Kleinstadt in Nordrhein-Westfalen. 

Hallo Nico und Alex. Ihr seid beide auf der gleichen Ganz-
tagsschule in Unna, in der 5. und in der 9. Klasse. Lasst uns 
mal versuchen, nicht nur über Schule zu sprechen. Gibt es 
Orte, an denen ihr was lernen könnt, außer in der Schule 
selbst?

Nico: Ich finde, man lernt überall und ständig dazu, wenn 
man einfach Fernsehen guckt oder durch die Stadt geht. Man 
interessiert sich ja ständig für Sachen, von denen man noch 
keine Ahnung hat, dann fragt man mal seine Eltern und dann 
lernt man immer Stück für Stück was dazu.

Alex: Ich lerne Schlagzeug. Aber das ist eher ein richtiges 
Hobby. Keine Schule. Im Augenblick suche ich nach einem neu-
en Lehrer. In der Schule gibt es da niemanden. Wenn ich wie-
der jemanden gefunden habe, also außerhalb der Schule, reicht 
mir das.

Habt ihr die Erfahrung gemacht, dass eure Schule mit In-
stitutionen oder Partnern zusammenarbeitet, die dir helfen, 
innerhalb oder außerhalb der Schule etwas zu lernen?

Nico: Nicht wirklich. Na ja, ich habe bei unserem Schul-
musical mitgemacht und da waren außer unserem Musiklehrer 
und einem Deutschlehrer auch Leute dabei aus dem Stadtthea-
ter, die uns beigebracht haben, wie man tanzt. Dort hat man 
besonders gelernt, sich auf den anderen zu verlassen. Die Ab-
läufe beim Tanzen und Singen haben wir viel geübt, da wurde  
großer Wert drauf gelegt. Wir hatten zum Beispiel extra Pro-



T I P P

Lieber Alex, lieber Nico,

wie ihr erwähnt habt, arbeitet eure Schule schon 
regelmäßig mit außerschulischen Partnern zusammen. 
Allerdings wäre es sicher von Vorteil, wenn zum Beispiel 
Vereine oder Betriebe enger mit eurer Schule kooperie-
ren würden, um beispielsweise das AG-Angebot zu ver-
bessern, damit auch Fußball oder andere Sportarten in 
der Schule betrieben werden können.

Eure Idee mit der Sparkasse finden wir super. In Zu-
sammenarbeit mit dieser könnte man eine Arbeitsgrup-
pe einrichten, in der der Umgang mit Geld thematisiert 
wird, oder es könnten Praktika veranstaltet werden.

Auch wir sehen es als ein großes Problem an, wenn 
Schülerinnen und Schüler neben der Schule für ihre ei-
gentlichen Hobbys keine Zeit mehr haben.

Deshalb würde es euch sicher weiterhelfen, wenn an 
eurer Schule eine Hausaufgabenhilfe angeboten oder 
ausgebaut würde, die in den schulischen Tagesablauf 
eingebaut ist. So hättet ihr einerseits mehr Zeit, wenn 
ihr nach Hause kommt, andererseits aber auch jeman-
den, der euch bei euren Aufgaben hilft, denn alles kön-
nen Eltern ja auch nicht wissen. 

Versucht am Besten, eure Wünsche der Schulleitung 
mitzuteilen, dabei hilft euch sicher auch eure Schüler-
vertretung.
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ben mit der Band vom Musical, auch abends, die kamen auch 
von außerhalb. 

Alex: Ich würde vielleicht gerne auch bei dem Musical mit-
machen, im nächsten Jahr, aber das ist für die fünfte und 
sechste Klasse eher zu früh, weil da werden immer nur so zehn 
Personen aufgenommen und ich habe da bestimmt nicht so gro-
ßes Glück, dass ich dabei bin. Das kommt auch immer darauf an, 
was es für ein Musical ist und ob man da als Zehnjähriger mit-
spielen kann.

Ist denn überhaupt noch Zeit für ein Hobby, das nicht von 
der Schule angeboten wird, wenn man auf einer Ganztags-
schule ist?

Nico: Ich bin noch in einem Fußballverein, zweimal die Wo-
che gehe ich dahin. Im Moment geht es gut, das ist immer erst 
um 19 Uhr. Mittlerweile müssen wir aber immer mehr Hausauf-
gaben noch alleine zu Hause machen. Das wird dann nächs-
tes Jahr ganz schön knapp, wenn die Abschlussprüfungen da-
zukommen, da muss ich alles ein bisschen zurückstufen, neben 
Fußball auch Musical und Freunde. 

Geht ihr manchmal mit der Schule irgendwo anders hin, 
in die Bibliothek zum Beispiel?

Nico: Wir haben zweimal pro Halbjahr eine Projektwoche 
und je nach Projekt besuchen wir dann verschiedene Orte. Beim 
Thema „Berufe“ waren wir im letzten Jahr in einem Kfz-Be-
trieb und haben uns angesehen, wie das da alles abläuft. Beim  
Thema „Natur“ sind wir an einen See gefahren, so etwas halt. 

Alex: Wir haben auch eine Disko in der Schule und eine Bi-
bliothek, da gehe ich aber noch nicht so oft hin.

Nico, bringen dir deine außerschulischen Aktivitäten et-
was, damit du deine Noten verbessern kannst?

Nico: Fußball bringt auf jeden Fall etwas für mich: Ich kann 
mich abends, also nach der Schule, mal etwas abreagieren und 
auf andere Gedanken kommen, die aufgestaute Energie loswer-
den. Den ganzen Tag in der Schule sitzen, dann noch Hausauf-
gaben machen, vielleicht noch etwas fernsehen, da staut sich 
ganz schön was an. Wenn wir in der Schule Referate halten müs-
sen, dann gehe ich manchmal in die Bibliothek oder suche im 
Internet oder so. Das mache ich natürlich auch außerhalb der 
Schule. Ich versuche dabei, nach Sachen zu suchen, die mög-
lichst interessant sind, damit die anderen in der Klasse nicht 
einschlafen, wenn ich das Referat halte.

Holt ihr euch manchmal Unterstützung bei eurer  
Familie?

Nico: Ich will wie mein Vater Veranstaltungskaufmann wer-
den und kann ihm in seiner Firma ziemlich oft über die Schul-
ter gucken. Das ist natürlich was ganz anderes als Schule. Ich 
hab das Glück, dass das Büro bei uns unten im Haus ist und da 
kann ich einige Abläufe kennen lernen. Sonst hilft mir meine 
Mutter beim Lernen, das ist auch nicht bei allen meinen Freun-
den normal.

Alex: Mir fehlt meine Klassenlehrerin aus der Grundschu-
le, aber da hilft mir meine Mutter, weil die ist immer noch die 
Gleiche (lacht). Und sie hilft mir beim Lernen. Sonst möchte ich  
Kameramann werden. Dafür will ich Abitur machen. Ich geh 
schon gerne mal mit einer Kamera um, aber nicht so eine gro-
ße. Wenn ich dann einen Film machen will, da muss ich mal  

Papa fragen, wie das geht. An dem Beruf von meinem Vater hab 
ich nicht so ein großes Interesse.

Wenn ihr euch ein Angebot wünschen könntet, um mehr 
zu lernen, was wäre das?

Nico: Ich würde gerne mehr darüber lernen, wie man mit 
Geld umgeht. Wie das mit Steuern ist und so weiter, das haben 
wir in der Schule nicht gelernt. Ich weiß aber echt nicht, wie 
das gehen soll. Mit der Sparkasse könnte man vielleicht zusam-
menarbeiten? Doch eigentlich ist das ja nur eine Bank.

Alex: Ich habe ein eigenes Portemonnaie.
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Die Interviews haben uns in der Servicestelle Jugendbetei-
ligung gezeigt, wie vielfältig und verschieden schon die Sicht-
weise von nur vier jungen Menschen in Deutschland auf ihre 
Lern- und Lebenswelten ist. Uns ist in Gesprächen mit anderen 
Kindern und Jugendlichen klar geworden, dass Millionen von 
Schülerinnen und Schülern Millionen von Sichtweisen haben, 
die sich eben nur schwer in ein System der Erziehung pressen 
lassen. Wir versuchen, insbesondere Jugendliche dabei zu un-
terstützen, sich an der Gestaltung ihrer Lebenswelt, ihres Um-
feldes, an der Bewältigung von eigenen Herausforderungen zu 
beteiligen. Unser Ansatz ist, die Beteiligung von Jugendlichen 
für Jugendliche besonders zu unterstützen, da wir in zahlrei-
chen Projekten die Erfahrung gemacht haben, dass Jugend-
liche von anderen Jugendlichen ernster genommen werden als 
von vielen Erwachsenen, da diese oft nur das „Gefühl“ von ech-
ter Beteiligung vermitteln wollen, aber nicht viel Wert auf die 
effektive Beteiligung legen. 

Nicht nur in den hier veröffentlichten Interviews merkt 
man die ernsthafte Beschäftigung der jungen Menschen mit 
sich, dem Thema Bildung und dem Bedürfnis, etwas zum Bes-
seren zu verändern. Wir denken, dass die Kinder- und Jugend-
beteiligung als klarer Baustein in die Ausgestaltung von Bil-
dungslandschaften implementiert werden muss – aus zwei 
Gründen:

• Erstens ist Beteiligung eine Möglichkeit, auf die individu-

S E R V IC E S T E L L E J UGE N DB E T E I L IGU NG

Die Servicestelle Jugendbeteiligung (SJB) ist ein 
bundesweites Netzwerk von aktiven, jugendlichen Mul-
tiplikatorinnen und Multiplikatoren im Alter von 14 bis 
26 Jahren. 1200 Infoscouts und 32 regionale Service-
stellen Jugendbeteiligung, davon 28 mit Youth Bank-
Modul, unterstützen andere Jugendliche in Deutsch-
land dabei, sich zivilgesellschaftlich zu beteiligen. 
Erfahrungen aus punktuellen Projekten werden in 
Form von Praxistipps und Checklisten aufbereitet und 
für andere Jugendliche zur Verfügung gestellt, Finan-
zierungsmöglichkeiten für eigene Projekte aufgezeigt 
und bei der Durchführung von Projekten stellt die SJB 
Beratung zur Verfügung. Lokale Projekte werden als 
Beispiele für andere aufgezeigt und untereinander in 
Kontakt gebracht. Im Programm „Ideen für mehr! Ganz-
tägig Lernen.“ unterstützt die bundesweite Service-
stelle die Beteiligung Jugendlicher am Programm und 
entwickelt neue Methoden und Inhalte für gute Betei-
ligung an Ganztagsschulen. 

Informationen und Tipps rund um Beteiligung un-
ter: www.jugendbeteiligung.info

ellen Wünsche der Betroffenen einzugehen und sie somit 
nicht alle „über einen Kamm zu scheren“.

• Zweitens trägt die Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen zu einem enormen Entwicklungssprung bei. Sowohl 
hinsichtlich der Integration von Kindern und Jugendlichen 
in die Gesellschaft und deren Weiterentwicklung als auch 
beim Erkennen von Schwächen und dem Ausbau von Stär-
ken dieser jungen Menschen.

Wenn also Bildungslandschaften kontinuierlich, immer 
wieder neu von Kindern und Jugendlichen erfunden werden 
können, kommen die entwickelten Angebote genau bei denen 
an, die sie nutzen sollen. Dass hierfür Geld, politische Unter-
stützung und Erwachsene nötig sind, ist klar. Aber dafür sind 
die Kinder und Jugendlichen nicht verantwortlich.

Der Autor, Benjamin Gesing, war von 2004 bis 2007 Projekt-
leiter der Servicestelle Jugendbeteiligung. Zurzeit begleitet er 
die Arbeit der Jugendlichen in der Servicestelle beratend. Ende 
2006 wurde er ins Bundesjugendkuratorium der Bundesregie-
rung berufen.
Kontakt: b.gesing@jugendbeteiligung.info
Tel.: 030-29046810
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Sie in den Blick zu nehmen, genügt nicht!
Bildungslandschaften und die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen

von Claudia Zinser

Bildungslandschaften werden für Kinder und Jugendliche entwickelt – selten mit ihnen. Dieses Bild entsteht bei der Su-
che nach gelungener Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen von Regionalen Bildungslandschaften. Fach-
leute vernetzen sich und entwickeln gemeinsam übergreifende Bildungskonzepte. Die direkte Mitwirkung der Kinder 
und Jugendlichen wird dabei als nachgeordneter Entwicklungsschritt betrachtet oder gar nicht in den Blick genommen. 
Wo Beteiligung stattfindet – durchaus mit attraktiven und altersbezogenen Methoden –, steht eine schulbezogene und 
punktuelle Mitwirkung im Vordergrund. Dass Kinder und Jugendliche als Architekten ihrer gesamten Bildungslandschaft 
herangezogen werden können, scheint noch nicht im Denken der Akteure verankert zu sein.

Die Nachfrage, ob und in welcher 
Form Kinder und Jugendliche in die Ent-
wicklung regionaler Bildungslandschaf-
ten einbezogen werden, löst Irritation aus. 
Die Komplexität des Unterfangens und 
das ungewohnte Begriffspaar Bildung und 
Landschaft machen es schon den Fach-
leuten nicht einfach, sich zurechtzufin-
den und Entwicklungsschritte einzuleiten. 
Eine Einbeziehung von Kindern und Ju-
gendlichen in diesen Prozess wirkt fehl am 
Platz: zu abstrakt und zu weit von ihrem 
Alltag entfernt scheint das Thema, nicht 
altersadäquat sind die Arbeitsformen und 
die Akteure sind mit eigenen Fachdiskus-
sionen und Aushandlungsprozessen be-
schäftigt. 

Reform- und Gestaltungsprozesse 
bieten ideale Beteiligungsfelder für 
Kinder und Jugendliche

Beim Thema Regionale Bildungsland-
schaft treffen sich ganz unterschiedli-
che Debatten zu Herausforderungen der 
Moderne: betreute Ganztagsschule, die 
Integration benachteiligter Kinder und 
Jugendlicher, Schulautonomie und Quali-
tätsentwicklung, Finanzierungsprobleme, 
Verwaltungsreform und Standortfaktoren, 
demografische Entwicklungen und ge-
lingende Übergänge in den Arbeitsmarkt. 
Doch der Grundgedanke ist so einleuch-
tend wie erfreulich: Alle Bildungsakteu-
re sollen an einen Tisch gebracht werden 
und bezogen auf eine Region gemeinsam 
gestaltend tätig sein. Es geht um Koope-
rationen auf Augenhöhe zwischen den 

Beteiligten. Dabei dürfen Trennlinien of-
fensiv überschritten und neue Ansätze 
ressort- und trägerübergreifend gedacht 
werden. Die verschiedenen Debatten kön-
nen sich gegenseitig befruchten durch ein 
übergreifendes Konzept, in dessen Mittel-
punkt Neuerungen und Problemlösungen 
für die spezifische Region stehen. Eigent-
lich ein ideales Beteiligungsfeld für junge 
Menschen. Das Bild einer Landschaft kann 
dabei sogar hilfreich sein: es skizziert 
Vielfalt und Wachstum, gestaltete Gärten 
ebenso wie wuchernde Natur, Erholung 
und Anregung, begradigte Flüsse wie Wild- 
bäche. Die Gestaltung von Landschaf-
ten und Lebenswelten bereitet Kindern 
und Jugendlichen keine Schwierigkeiten, 
wie die Erfahrungen mit vielfältigen Par-
tizipationsprojekten zeigen (u. a. Aka-
demie der Jugendarbeit 2006, Palentin/ 
Hurrelmann 2003, Stange 1996). Darü-
ber hinaus gilt die Offenheit einer Situati-
on und damit verbunden – so ist zu hof-
fen – die Aufgeschlossenheit im Denken 
der Fachleute als hilfreiche Rahmenbe-
dingung für gelingende Beteiligung. In ei-
ner Gesellschaft, die die Selbstorganisati-
on der eigenen Bildungsbiografie und die 
Selbststeuerung des Lernens mittlerweile 
als Schlüsselkompetenz versteht, erstaunt 
es daher, dass Kinder und Jugendliche so 
wenig als gleichwertige Bildungsakteure in 
die Diskussion und vor allem die Gestaltung 
einbezogen werden (vgl. Winkhofer/Zinser 2003  
und 2007).

Eine der Ursachen für die (vielleicht 
unbewusste) Festlegung der Kinder und 

Jugendliche auf die Zielgruppe der Bemü-
hungen und nicht auf aktiv Teilhabende 
mag in den (noch) verfestigten Struktu-
ren liegen. Die notwendigen Vernetzungen 
benötigen Zeit und Fingerspitzengefühl. 
Die Entwicklung einer Bildungsland-
schaft folgt somit einem eigenen Rhyth-
mus, der davon abhängig ist, wie gut der 
Brückenbau zwischen den unterschiedli-
chen Fach- und Zuständigkeitsbereichen 
funktioniert. Die jahrzehntelangen Tren-
nungen von Schule und Jugendhilfe, Bil-
dung und Erziehung, Schule und Beruf, 
von kommunaler Schulträgerschaft und 
staatlicher Schulaufsicht, Landes- und 
kommunaler Finanzierung, formalen und 
non-formalen Bildungsmöglichkeiten 
mit den entsprechenden Bildungsträgern 
und die Aufspaltung in unterschiedliche 
Schulformen sind nicht so leicht zu über-
winden. Die Verfestigung von Aufgaben-
teilungen hat zu Unkenntnis der jeweils 
anderen Bereiche und damit auch zu Vor-
urteilen und Abgrenzungen geführt. Ge-
genseitiges Kennen lernen und Akzeptanz 
benötigen Zeit und Wollen. Ein übergrei-
fendes Denken und Handeln verändert an-
gestammte Zuständigkeiten und Einfluss-
gebiete und damit auch Machtgefüge (vgl. 
Zinser 2002). Neben aller Einsicht, dass 
veränderte Konzepte dringend notwendig 
sind, löst das auch Ängste und Widerstän-
de bei den Fachleuten aus. Dass wenig In-
teresse besteht, Kinder und Jugendliche 
in diese Aushandlungsprozesse einzube-
ziehen, ist verständlich und per se keine 
schlechte Entscheidung. Was dabei über-
sehen wird, ist die Tatsache, dass gera-
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de Kinder und Jugendliche in der Mehr-
heit noch nicht in diese Denkmuster und 
Machtgefüge eingebunden sind. 

Das Denken der Kinder und Jugend-
lichen geht über Zuständigkeiten und 
Institutionen hinaus

Natürlich gilt ihr Hauptaugenmerk 
erst einmal der Institution, in der sie ei-
nen Großteil ihres Tages verbringen. Doch 
ihre Unabhängigkeit ist von allen Bil-
dungsakteuren am größten, denn die Ver-
änderung von Zuständigkeiten und die 
Neugestaltung von Bildungsmöglichkei-
ten werden in der Regel mit Neugier und 
Kreativität, nicht mit Widerständen auf-
genommen. Wenn sie im Alltag auf Zustän-
digkeitsgrenzen stoßen, löst das Irritation 
und Ärger aus, eben weil Kinder und Ju-
gendliche nicht so ausgeprägt in den vor-
handenen Strukturen denken. Diese Frei-
heit im Denken gilt es zu fördern und in 
die Gestaltung von Bildungslandschaften 
einzubeziehen. Daraus können gleicher-
maßen spannende Anregungen für die Er-
wachsenen wie unrealistische Ideen er-
wachsen. Wobei häufig auch in dem, was 
unrealistisch erscheint, ein Kern zu finden 
ist, an dem es sich lohnt weiterzudenken.

Mit diesem Plädoyer für eine breit an-
gelegte Einbindung, soll nicht den bereits 
gewachsenen Beteiligungsvstrukturen in 
einzelnen Regionen die Ernsthaftigkeit 

und Qualität abgesprochen werden. The-
matisch überschaubare und zeitlich be-
grenzte Projekte z.B. an den Schnittstellen 
von Schule und Sozialraum, eine kreative 
Erkundung der Berufswelt, eine vielfältig 
und partizipativ gestaltete Ganztagsschu-
le sind von den Kindern und Jugendlichen 
geschätzte Methoden. Die Selbstevaluati-
on in der Schule mit Hilfe der SEIS-Instru-
mente der Bertelsmann Stiftung (www.
das-macht-schule.de), bei der auch die 
Schülerinnen und Schüler zu Wort kom-
men, löst immer wieder spannende Ver-
änderungsprozesse an der jeweiligen Schu-
le aus. Das Regionale Bildungsbüro für den 
Kreis Herford geht noch weiter und orga-
nisiert kreisweite SchülerInnenkongresse 
(www.regionales-bildungsbuero.de). Da-
mit löst sich der Blick der Beteiligten von 
der Einzelschule und kann sich auf die Re-
gion, unterschiedliche Schulformen rich-
ten.

Perspektiven der Kinder und Jugend-
lichen wahrnehmen und gemeinsame 
Gestaltung ermöglichen

Doch noch mehr ist möglich. Wenn Ju-
gendliche nur zur Schule befragt werden, 
dann denken sie auch nur in Schulkatego-
rien. Werden junge Menschen zu breiteren 
Denkkonzepten angeregt, denken sie auch 
breit. Statt die Frage „Welche Bildung brau-
chen die Kinder und Jugendlichen?“ aus 

der Perspektive der Fachleute aus Schule, 
Jobcenter, Jugendhilfe, Bildungsträgern 
und zukünftigen Arbeitgebern beantwor-
ten zu lassen, warum nicht die Betroffe-
nen selbst entwickeln lassen, wie sie leben 
und lernen wollen. Antworten auf folgen-
de Fragen zu bekommen, wäre ein span-
nender Prozess und eine wichtige Arbeits-
hilfe für alle Beteiligten: Wie stellst du dir 
dein Leben vor – in 2 Jahren, in 5 Jahren, 
in 10 Jahren? Welche Erwartungen hast du 
an Arbeit und Leben? Welche Erwartungen 
haben wohl die anderen an dich? Wo und 
wie möchtest du „lernen“ und dir das Le-
ben aneignen? Welche Kompetenzen willst 
du über das pure Wissen hinaus entfalten? 
Welche Stärken und Schwächen hast du? 
Welche Entfaltungsmöglichkeiten siehst 
du für deine Stärken? Welche Unterstüt-
zung brauchst du, um deine Schwächen 
auszugleichen? Welche Potenziale stecken 
noch in dir? In welcher Form möchtest du 
dich in diese Gesellschaft einbringen? Was 
brauchst du dazu?

Partizipationskultur als Selbstver-
ständlichkeit

Eine Region, die mit möglichst vie-
len Kindern und Jugendlichen Antworten 
auf diese elementaren Fragen sucht, die 
zuerst die Zielgruppe ihrer Bemühungen 
eine Bildungslandschaft entwerfen lässt, 
kann dann die entsprechenden Akteu-
re an einen Tisch bringen, die Interessen 
abgleichen und gemeinsam gestalten (vgl. 
Hafeneger et al 2005; Knauer et al 2004). 
Diese Antworten lassen sich in ihrer Tiefe 
und ihren Auswirkungen nicht durch Fra-
gebögen erheben. Dazu bedarf es attrak-
tiver und unmittelbarer Beteiligungsfor-
men - kurzfristige und projektorientierte 
ebenso wie kontinuierlich angelegte. Lob-
by für Jugend zu sein, ist wichtig, aber ge-
nügt nicht. Eine selbstverständliche Be-
teiligungskultur und eine frühzeitige und 
direkte Einbeziehung von Kindern und Ju-
gendlichen als Grundlage der Gestaltung 
unterschiedlicher Bildungslandschaften – 
das ist meine Vision eines gelungenen Re-
formprozesses. 

Junge Menschen als aktive MitgestalterInnen von lokalen Bildungslandschaften – eine lohnende Perspektive
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Die Entwicklung regionaler Bildungs-
landschaften ist ein Strang des kon-
sequenten Weiterdenkens der Schulent-
wicklungsprozesse der zurückliegenden 
Jahre. Verstärkte Selbständigkeit der Ein-
zelschule, die Erarbeitung spezifischer pä-
dagogischer und fachlicher Profile durch 
Schulprogramme und die Vergewisserung 
über die Qualität der Arbeit und der er-
reichten Ziele durch interne und externe 
Evaluation markieren wichtige Etappen 
des Weges. Während diese Entwicklungen 
sehr stark auf die einzelne Schule abge-
stellt sind, steht im Zentrum der Idee kom-
munaler Bildungslandschaften deren Ver-
netzung in mehrfacher Dimension. Durch 
die Öffnung von Schule in das Gemeinwe-
sen und das Hineinholen von Personen und 
Institutionen in die Schule ergibt sich die 
Möglichkeit, eine Verengung des Unter-
richtsauftrages von Schule zu überwinden 
und einen ganzheitlichen Blick auf die Be-
dingungen des Aufwachsens von Kindern 
und Jugendlichen zu gewinnen. Es geht 
also auch um eine Präzisierung des Erzie-
hungsauftrages von Schule und ein Nach-
denken über die Möglichkeiten, informel-
len Bildungs- und Erziehungsprozessen 
einen Raum zu geben.

Schulen sind ebenso wie Kindertages-
betreuungseinrichtungen und Angebo-
te der Jugendhilfe Teil der sozialen In-
frastruktur der Städte und Gemeinden. 
Deshalb sollte unabhängig von den spe-
zifischen Bildungs- und Erziehungsauf-
trägen dieser Institutionen der Bedarf des 
Gemeinwesens und die kommunalen Ent-
wicklungsperspektiven offensiv diskutiert 
werden. Die gemeinsame Arbeit der Akteu-
re von Stadtentwicklungs- und Schulent-
wicklungsprozessen, wie sie seit einigen 
Jahren z.B. im Rahmen des Programms 

„Soziale Stadt“ in Neuruppin oder Velten in 
sozial schwierigen Stadtteilen erfolgt, lie-
fert hierzu eine Fülle von Anregungen.

Die Entwicklung von Ganztagsange-
boten ist dabei ein ganz wesentlicher 
Schritt, denn hier werden wichtige Bau-
steine kommunaler Bildungslandschaften 
auf der einzelschulischen Ebene in päda-
gogischen Konzepten vorgedacht, erprobt 
und umgesetzt. Deren Verzahnung und 
Vernetzung eröffnet Potentiale mit einer 
neuen Transferqualität. Die Schulen, die 
Horte und die Vielzahl der beteiligten Ko-
operationspartner haben bereits ein brei-
tes Spektrum pädagogisch konzeptioneller 
Vorhaben erarbeitet und in den Alltag um-
gesetzt. Es wird in den kommenden Jahren 
darum gehen, diesen erreichten Stand zu 
stabilisieren und auf der Grundlage beglei-
tender Evaluation weiter zu entwickeln. So 
entsteht aus der Sicherung von Stabilität 
und Qualität eine wirkliche Nachhaltig-
keit dieses Reformprozesses. Die Entwick-
lungsmodelle hin zu Häusern des Lebens 
und Lernens, zu Eltern-Kind-Zentren und 
zu umfassend gedachten kommunalen Bil-
dungslandschaften beschreiben die lang-
fristigen Ziele der vor uns liegenden Auf-
gaben. Wesentliche Rahmenbedingungen 
dieser Entwicklungen sollen in diesem 
Beitrag beschrieben werden. Dabei er-
folgt eine Konzentration auf den Stand der 
Entwicklung von Ganztagsangeboten (1.), 
die finanziellen Rahmendaten der öffent-
lichen Haushalte (2.) und die demogra-
fischen Entwicklungen (3.) im Land Bran-
denburg.

1. Zwischenbilanz zur Entwicklung von 
Ganztagsangeboten im Sommer 2007

Bereits die vorrangigen Funktionen, 
die Ganztagsangebote erfüllen sollen und 
die inzwischen gesellschaftlichen Kon-
sens darstellen, weisen auf die besondere 
Relevanz dieser Angebote bei der Entwick-
lung kommunaler Bildungslandschaften 
hin. Zu nennen ist hier die Kooperation 
von Schule, Jugendhilfe und anderen Trä-
gern (Kultur, Wirtschaft, Sport, …), durch 
die – insbesondere in den dünn besiedel-
ten ländlichen Räumen – die Erreichbar-
keit jugendkultureller Angebote gesichert 
wird. Ganztagsangebote sollen verstärkt 
die Ressourcen, die im Gemeinwesen vor-
handen sind, für die SchülerInnen nutzbar 
machen. Und vor dem Hintergrund der un-
zureichenden Bildungsergebnisse unserer 
SchülerInnen sollen Ganztagsangebote 
weiterentwickelt und ausgebaut werden, 
um vertiefte Lern- und Förderangebote bei 
der Bildung, Erziehung und Betreuung für 
möglichst viele Schülerinnen und Schüler 
zu ermöglichen. 

In einigen Zahlen lässt sich der er-
reichte Stand der Entwicklung von Ganz-
tagsangeboten an Schulen im Land Bran-
denburg zum Beginn des Schuljahres 
2007/08 beschreiben: 

An 149 von 450 Grundschulen bzw. 
Grundschulteilen an Oberschulen beste-
hen Ganztagsangebote. Davon arbeiten 73 
nach dem Modell der verlässlichen Halb-
tagsgrundschule in enger Kooperation 
mit dem Hort und 76 unterbreiten Ganz-
tagsangebote in offener Form. Eine Schu-
le – die Jenaplanschule in Lübbenau – ar-
beitet nach einem besonderen Modell, das 
den spezifischen Ansätzen ihres pädagogi-
schen Profils gerecht wird. In diesem Schul-
jahr werden an den genehmigten Schulen 
rund 24.500 Ganztagsplätze angeboten. 

Die Entwicklung regionaler Bildungslandschaften 
im Land Brandenburg 
Schwierige Rahmenbedingungen eines ambitionierten gesellschafts- und 
schulpolitischen Reformprojektes

von Dr. Hermann Budde und Gerhard Büttner
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Ziel der Landesregierung ist es, mit einer 
letzten Genehmigungsrunde Anfang 2008 
ein Angebot für ein Viertel aller SchülerIn-
nen bzw. von rd. 26.500 Ganztagsplätzen 
in der Primarstufe zu erreichen. 

An den weiterführenden allgemein 
bildenden Schulen in der Sekundarstu-
fe I (Klassenstufe 7 bis 10) werden an 102 
von ca. 220 langfristig bestehenden Schu-
len Ganztagsangebote unterbreitet, wo-
von 65 Oberschulen, 22 Gesamtschulen 
und 15 Gymnasien sind. 66 Schulen haben 
sich dabei für voll oder teilweise gebunde-
ne Modelle entschieden und 36 realisieren 
die Angebote in offener Form. Quantitati-
ves Ausbauziel für diesen Teil des Bildungs-
wesens ist eine rechnerische Quote von 33 
Prozent oder von rund 22.600 Ganztags-
plätzen. Auch hier ist das politisch gesetz-
te Ziel mit derzeit 20.500 Ganztagsplätzen 
und einer Quote von 30 Prozent nahezu 
erreicht. Im Bereich der Förderschulen 
(ohne die Förderschulen für Geistigbehin-
derte, die per se als Ganztagsschulen orga-
nisiert sind) bestehen an 20 von 47 derzeit 
bestehenden allgemeinen Förderschulen 
Ganztagsangebote. 

Was beim Ausbau von Ganztagsange-
boten oft vergessen wird: Jenseits der 

– wesentlich durch IZBB-Mittel geför-
derten – Investitionen ist dieser mit höhe-
ren Ausgaben bei den Kommunen für das 
nicht lehrende Personal und für die lau-
fenden Sachausgaben verbunden. Denn 
natürlich verlangen das längere Offen-
halten der Sportanlagen und Schulgebäu-
de und die Vielzahl von Arbeitsgemein-
schaften und sonstigen Angeboten auch 
ein hohes, nicht nur finanzielles Engage-
ment der Kommunen und der beteiligten 
Kooperationspartner. Und das Land stellt 
in Abhängigkeit vom realisierten Modell 
der Ganztagsangebote zusätzliche Lehrer-
stellen bereit. Deren Zahl beläuft sich im 
Schuljahr 2007/08 für die Grundschulen 
auf knapp 140 Stellen; für die weiterfüh-
renden Schulen liegt der Mehrbedarf bei 
knapp 190 zusätzlichen Lehrerstellen.

2. Finanzielle Rahmendaten der 
öffentlichen Haushalte

 
Brandenburg hat ein seit der Gründung 

des Landes bestehendes strukturelles 
Haushaltsproblem. Die Ausgaben des Lan-
des lagen trotz des langjährigen Sparkur-

Jahr Mecklenburg-
Vorpommern Brandenburg Sachsen-

Anhalt Thüringen Sachsen Summe

1990 1.907 2.589 2.874 2.600 4.776 14.746

1995 1.823 2.542 2.739 2.504 4.567 14.175

2000 1.776 2.602 2.615 2.431 4.426 13.850

2005 1.707 2.559 2.470 2.335 4.274 13.345

Veränderung
1990 / 2005

89,51% 98,84% 85,94% 89,81% 89,49% 90,50%

ses auch in den letzten fünf Jahren stets 
um ca. ein Drittel über dem Niveau ver-
gleichbarer, eher finanzschwacher west-
deutscher Flächenländer. Während aber 
deren Haushalte zu etwa drei Viertel aus 
eigenen Steuereinnahmen finanziert wer-
den können, liegt der Steueranteil der Ein-
nahmen in Brandenburg nur bei etwa 50 
Prozent. Trotz hoher Zuweisungen durch 
den Bund und Einnahmen aus dem Län-
derfinanzausgleich hat Brandenburg Jahr 
für Jahr neue Schulden zum Ausgleich 
des Haushaltes aufnehmen müssen. Lau-
fenden Ausgaben der Landesebene (ohne 
Investitionen) in Höhe von knapp 3.200 
EUR je Einwohner im Jahr 2006 steht ein 
inzwischen erreichter Schuldenberg von 
etwa 6.750 EUR je Einwohner gegenüber. 
Die Dramatik dieser Situation lässt sich 
daran verdeutlichen, dass zehn Prozent 
der laufenden Ausgaben des Landeshaus-
haltes nur für die Zahlung der Zinsen die-
ses „Schuldenberges“ aufgewandt werden 
müssen. Im kommenden Jahr wird die Si-
tuation auftreten, dass das Land mehr Geld 
für die Zinsen aufbringen muss als für die 
Bezahlung aller Lehrkräfte aufgewandt 
wird. Und selbst wenn das ehrgeizige fi-
nanzpolitische Ziel erreicht wird, ab 2010 
den Haushaltsausgleich ohne Nettoneu-
verschuldung zu erreichen, werden die 
zusätzlichen Schulden der Jahre 2007 bis 
2009 die Zinslast weiter ansteigen lassen. 
Die Verschuldungsspielräume der kom-
munalen Ebene sind gegenüber denen des 
Landes deutlich geringer. Aber auch hier 
steht den laufenden Ausgaben in Höhe von 
etwa 1.950 EUR je Einwohner eine kumu-
lierte Verschuldung von etwa 650 EUR je 
Einwohner gegenüber. Dafür müssen die 
Kommunen etwa zwei Prozent ihrer lau-
fenden Ausgaben für die Zahlung von Zin-
sen einsetzen. Beginnend ab 2009 wird die 
Bundeszuweisung nach den Vereinbarun-
gen zum Solidarpakt II bis zum Jahr 2019 

schrittweise auf Null zurückgefahren; da-
mit gehen Jahr für Jahr deutlich geringere 
Einnahmen für die öffentlichen Haushalte 
einher, die nur über höhere Steuereinnah-
men und/oder weitere Einsparungen kom-
pensiert werden können. Diese Rahmenbe-
dingungen erzeugen für die Politikfelder 
Schule und Jugend, gerade wegen des 
starken Rückgangs der Zahl der Schüler 
bzw. Jugendlichen, einen enormen Spar-
druck. Ein mittel- bis langfristig angeleg-
tes Konzept für die Lehrkräfteversorgung 
des Schulsystems hat die Landesregierung 
mit der Fortschreibung des „Schulressour-
cenkonzeptes“ jüngst vorgelegt. 

3. Demografische Rahmenbedingungen

Die demografische Entwicklung (der 
ostdeutschen Bundesländer) ist aus kei-
ner aktuellen politischen Diskussion mehr 
wegzudenken. Im Land Brandenburg zeigt 
sich dabei eine Besonderheit: Die ostdeut-
schen Flächenländer weisen von 1990 bis 
2005 einen Verlust von rd. 1,4 Mio. Ein-
wohnern oder etwa 10 Prozent ihrer Bevöl-
kerung auf. Nur im Land Brandenburg liegt 
die Einwohnerzahl im Jahr 2005 fast genau 
beim Wert des Jahres 1990 (siehe Tab. 1). 
Die Erklärung liegt in der faktischen Zwei-
teilung des Landes. Der engere Verflech-
tungsraum – also der suburbanisierte 
Raum rund um die Stadt Berlin – weist so 
hohe Wanderungsgewinne auf, dass die 
erheblichen Bevölkerungsverluste des äu-
ßeren ländlichen Raumes im Landesdurch-
schnitt vollständig kompensiert werden. 
Im Jahr 2005 lebten im engeren Verflech-
tungsraum etwa 200.000 Menschen mehr 
als zehn Jahre zuvor. Der äußere ländli-
che Raum hat im gleichen Zeitraum etwa 
180.000 Einwohner verloren. Dieser Trend 
wird sich in den kommenden 15 Jahren 
fortsetzen. Während sich die Einwohner-
zahl im Berlin-nahen Raum bei gut 1,0 Mio. 

Tab. 1: Entwicklung der Bevölkerung in den ostdeutschen Flächenländern in den Jahren 1990 bis 2005
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Einwohnern stabilisieren wird, sind für 
den ländlichen Raum dramatische Bevöl-
kerungsverluste zu erwarten. 

Bevölkerungsentwicklung: Ein Blick 
nach vorn auf den Zeitraum 2005 bis 
2020/30

Seit der zweiten Hälfte der neunziger 
Jahre werden die Entwicklungen im Schul-
bereich vom starken Einbruch der Gebur-
tenzahlen in der ersten Hälfte der neun-
ziger Jahre, der Brandenburg ebenso wie 
alle ostdeutschen Bundesländer traf, be-
stimmt. Die Zahl der „Erstklässler“ ging in-
nerhalb von nur fünf Jahren von 35.400 im 
Jahr 1994 auf 15.300 im Jahr 1999 zurück. 
Entsprechend zeitversetzt sank die Zahl 
der SchülerInnen in der Klassenstufe 7 
von knapp 37.000 im Jahr 2000 auf 15.400 
im Jahr 2006. Jegliche Diskussion über die 
pädagogische Entwicklung von Schule war 
und ist überlagert von den Strategien zur 
Bewältigung dieser demografischen Rah-
mendaten. Unsicherheiten über den Fort-
bestand der Schule sind bei jeder pädagogi-
schen Diskussion präsent. Die schrittweise 
Schließung immer weiterer Schulen, der 
Wechsel einzelner Schülerjahrgänge und 
eines Teils der Lehrkräfte an benachbarte 
Schulen mit immer neuen Anforderungen 
an die soziale Integration der Schüler und 
der neuen Lehrkräfte stellte Anforderun-
gen an die Schule, die allerdings von vorn-
herein nicht auf eine Kontinuität von Ent-
wicklung angelegt waren.

Allerdings zeigt ein Blick auf die künf-
tige Entwicklung der Schülerzahlen eine 

deutliche Veränderung dieser Situation. 
Denn der Wiederanstieg der Geburten-
zahlen in der zweiten Hälfte der neunzi-
ger Jahre von rd. 12.400 Geburten im Jahr 
1994 auf rd. 17.900 im Jahr 1999 und die 
Stabilisierung dieses Wertes bei rd. 18.000 
in den folgenden Jahren führt entspre-
chend zeitlich versetzt zu einer gänzlich 
anderen Entwicklung der Schülerzahlen 
(siehe Tab. 3).

 
In den Grundschulen werden sich die 

Schülerzahlen auf dem gegenwärtigen Ni-
veau für einen Zeitraum von etwa 15 Jah-
ren stabilisieren. Für die bestehenden 
Grundschulen wird das „Damoklesschwert“ 
der Gefährdung der Schule wegfallen. Die 
pädagogischen Entwicklungsperspektiven 
können wieder mehr Raum einnehmen 
und konzentrierter angegangen werden. 

Etwas anders stellt sich die Situati-
on für die weiterführenden allgemein bil-
denden Schulen dar. Hier werden erst in 
den Schuljahren 2007/08 mit 64.900 bzw. 
2008/09 mit 63.100 Schülerinnen und 
Schülern die niedrigsten Schülerzahlen 
erreicht werden. Aber auch hier schließt 
sich ein langer Zeitraum stabiler demogra-
fischer Rahmendaten an. Noch im Schul-
jahr 2020/21 werden die Schülerzahlen 
mehr als 20 Prozent über dem Stand des 
laufenden Schuljahres liegen.

Fazit und ein abschließender Blick 
nach vorn

Die Schließung einer Vielzahl weiter-
führender allgemein bildender Schulen in 

den vergangenen Jahren führte faktisch 
zu einem Rückzug dieser Schulen aus den 
kleinen ländlichen Gemeinden. Sie werden 
sich künftig in den mittelgroßen Städten 
des ländlichen Raumes konzentrieren, die 
damit einen ganz wesentlichen Beitrag zu 
dessen Stabilisierung leisten. Die Landes-
planung spricht von einer „Ankerfunktion“ 
dieser Städte, in denen sich ein möglichst 
großes Angebot an sozialer Infrastruktur 
und sonstigen Dienstleistungen finden 
soll. Dies spricht die planerische Dimen-
sion des Szenarios zum Umgang mit dem 
demografischen Wandel an. Damit verbun-
den ist die Tatsache, dass für die Hälfte 
der SchülerInnen, die im ländlichen Raum 
des Landes nicht in den Städten lebt, der 
Schulalltag mit dem Weg zur Bushaltestel-
le beginnt.

Die pädagogische Dimension ist nicht 
minder schwierig. Mehrfache Versetzun-
gen und Alterung der Lehrerkollegien 
wirken nachhaltig auf die Innovations-
bereitschaft. Schulentwicklungsprozes-
se, die auf die Profilbildung der Einzel-
schule gerichtet sind und den Schülern 
inhaltliche Wahloptionen im Nebeneinan-
der verschiedener Schulen ermöglichen 
sollen, kommen nicht zum Tragen, denn 
es gibt faktisch nur noch die eine zumut-
bar erreichbare Schule. Und diese ist nur 
selten so groß, dass sie unter einem Dach 
fachliche Schwerpunkte in verschiedenen 
Zügen organisieren kann. In eben dieser 
Situation werden die Schulen in der Nach-
PISA-Ära mit deutlich höheren Anforde-
rungen an ihre schulinternen Entwick-
lungsprozesse konfrontiert. Systemisch 
gesehen sind damit wesentliche Merkmale 
einer Überforderung gegeben. Aber gera-
de weil dies so ist, gibt es zu den Prozessen 
der kommunalen Vernetzung und Verzah-
nung keine Alternative.

Ein Drittel der Schulstandorte in der 
Primarstufe und fast jede zweite Schu-
le in der Sekundarstufe I wurden im Land 
zu Schulen mit Ganztagsangeboten aus-
gebaut. Hier wurde ein enormer quanti-
tativer Ausbau, verbunden mit der Bin-
dung von Kommunal- und Landesmitteln, 
erreicht. Die Schulen mit Ganztagsange-
boten sind von ihrer Zielsetzung her stär-
ker in das Gemeinwesen hin geöffnet und 
in kommunale Bezüge vernetzt. Dass mit 

2005 2020 2030

Gesamtbevölkerung Land Brandenburg 2.559.483 2.421.600 2.235.400

Engerer Verflechtungsraum 1.004.271 1.043.900 1.023.400

Äußerer ländlicher Raum 1.555.212 1.377.700 1.212.000

Schuljahr
Schülerzahlenentwicklung in 
den Jahrgangsstufen 1 bis 6 

(ohne Förderschulen)

Schülerzahlenentwicklung in 
den Jahrgangsstufen 7 bis 10 

(ohne Förderschulen)

2000/01 138.400 142.900

2005/06 102.500 92.400

2010/11 116.000 70.000

2015/16 112.800 79.900

2020/21 108.900 78.600

Tab. 2: Bevölkerungsentwicklung 2005 bis 2030 differenziert nach engem Berlin-nahen Verflechtungsraum und 
äußerem ländlichen Raum

Tabelle 3: Schülerzahlenentwicklung Schuljahr 2000/01 bis 2020/21
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dem raschen quantitativen Ausbau auch 
Anfangsschwierigkeiten verbunden sind, 
ist ebenso verständlich wie die Tatsa-
che, dass die hohen Erwartungen an die-
se Schulen nicht kurzfristig erfüllt werden 
können. Wahrnehmbar sind aber, eng ver-
bunden mit der ganztagsschulischen Ent-
wicklung, eine stärkere Auseinanderset-
zung mit Fragen der schulischen Qualität 
und eine stärkere Orientierung hin zum 
kommunalen Umfeld. 

Die heutigen SchülerInnen und Leh-
rerInnen, die konkret unter schwierigen 
Bedingungen lernen und lehren, wird es 
nicht trösten, aber nach einem mehrjäh-
rigen Schrumpfungsprozess ist eine zehn- 
bis fünfzehnjährige Phase demografischer 
Stabilität auf dem erreichten niedrigen Ni-
veau absehbar, die eine relativ solide Basis 

Bevölkerung 1990 2004 1990 /2004

Bernau 24.532 34.995 + 42.7 %

Falkensee 22.087 37.493 + 69.8 %

Teltow 15.661 19.541 + 24.8 %

Kleinmachnow 11.613 17.988 + 54.9 %

Cottbus 134.781 106.400 - 21.1 % 

Brandenburg   93.015   74.900 - 19.5 %

Frankfurt   86.171   65.200 - 24.3 %

Eberswalde   53.601   42.100 - 21.5 %

Schwedt   53.628   37.900 - 29.3 %

Eisenhüttenstadt   51.151   35.900 - 29.8 %

Bevölkerung 2004 2020 2030 2004 / 2030

Bernau 34.995 37.000 35.600 +   1.7 %

Falkensee 37.493 44.800 48.700 + 29.8 %

Teltow 19.541 24.100 26.700 + 36.8 %

Kleinmachnow 17.988 19.300 19.400 +   8.1 %

Cottbus 106.400   94.700   84.100 - 21.0 %

Brandenburg   74.900   66.900   59.000 - 21.2 %

Frankfurt   65.200   60.800   51.300 - 21.4 %

Eberswalde   42.100   37.100   32.300 - 23.4 %

Schwedt   37.900   30.600   26.400 - 30.4 %

Eisenhüttenstadt   35.900   29.400   25.800 - 28.2 %

für die Entwicklung regionaler Bildungs-
landschaften bildet. 

Dr. Hermann Budde ist Referatslei-
ter im Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport des Landes Brandenburg (Ref. 
25)und hier unter anderem zuständig 
für die Schulentwicklungsplanung, die 
Bau- und Investitionsplanung für Schu-
len und die Koordinierung der Entwick-
lung der Ganztagsangebote.
Kontakt: hermann.budde@mbjs.bran 
denburg.de

Gerhard Büttner ist Referent im o.g. Re-
ferat und Leiter der Steuergruppe Ganz-
tag im MBJS.
Kontakt: gerhard.buettner@mbjs.bran 
denburg.de

Betrachtet man die Entwicklun-
gen etwas kleinräumiger, so finden 
sich besonders dramatische Einwoh-
nerverluste bei den sechs größeren 
Städten im äußeren Raum des Landes 
Brandenburg. Lebte 1990 noch jeder 
vierte Brandenburger in einer dieser 
sechs Städte, so ist es heute nur noch 
knapp jeder fünfte. Analog der Zwei-
teilung des Landes in „Gewinner- und 
Verliererregion“, gibt es bei den Städ-
ten im Berlin-nahen engeren Ver-
flechtungsraum Gewinner mit Blick 
auf ihre Einwohnerzahlen. 

Die regionalisierten Modellrech-
nungen zur Bevölkerungsentwick-
lung weisen für beide Gruppen von 
Städten für die Zukunft ein Anhalten 
der jeweiligen Trends auf.

– ein Blick zurück auf den Zeitraum 1990 bis 2004

– ein Blick nach vorn auf den Zeitraum 2004 bis 2020 /30

Voraussichtliche Bevölkerungsentwicklung ausgewählter Städte in Brandenburg
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Schulschließungen vermeiden!

Interview mit Norbert Bartels, Amtsdirektor von Ziesar

Schulträger mit Stimme

Mit Beginn des Schuljahres 2007/08 haben in Branden-
burg vier Kommunen als Schulträger Stimmrecht in den Schul-
konferenzen. Es mutet zunächst ein wenig befremdlich an, 
dass die Grundlage für dieses Modellprojekt das brandenbur-
gische Standarderprobungsgesetz ist, mit dem Kommunen für 
einen befristeten Zeitraum Abweichungen von landesrecht-
lichen Standards beantragen können, um neue Maßnahmen 
zum Bürokratieabbau zu erproben. Standard ist bisher, dass 
den Schulträgern lediglich eine beratende Funktion in den 
Schulkonferenzen eingeräumt wird. Befremdlich wirkt es 
deshalb, da mit der Forderung nach einem stärkeren Enga-
gement der Kommunen im Zuge der Diskussion um regiona-
le Bildungslandschaften qualitative Aspekte im Vordergrund 
stehen: Schule soll sich öffnen und verstärkt die Ressourcen 
im Gemeinwesen nutzen, Bedarf und Bedürfnisse der Schüle-
rInnen sollen verstärkt Eingang in die Angebote der Schule 
bzw. der Angebote rund um die Schule finden und es herrscht 
die Erwartung, dass die Kommunen im Sinne eines „Vermitt-
lungsagenten“ für andere Partner (Wirtschaft, Jugendhilfe, 
Kultur) am Ort Schule agieren. Bürokratieabbau findet sich 
an keiner Stelle der Plädoyers für ein verstärktes Engagement 
und einer Gestaltungsfunktion von Schulträgern. Dies kommt 
auch deutlich in den folgenden Interviews mit Vertretern der 
beteiligten Kommunen an dem Modellprojekt zum Ausdruck. 
Andere Motive stehen hier im Vordergrund. Motive, die aus 

Ziesar

Fläche:  67,46 qkm2

Einwohner:  2.763 (Stand 31.12.2006)
Bevölkerungsdichte:  41 je qkm2

Schulen:  Grundschule Thomas Müntzer, Thomas Müntzer Gesamt- 
 schule mit gymnasialer Oberstufe

den konkreten Problemlagen und Gestaltungsoptionen in den 
Kommunen bzw. der Region erwachsen. Aber gegebenenfalls 
führt ja das Stimmrecht zu einer gemeinsamen Arbeitswei-
se zwischen Schule (Schulleitung, Lehrkräfte, SchülerInnen 
und Eltern) und dem Schulträger und im Zuge dessen dazu, 
Abstimmungsprozesse transparenter zu gestalten, gegensei-
tiges Verständnis zu entwickeln und somit zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. Dies war zumindest ein Effekt, der im 
Rahmen des Modellvorhaben zur Stärkung der Selbstständig-
keit von Schulen (MoSeS) im Land Brandenburg durch eine 
intensivere Zusammenarbeit zwischen Schule und Schulträ-
ger erzielt werden konnte (siehe den Beitrag ab Seite 40).

Es zeigt sich, dass die Verantwortlichen vor Ort Bildung 
im umfassenden Sinne und damit auch den Ort Schule als 
wichtigen, wenn nicht gar zentralen Aspekt von kommuna-
lem Handeln erkannt haben. Es zeigt sich aber auch: Kom-
munale bzw. regionale Interessenslagen treffen mitunter auf 
Rahmenbedingungen und Vorgaben im Land, die diesen In-
teressenslagen entgegenstehen (siehe den vorangegangenen 
Beitrag). Hier gilt es einen Ausgleich dieser Interessenslagen 
anzustreben, regionale Besonderheiten verstärkt Beachtung 
zu schenken und – insbesondere mit Blick auf den Erhalt von 
Schulstandorten – die Zusammenarbeit zwischen den Kom-
munen zu befördern.

Was hat Sie motiviert, an dem Modellprojekt teilzuneh-
men?

Wir sind als Schulträger der Auffassung, dass wir uns stärker 
in schulische Belange einbringen müssen. Die Schulkonferenz ist 
das entscheidende Gremium, in dem von baulichen Maßnahmen 
bis hin zur Unterrichtsorganisation alles entschieden wird. Da-
bei geht es uns auch darum, die Probleme von Schulen aus erster 
Hand zu hören, und zwar nicht nur von Schulleitung und Lehrern, 
sondern auch von Eltern und Schülern, die ebenfalls Mitglied in 
der Schulkonferenz sind. Wir wollen uns ein umfassenderes Bild 
davon machen, was Schulen brauchen und wie sie arbeiten. 

Was erhoffen Sie sich davon?
Wir wollen die Schulen in unserer Kommune erhalten. Schu-

len stehen zunehmend in Konkurrenz zueinander, Eltern ent-
scheiden nach Qualitätskriterien, wo sie ihr Kind einschu-
len lassen. Deshalb sind wir davon überzeugt: Nur wenn man  
Qualität sichert, kann man auch die Schule erhalten. 
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Welche Ziele verbinden Sie mit der Erhaltung von Schulen?
Für die kommunale Infrastruktur und Vorsorge sind Schu-

len von zentraler Bedeutung, so dass ich überhaupt nicht nach-
vollziehen kann, dass man sie schließt. Aber das Land Branden-
burg macht die Schule einfach zu. Wir können die kleinen Geister 
nicht frühmorgens und spätnachmittags stundenlang durch die 
Gegend schaukeln. Die sind fix und fertig, wenn sie in der Schule 
ankommen. Und ihrer Aufmerksamkeit im Unterricht ist die lan-
ge Fahrerei auch nicht zuträglich. Da soll der Zuständige in der 
Ministerialbehörde mal in den Schulbussen mitfahren, um mit-
zubekommen, was wir den Kindern antun. Hinzu kommt: Die Kin-
der sind den Augen der Eltern entzogen, kein Mensch weiß, was 
sie den ganzen Tag über machen und ob sie überhaupt zur Schule 
gehen. In kleineren, überschaubareren Strukturen lässt sich Dis-
ziplin besser aufrechterhalten.

Brauchen die Kommunen mehr Mitspracherecht, wenn es 
um die Belange von Schulen geht?

Das Schulgesetz sieht im Prinzip mit dem Schulentwick-
lungsplan die Möglichkeit vor, dass Kommunen auf die Stand-
orte von Schulen Einfluss nehmen. Dieses Recht wird zwar vom 
Gesetzgeber hoch gehandelt, ist in der Praxis aber unwirksam. Der 
Schulentwicklungsplan interessiert den Schulrat gar nicht. Es ist 
ja so: Die Kommunen sollen die Schulen bauen und ausstatten 
und das Land schließt sie zu. Wir sollen jetzt Schulen schließen, 
für die wir noch nicht einmal die Kredite abbezahlt haben. Mei-
nes Erachtens hat der Gesetzgeber einen großen Fehler gemacht, 
nicht von vornherein dafür zu sorgen, dass der kommunale Schul-
träger eine Stimme in der Schulkonferenz hat. Gegen den Willen 
von Kommunen sollten Schulen nicht geschlossen werden dürfen. 
Wir brauchen dringend ein wirkliches Mitspracherecht.

Wie verbindet sich die Teilnahme am Modellprojekt mit 
anderen Aktivitäten der Kommune?

Wir setzen uns in der Kommune dafür ein, dass wieder mehr 
fürs Leben gelernt wird. Es kann doch nicht sein, dass Kinder zehn 
Jahre zur Schule gehen und dann müssen sie noch ein berufsvor-
bereitendes Jahr belegen. Da fragt man sich doch, was haben sie 
zehn Jahre vorher in der Schule gemacht? Wir wollen die Verbin-
dung von Schule und praktischer Tätigkeit stärken. Bereits in der 
Schule müssen Kinder und Jugendliche die Möglichkeit haben, 
ihre Talente und Fähigkeiten auszuprobieren, um sich für ihr zu-
künftiges Berufsleben zu orientieren. 

Wie muss Schule als ein Teil einer regionalen Bildungs-
landschaft gestaltet sein?

Brandenburg ist nun mal ein Flächenland. Und deshalb brau-
chen wir eine Schulpolitik und eine Schulstruktur, die auch in 
der Fläche anwendbar ist. Hier in unserer Region wohnen durch-
schnittlich 28 Menschen auf einem Quadratkilometer. Da kön-
nen Sie mit Gesetzen, die für Potsdam oder Berlin passen mögen, 
nichts anfangen. Wir brauchen eine Schullandschaft, die unse-
rem Flächenland Rechnung trägt. Warum sollen wir jede Schule 
zweizügig organisieren? Warum können wir nicht pro Jahrgang 
eine Klasse haben? Warum sollen Kinder nicht jahrgangsgemischt 
unterrichtet werden? Warum schaffen wir nicht kleinere Klas-
sen von 25 Kindern? Warum beschulen wir die Oberschüler und 
Gymnasiasten nicht gemeinsam, anstatt schon früh zu selektie-
ren und damit den einen die Chancen zu nehmen und die ande-

Kloster Lehnin

Fläche:  199,3 qkm2

Einwohner:  11.566 (Stand 31.12.2006)
Bevölkerungsdichte:  58 je qkm2

Schulen:  Grundschule , Gesamtschule mit 
 gymnasialer Oberstufe

ren zu überfordern? Wir brauchen in Brandenburg kleinere Klas-
sen, keine Selektion und die Beschulung vor Ort. Das hat schon 
vor hundert Jahren funktioniert und man könnte es ohne weiteres 
organisieren.

Das Interview führte Christine Plaß

Schulbehörden müssen endlich 
flexibler gestalten 
Interview mit Bernd Kreykenbohm, Bürgermeister 
von Kloster Lehnin
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Welche Erwartungen verbinden Sie mit der Teilnahme am 
Modellprojekt?

Zunächst einmal: Unsere Erwartung ist nicht, dass wir jetzt 
die „Bestimmer“ am Ort Schule werden wollen, dazu hat unsere 
Stimme ja auch gar nicht das Gewicht. Es geht nicht darum, dass 
wir die Beschlüsse von Schulen kippen, sondern wir wollen den 
Schülern, Eltern und Lehrern, also der gesamten Schulkonferenz 
demonstrieren: Wir sind ein ernsthafter, an Schule interessierter 
Partner. Und generell bin ich der Auffassung: Wer das Geld gibt, 
sollte auch ein Mitspracherecht bei schulischen Entscheidungen 
haben. 

Warum engagieren Sie sich als Kommune verstärkt im Bil-
dungsbereich?

In unserer Region haben wir mit dem Rückgang von Schüler-
zahlen zu kämpfen. Wenn wir die Beschulung im ländlichen Raum 
erhalten wollen, müssen wir unsere Schulen attraktiver machen. 
Dabei sind Ganztagsschulen das gefragteste und zukunftswei-
sendste Modell. Deshalb haben wir vor ein paar Jahren den Ganz-
tagsschulbetrieb aufgenommen, was mit einer Reihe von neuen 
Aufgaben verbunden ist. Die Motivation dazu kam nicht von den 
Schulen, sondern vom Schulträger, der viele Ideen eingebracht 
hat. So haben wir Kooperationsverträge mit Schulen und Betrie-
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kann man keine kontinuierliche Zusammenarbeit aufbauen. Und 
wie sollen die Eltern ein Vertrauensverhältnis zur Schule aufbau-
en, wenn dauernd die Schulleitung wechselt? Dieses Hin und Her 
ist ein Signal in die falsche Richtung. 

Große Sorge bereiten uns die Busverbindungen im ländlichen 
Bereich. Hier gibt es viele Leerzeiten, in denen Kinder und Ju-
gendliche betreut werden müssen (schulisch und z.T. im Rahmen 
der offenen Jugendpflege), nur weil der Bus nicht fährt. Der Bus-
verkehr zu den Schulen muss weiter ausgebaut und attraktiver ge-
staltet werden.

Insgesamt liegt die Lösung der genannten Probleme meines 
Erachtens u.a. auch darin, dass der Gesetzgeber die Rahmenbe-
dingungen schafft, die den Besonderheiten des ländlichen Rau-
mes in unserem Flächenland gerecht werden. 

Interview: Christine Plaß

ben geschlossen, bei denen unter anderem das Projekt einer Schü-
lerfirma umgesetzt wird. Anfangs mussten wir Überzeugungs-
arbeit bei den Schulleitern leisten, jetzt sind die Schulen selbst 
Feuer und Flamme. 

Wie verbindet sich dieses Modellprojekt mit weiterem En-
gagement der Kommune?

Wir haben die Infrastruktur in unserer Region in den letzten 
Jahren auf Vordermann gebracht, aber wir haben auch gemerkt, 
dass das nicht alles ist. Die Menschen erwarten, rundum gute Be-
dingungen vorzufinden, das fängt im Bereich Kita an, geht über 
die Schule bis hin zur Freizeitgestaltung. Diese Angebote müs-
sen schlüssig sein.

Wir wollen Lehnin als Bildungsstandort festigen und weiter-
entwickeln und bestehende Einrichtungen noch besser miteinan-
der vernetzen. Aus unserer Grundschule im OT Lehnin und der be-
nachbarten Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe wollen wir 
einen Campus entwickeln. Ein weiteres Projekt: Seit Jahren ak-
quirieren wir verstärkt Praktikumsplätze für unsere Schüler. Zur 
Zeit bemühen wir uns darum, verbindliche Kooperationsverträge 
mit Betrieben zu schließen.

Seit der Kommunalreform 2002 sind wir amtsfreie Gemeinde, 
das hat uns ganz neue Gestaltungsspielräume bei den Investitio-
nen erschlossen. Für die nächsten zehn Jahre haben wir ein Vier-
tel der investiven Schlüsselzuweisungen für den Bereich Bildung 
gebunden. Aus dem Investitionsprogramm des Bundes «Zukunft 
Bildung und Betreuung» für den Ausbau der Ganztagsschulen 
haben wir zum Beispiel neben der Modernisierung/Rekonstruk-
tion des vorhandenen Schulgebäudes eine Mensa, Cafeteria, ei-
nen multifunktionalen Gymnastikraum sowie neue Projekt- bzw. 
Klassenräume gebaut und den Schulhof umgestaltet. Einiges da-
von ist schon abgeschlossen, anderes noch in Arbeit.

Was ist aus Sicht des Schulträgers für Bildung und Erzie-
hung notwendig?

Die Schulgestaltung im Sinne der pädagogischen Arbeit über-
lassen wir den Akteuren in den Schulen: Es gibt Gremien, die da-
für zuständig sind und sehr verantwortlich arbeiten. Wir sind 
zunächst dafür verantwortlich, die finanziellen Rahmenbedin-
gungen zu klären und zu sichern. 

Wo liegen aus Ihrer Sicht die Probleme im Bereich Bildung 
und welche Herausforderungen ergeben sich daraus für die 
Kommunen?

Wir sind sehr unzufrieden damit, dass wir Gesetzen, Verord-
nungen, etc. unterliegen, die uns vor Ort schaden. Wir hatten 
letztes Jahr zum Beispiel das Problem, dass die Klassenstärken in 
den 11. Klassen nicht die vom Gesetzgeber vorgeschriebene Zahl 
von 50 Schülern erreichten und wir deshalb keine 11. Klassen 
einrichten konnten, was in der Endkonsequenz nach derzeitiger 
Rechtslage das Aus für die gymnasiale Oberstufe bedeutet. Kurz 
vor Schuljahrsbeginn verkündet der Bildungsminister, er wolle 
die vorgeschriebene Mindestklassenstärke verringern. Da war es 
für uns aber schon zu spät. Ist das verlässliche Bildungspolitik?

Ein weiterer Punkt: Schulleiter und Schulträger arbeiten 
eng zusammen. Deshalb möchten wir ein Mitspracherecht, wenn 
Schulleiter berufen werden. Bislang haben wir nur ein Anhö-
rungsrecht. In den letzten Jahren haben wir es erlebt, dass Schul-
leiter nur kommissarisch für kurze Zeiträume berufen wurden. So 

Die Entfaltungsmöglichkeiten von 
Kindern in den Vordergrund stellen
Interview mit Michael Böttcher, Bürgermeister 
von Letschin 
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Letschin

Fläche:  141,28 qkm2

Einwohner:  4.710 (Stand 31.12.2006)
Bevölkerungsdichte:  33 je qkm2

Schulen: Grundschule, Oberschule

Was hat sie motiviert an dem Modellprojekt teilzuneh-
men?

Ich habe schon früher gelegentlich Schulkonferenzen als 
nicht stimmberechtigtes Mitglied besucht und halte es für längst 
überfällig, dass der Schulträger als gleichberechtigtes Mitglied 
vertreten ist, wobei das auch jetzt noch nicht der Fall ist, da wir 
nur eine Stimme haben. Eigentlich müssten wir fünf haben; erst 
dann wäre die Schulkonferenz paritätisch besetzt. Man kann pä-
dagogische Fragen und bauliche Maßnahmen ja kaum voneinan-
der trennen. Häufig ziehen inhaltliche Fragen finanzielle Fragen 
nach sich. Ich bin der Meinung, dass der, der zahlt, auch ein Mit-
spracherecht haben muss. Als Schulträger werden wir versuchen, 
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für unseren Standpunkt in der Schulkonferenz Verbündete zu su-
chen und Mehrheiten zu initiieren. 

Was erhoffen Sie sich von einer erweiterten Mitwirkungs-
möglichkeit?

Unsere Region ist besonders stark von einem Bevölkerungs-
rückgang betroffen. Dagegen müssen wir angehen. Wir möchten 
unsere Dörfer auch in Zukunft erhalten, dabei spielen die Schu-
len, insbesondere auch die Oberschule, eine ganz zentrale Rolle. 
Der Erhalt der Schulstandorte, für den sich hier auch eine Bür-
gerinitiative einsetzt, ist einer der wichtigsten Punkte, um für 
die Menschen in der Region attraktiv zu sein und Perspektiven 
zu bieten. Außerdem liegt mir sehr am Herzen, die Selbstverwal-
tung der Schulen zu stärken. Im besten Fall bekommt die Schule 
ein Budget. Schulleitung, Lehrer, Eltern und Schüler planen dann 
gemeinsam, wie sie die Mittel einsetzen. Dazu gehört dann aber 
auch, dass keiner mehr die Hand aufmacht, wenn am Ende Geld 
fehlt. Genauso könnte es die Landesregierung mit den Kommunen 
handhaben und sagen: Ihr bekommt das Geld, wie ihr es organi-
siert, ist eure Sache. Kommunen sollten auch die Möglichkeit er-
halten, sich die Lehrkräfte selbst anzustellen. Das würde das Pro-
blem, dass die Lehrkräfte dem Land und die Erzieherinnen der 
Kommune unterstellt sind, ausräumen. Hemmnisse in der Zusam-
menarbeit könnten so schneller überwunden werden! Wir wollen, 
dass beide Berufsgruppen eng zusammenarbeiten und dieselben 
Ziele verfolgen. Die Entfaltungsmöglichkeiten von Kindern sollen 
im Vordergrund stehen. 

Was sind ihre Motive, sich als Schulträger verstärkt im Bil-
dungsbereich zu engagieren und noch mehr Verantwortung 
zu übernehmen?

Zum einen habe ich selbst Kinder. Darüber hinaus liegt mir am 
Herzen, dass die Jugendlichen, die hier weg gehen, um zu studie-
ren oder eine Ausbildung anzufangen, sich gern an ihre Heimat 
erinnern. Ich wünsche mir, dass sich der eine oder andere auf sei-
ne Wurzeln besinnt, zurückkehrt und hier etwas aufbaut und Ar-
beitsplätze schafft.

Wie verbindet sich dieses Modellprojekt mit anderen Akti-
vitäten der Kommune?

Das geschieht auf allen Ebenen. Mit der Deutschen Kinder- 
und Jugendstiftung setzen wir gerade eine regionale Initiative 
„Lernen im Oderbruch“ (LIO) um. Hier arbeiten wir mit den an-
deren Ämtern und Kommunen im Oderbruch zusammen an einer 
regionalen Bildungslandschaft. Die Gemeinde baut mit den Part-
nern in Schule und Kindergarten dabei auch am Bildungszentrum 
Letschin rund um die Oberschule. Zu moderaten Preisen wissen 
die Eltern ihre Kinder in der verlässlichen Halbtagsgrundschule 
(VHG) von 6.30 bis 17.00 Uhr umsorgt. Kinder und Jugendliche 
können ein breit gefächertes Bildungsangebot wahrnehmen. 

Wie muss bei Ihnen vor Ort Schule als Teil einer Bildungs-
landschaft gestaltet sein?

In unserer ländlichen Region kann Schule nur klein und fami-
liär sein, trotzdem halte ich es für wichtig, dass alle Fachbereiche, 
die für das spätere Leben der Kinder notwendig sind, gelehrt wer-
den. Mit Blick auf die Fächer. Ich würde mir wünschen, dass die 
Naturwissenschaften stärker berücksichtigt werden, damit ein 
Kind die Welt in sich zu begreifen lernt. Ich finde es zum Beispiel 
schade, dass Astronomie nicht mehr gelehrt wird. Das ist ein Fach, 

mit dem Kinder Visionen für sich selbst entwickeln können. Und 
auch wenn es mich mehr zu den Naturwissenschaften zieht, halte 
ich Deutsch und Allgemeinbildung für sehr wichtig. 

Für ganz wesentlich halte ich, dass als zweite Fremdsprache 
nach Englisch eine Sprache gelehrt wird, die der Nachbar spricht. 
Wie sollen wir Europäer zusammenwachsen, wenn wir nicht mal 
die Sprache des Nachbarn verstehen? Bei uns sollte Polnisch 
Pflichtfach sein. Wir leben nun mal im Osten, dort liegt die Zu-
kunft unserer Handelsbeziehungen. 

Im Ort möchte ich die Verbundenheit von Gemeinde und Schu-
le stärken. Kinder und Jugendliche müssen wissen: Wenn ich die 
Bank kaputt mache, zahlen meine Eltern dafür Steuern. Aber auch 
für die Politik müssen wir die jungen Menschen wieder mehr ge-
winnen. Wir bekommen ein Riesenproblem, wenn sich Jugend-
liche überhaupt nicht mehr für Politik interessieren. Als Schulträ-
ger haben wir hier eine große Verantwortung. Mein Ziel ist es, dass 
die Verbundenheit der Schüler mit der Heimat wieder zunimmt. 
Das kann man nur gemeinschaftlich, mit einer Vielfalt von Part-
nern, erreichen und indem man den Jugendlichen Möglichkeiten 
an die Hand gibt, sich zu verwirklichen. Wir brauchen eine starke 
soziale Verbindung der Jugend zu ihrer Region. 

Interview: Christine Plaß 
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Grundannahme des Modellprojektes war und ist es, dass zwi-
schen der Autonomie einer Schule und ihrer Qualität ein direk-
ter Zusammenhang besteht: Je höher die Autonomie einer Schu-
le ist, umso erfolgreicher wird sie agieren. Durch die Übertragung 
von mehr Entscheidungsbefugnissen im Rahmen von MoSeS soll-
ten die Schulen zu einer stärkeren Verantwortungsübernahme, 
zu mehr Eigenverantwortung angeregt werden, um dadurch die 
Schulqualität und letztlich den Lernerfolg der Schüler und Schü-
lerinnen zu erhöhen. 

Vom Aufbruch ins gelobte Land

Über das Wie herrschte anfangs jedoch große Unsicherheit. 
Ein Jahr intensiver Diskussionen zwischen Schulen und Schulauf-
sicht ging der Ausschreibung des Modellvorhabens im November 
2002 voraus. Bei allem Klärungs- und Diskussionsbedarf war aber 
immer deutlich, dass dieses Modellvorhaben von den Beteiligten 
unbedingt gewollt ist. „Beide Seiten haben gedrängelt. Bei den 
Schulen waren Fremdbestimmtheit und damit einhergehend De-
motivation sicherlich ein Motor für die Veränderungsbereitschaft. 
Viele hatten das Gefühl, die sinnvollsten Dinge nicht selbst ent-
scheiden zu können. Bei der Schulaufsicht führte die Erkenntnis, 
dass ihre Steuerungsmöglichkeiten, die Ressourcenvergabe und 
die Umsetzung von Vorschriften nicht mit optimalen Ergebnissen 
in der Schulpraxis einhergehen, zum Umdenkprozess“, berichtet 
Lutz Faulhaber, Mitarbeiter im MBJS, der das Modellprojekt koor-
dinierend begleitete.

 
Auf vier Wegen sollten schließlich Eigenständigkeit und Ver-

antwortungsübernahme in den Schulen initiiert werden: 

• durch die Übertragung personalrechtlicher Befugnisse,
• durch die Bereitstellung von Personal- und Sachmitteln,
• durch eine verstärkte eigenwirtschaftliche Tätigkeit und Ein-

werbung von Drittmitteln, 
• durch die Schulverfassung und erweiterte Mitwirkungsfor-

men. 

Mit 20 Bewerbungen von 600 infrage kommenden Schulen 
war der Andrang auf das Vorhaben zwar nicht „üppig“, aber an-
gesichts des antizipierten hohen Betreuungsaufwandes doch zu-
friedenstellend. Obwohl MoSeS ursprünglich nicht für Grund- 
und Förderschulen vorgesehen war, gelang es zwei Grundschulen 

durch Eigeninitiative, in das Projekt aufgenommen zu werden. 
„Harte“ Aufnahmekriterien für die Teilnahme in der ersten Runde 
waren die Zustimmung der Schulkonferenz, der Schulträger und 
der Schulämter. Außerdem sollten ein Schulprogramm, ein päda-
gogisches Konzept und Vorstellungen zu den vier Säulen des Pro-
gramms vorgelegt werden. Und „keine Schule sollte allein sein, 
jede sollte im Schulamtsbezirk zumindest eine Partnerschule ha-
ben“, ergänzt der Ministeriale. Das Konzept der Partnerschaft 
ging auf und erwies sich als sehr hilfreich. Bei der Ausweitung 
des Modellprojektes konnte das Prinzip der Partnerschule jedoch 
nicht mehr in vollem Umfang gewährleistet werden, da bei der Er-
weiterung auf 18 Schulen das regionale Kriterium im Vordergrund 
stand. MoSeS sollte in die Fläche gehen und in allen Schulamts-
bezirken Brandenburgs erprobt werden.

Die Reise – vom Geben und Nehmen

Die Umsetzung des Projektes auf den genannten vier Wegen 
erwies sich als ein ambitioniertes Vorhaben angesichts des erheb-
lichen Personalüberhangs an den Schulen Brandenburgs und ins-
gesamt knapper finanzieller Ressourcen. Hier zeigte sich aber ein 
weiteres Potenzial von MoSeS: „Wo nur geringer Spielraum vor-
handen ist, hilft der Perspektivwechsel in den Schulen, eigenes 
Handeln aus anderer Sicht zu sehen. Viele Schulen haben sich ge-
wundert, wie wenig der Schulrat ‚entscheiden’ kann. Wo wenig 
zu verteilen ist, hilft Transparenz, um die Kommunikation zwi-
schen den beiden Ebenen zu verbessern. Auch da ist etwas zu ge-
winnen“, fasst Lutz Faulhaber die Erfahrungen mit MoSeS zusam-
men.

Immerhin erhielten die beteiligten Schulen sechs Anrech-
nungsstunden für die Umsetzung des Modellvorhabens. Nach wie 
vor umstritten ist in den Teilnehmerschulen, ob die Zahl der An-
rechnungsstunden ausreicht, um den mit den übertragenen Be-
fugnissen verbundenen Mehraufwand auszugleichen. Ab dem 
Schuljahr 2007/08 sollen es nur noch drei Anrechnungsstun-
den sein. Außerdem wurden in den ersten drei Jahren die so ge-
nannten „MoSeS-Gelder“ gezahlt. Im ersten Schuljahr waren das 
20.000 Euro pro Schule, unabhängig von der Schulgröße. „Für die 
meisten Schulen war das ein schier unglaublicher Betrag, der un-
terschiedlich verwendet wurde. Es gab Schulen, die haben aus-
schließlich in die Schüler investiert, indem sie schulische und 
außerschulische Zusatzangebote, zum Beispiel im Sportbereich, 

Mit MoSeS in die Selbstständigkeit

von Dr. Cornelia Alban

Das Modellvorhaben zur Stärkung der Selbstständigkeit von Schulen (MoSeS) ist ein Projekt des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport (MBJS) des Landes Brandenburg. Im Schuljahr 2003/2004 ging es mit zwölf Schulen in drei Schulamts-
bezirken an den Start. Nach zwei Jahren wurde das Projekt auf 18 Schulen ausgeweitet. 2007/2008 wird aus dem Modell-
vorhaben für 40 Schulen in allen sechs Schulamtsbezirken Brandenburgs Realität.
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schufen. Andere wiederum holten sich als Erstes einen Unterneh-
mensberater ins Haus, um das Schulmanagement zu checken. 
Mittlerweile haben sich die Trennungslinien verwischt. Heute in-
vestieren die Schulen in beide Bereiche“, erklärt Lutz Faulhaber. 
Inzwischen müssen die Modellschulen ohne MoSeS-Gelder aus-
kommen, da diese degressiv gestaffelt waren.

Entscheiden heißt nicht (Mangel) verwalten

Und das verleiht einem anderen Instrumentarium neuen 
Glanz, das anfangs nur zögerlich genutzt wurde: die Kapitali-
sierung von Stellen(-anteilen). Die Schulen befürchteten zu Be-
ginn des Modellprojektes noch, sich mit der Kapitalisierung von 
Lehrerwochenstunden angesichts knapper Ressourcen selbst zu 
beschneiden. Aber wichtiger als die Einsicht, dass Mittel immer 
begrenzt sind, wiegt die Erkenntnis, „dass man selbst zu 100 Pro-
zent über das entscheiden kann, was im Topf drin ist“, so Lutz 
Faulhaber. Mit MoSeS wurden den Schulen Mittel aus der Kapi-
talisierung von Stellen für Lehrkräfte zur eigenen Verwendung 
zur Verfügung gestellt. Mit diesen Mitteln können sie Honorar-
verträge schließen oder Fortbildungsleistungen einkaufen. „Legt 
man jährliche Arbeitgeberkosten von circa 48.000 Euro für eine 
Lehrerstelle pro Jahr zugrunde, können zwischen dem Ausschei-
den einer Lehrkraft und der Neueinstellung sechs Wochen spä-
ter schon mal 6.000 Euro kapitalisiert werden. Das ist schon at-
traktiv“, rechnet der MoSeS-Koordinator vor. Doch Geldgier ist 
es nicht, was die MoSeS-Schulen antreibt. Selbst Lehrkräfte aus-
wählen und einstellen zu können, wenn auch selten, bedeutet für 
alle Schulen eine hohe Motivation. Die Einstellungszeiten wur-
den sogar verkürzt und die Beschäftigung von externen Exper-
ten – wie zum Beispiel Künstlern, Psychologen und Sportlern – 
rege genutzt.

Schulleiterinnen und Schulleiter im Modellvorhaben weisen 
darauf hin, dass durch die Erweiterung von personalrechtlichen 
Befugnissen sowie durch Umsetzungs- und Versetzungsmaßnah-
men der Unterrichtsausfall auf das niedrigste Maß seit mehreren 
Jahren gesenkt werden konnte und die Unterrichtsqualität er-
höht wurde. In der Mehrzahl der Schulen wurden professionali-
sierte Mitarbeitergespräche, Unterrichtshospitationen, Zielver-
einbarungen zwischen Schulleitung und Lehrkräften eingeführt 
und die Lehrkräfte ermutigt, neue Methoden der Unterrichts-
gestaltung auszuprobieren. Mit der selbstständigen Bewirtschaf-
tung von Personal- und Sachmitteln wurde das unterrichtsbeglei-
tende und -ergänzende Angebot ebenso wie die Finanzierung von 
schulinternen Fortbildungen ausgebaut.

Keine Fahrt ohne Steuermann

Das Modellvorhaben wurde von Anfang an durch eine umfas-
sende Begleitung, verschiedene Steuerungsinstrumente und eine 
strukturierte Kommunikation unterstützt: Zielvereinbarungen 
mit den Schulen, Steuerungsgruppen in den Schulen, regiona-
le Koordinierung durch die staatlichen Schulämter, Werkstätten, 
Tagungen, ein internetbasierter Dokumentenserver, Vernetzung 
zwischen den teilnehmenden Schulen, informelle Kontakte, ein 

Beirat und nicht zuletzt die Steuerungsgruppe im MBJS, in dem 
Vertreter aller Bereiche sich austauschten, haben MoSeS auf der 
Reise begleitet. Der direkte Draht zum Ministerium wurde durch 
Vor-Ort-Besuche zu Beginn des Projektes eingeleitet, und das Mi-
nisterium hat sich in der Rolle des Gesprächsmoderators zwischen 
Schulen und Schulaufsicht durchaus bewährt.

Flankiert wurde das Projekt durch die wissenschaftliche Be-
gleitung des Deutschen Instituts für Internationale Pädagogische 
Forschung (DIPF), zu der sich alle teilnehmenden Schulen ver-
pflichtet hatten. Die Berichte der Schulen lieferten eine Grund-
lage für die Evaluation von MoSeS. Der Zwischenbericht 2006 
zeigte, dass die positiven Erwartungen erfüllt wurden. Auf die Er-
gebnisse des Abschlussberichtes im November 2007 ist Lutz Faul-
haber „sehr gespannt, auch wenn sich voraussichtlich nichts Gra-
vierendes gegenüber den Erkenntnissen von heute ändern wird“. 
Eines der Ergebnisse jedenfalls ist: Die Teilnahme am Modellvor-
haben hat in allen Schulen einen enormen Motivationsschub 
ausgelöst. Trotz Schwierigkeiten und hohen Aufwandes würden 
alle Teilnehmer nicht nur wieder am Modellprojekt teilnehmen, 
sondern der beschrittene Weg soll weiterverfolgt werden. Keine 
Schule will MoSeS mehr missen. „Natürlich lässt es sich schwer be-
weisen, dass eine Verbesserung der Schulqualität als direkte Fol-
ge von MoSeS eingetreten ist, aber es ist deutlich geworden, dass 
durch das mit dem Modellprojekt einhergehende höhere Engage-
ment bessere Voraussetzungen für gute Schulen geschaffen wur-
den“, lautet ein Fazit des MoSeS-Koordinators.

MoSeS rechnet und bildet sich

Auch wenn die wirtschaftliche Tätigkeit von Schulen im Pro-
jekt keine herausragende Rolle spielte und eher in konventionel-
len Bahnen verlief, wie die Einwerbung von Spenden durch den 
Förderverein, gingen einige Schulen doch recht „mutig zur Sa-
che“. An einer Schule übernahm eine Schülerfirma das Reinigen 
der Schulräume. Eine andere Schule verkaufte ihr Fortbildungs-
konzept an eine Grundschule. Lutz Faulhaber sieht in den recht-
lichen Restriktionen, in der Nicht-Rechtsfähigkeit von Schulen, 
die größte Bremse für die Unternehmenslust von Schulen. Eine 
fundierte rechtliche Klärung der vielfältigen Ansätze eigenwirt-
schaftlicher Tätigkeit steht bis heute aus. „So kann ich den Schu-
len nur sagen, macht es vorsichtig, aber macht es“, ermuntert da-
her der MoSeS-Experte. 

Eindeutiger Gewinner im Modellvorhaben war der Bereich 
Fortbildung. Sowohl die MoSeS-spezifischen Fortbildungsange-
bote (pflichtig und optional), sowie das selbst organisierte Ange-
bot fanden großen Zulauf und Akzeptanz aufseiten der Schulen. 
Sie wurden von den Beteiligten als Basis für die kompetente Über-
nahme von zusätzlichen Entscheidungsbefugnissen wahrgenom-
men. Insbesondere die Teilnahme an den Werkstätten hat den 
thematischen Erfahrungsaustausch intensiviert und die horizon-
tale Vernetzung von Schulen gefördert. Deutlich wurde aber zu-
gleich, dass schulische Verantwortungsübernahme nicht heißt, 
hoch spezialisierte Verwaltungskompetenz zu verdrängen oder zu 
ersetzen. Vielmehr liegt der Gewinn in diesem Bereich vor allem 
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darin, dass sich jetzt die Bedürfnisse der Schulen gegenüber der 
Schulverwaltung „aufgeklärter“, zielgerichteter und serviceori-
entierter artikuliert.

MoSeS spricht – wer entscheidet?

Für die schulischen Gremien- und Entscheidungsstrukturen 
wurden vonseiten des MBJS keine Vorgaben gemacht. Lediglich 
die Bildung einer schulinternen Steuerungsgruppe wurde ange-
regt. Ein Umsetzungsbeispiel zur Steuerung von MoSeS des OSZ 
Ostprignitz-Ruppin ist in Abb. 1 dargestellt. Zunächst war die Ent-
scheidung einer professionellen Mittelverwendung allein oder in 
Gremien für viele Schulen ungewohnt. Mittlerweile haben sich ei-
nige dieser Steuerungsgruppen wieder aufgelöst, aus der Erfah-
rung heraus, dass die Schulen mit dem bestehenden Instrumen-
tarium gut zurechtkommen.

Zweifelsohne wurde durch MoSeS insbesondere die Position 
der Schulleitung gestärkt und das Schulmanagement verändert. 

Die Ergebnisse der Evaluation zeigen jedoch, dass daneben eine 
Ausweitung der Entscheidungskompetenz aller Beteiligten ins-
gesamt stattgefunden hat und die Wahrnehmung von Partizi-
pationsrechten an Wert und Umfang gewonnen haben. An allen 
Schulen konnte sich der Lehrerrat stärker profilieren. Ein Wer-
mutstropfen bleibt: Eine stärkere Beteiligung von Eltern sowie 
Schülerinnen und Schülern war nur an einigen Schulen zu be-
obachten. 

MoSeS bleibt und breitet sich aus

Das Modellvorhaben endete mit dem Schuljahr 2006/2007. 
„MoSeS ist ein Erfolg, fast alle Ziele wurden erreicht, die Schulen 
sind selbstständiger geworden und haben die gewonnene Auto-
nomie intensiv und die Ressourcen effizient genutzt. Mit dem Ef-
fekt, dass die Schulqualität gesteigert werden konnte. Auf Moses 
will keiner mehr verzichten, das haben uns alle Schulen mehrfach 
gesagt. Für die MoSeS-Schulen ist aus dem Modell Realität gewor-
den. Wichtig war für uns die Frage, wie geht es weiter, wie schaf-
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Abteilungsleiter Abt. V

Abteilungsleiter Abt. IV

Abteilungsleiter Abt. III
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Beschlüsse im Rahmen der Kompetenz
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1 Bei den Mitgliedern des Beirats der „kritischen Freunde“ handelt es sich um Unternehmen der Region, die in der Ausbildung jun-
ger Menschen mit dem OSZ Ostprignitz-Ruppin zusammen arbeiten. Dies sind die Waldarbeitsschule Kunsterspring, die IJN Neuruppin, 
Kronotex GmbH & Co.KG Heiligengrabe, Mercedes Jürgens Neuruppin, das Hotel „Waldschlösschen“ in Kyritz, der Dachdeckermeister 
Herr Kirchhoff und die Brandenburgische Kommunalakademie.

Abb. 1: MoSeS Steuerung des Oberstufenzentrums Ostprignitz-Ruppin
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Mit Beginn des Schuljahres 2007 / 2008 sind alle weiteren OSZ 
im Land Brandenburg in MoSeS einbezogen. Eine Übersicht über 
die OSZ finden Sie unter: 
http://www.ihk-ffo.de/content/artikel/587.html#OSL

MoSeS-Standorte im Land Brandenburg

1 v. Saldern Gymnasium Brandenburg  http://www.vonsaldern-gym.schule-brandenburg.de   

2 Oberstufenzentrum „Gebr. Reichstein“ Brandenburg http://www.osz-reichstein.de 

3 Helmholtz Gymnasium Potsdam http://www.helmholtzschule.de

4 Voltaire Gesamtschule Potsdam http://www.voltaireschule.de

5 Montessori Gesamtschule Potsdam http://www.potsdam-montessori.de 

6 Oberstufenzentrum II Wirtschaft und Verwaltung Potsdam http://www.osz2potsdam.de/index1.html 

7 Goethe Oberschule Eberswalde http://www.goethe-realschule.de 

8 Schwärzesee Grundschule Eberswalde -- 

9 Ludwig Leichhardt Gymnasium Cottbus http://www.llgym.de

10 Oberstufenzentrum I Cottbus http://www.osz1-cottbus.de

11 Kaufmännisches Oberstufenzentrum Cottbus http://www.kosz-cottbus.de

12 Kellermann Oberschule Senftenberg -- 

1 J.W.v.Goethe Gymnasium Pritzwalk http://www.gymnasium-pritzwalk.de/index2.htm 

2 Oberstufenzentrum OPR Neuruppin -- 

3 Erich Kästner Grundschule Frankfurt/Oder http://www.schulen-ff.de

4 Fontane Gymnasium Rangsdorf http://www.fontane-gymnasium.de.vu

5 Oberstufenzentrum II Barnim Eberswalde http://www.osz2.barnim.de

6 Fläming Gymnasium Belzig http://www.gymbel.de
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fen wir den Transfer an alle Schulen Brandenburgs?“ resümiert 
Lutz Faulhaber und stellt die Frage nach der Verbreitung und der 
Zukunftsperspektive von MoSeS. Klar war, dass man nicht wie 
Moses auf den Berg Sinai steigen und die zehn Gebote an 1.000 
Schulen Brandenburgs verkünden kann. Aber etwas Rauch weh-
te schon aus den hitzigen Diskussionsrunden ins Land, um MoSeS 
in die Fläche zu bringen.

Erstes Votum zum Transfer: MoSeS bleibt in allen 18 Schu-
len der sechs Schulamtsbezirke erhalten, sogar der Name, der 
nicht nur mit dem biblischen Urvater Überzeugungskraft entfal-
tet hat.

Zweites Votum: Moses breitet sich aus. Außer den sechs be-
reits am Modellvorhaben beteiligten Oberstufenzentren werden 
die verbleibenden 22 im Land Brandenburg ab dem Schuljahr 
2007/2008 mit den gleichen Befugnissen wie ihre Kolleginnen 
ausgestattet. Damit ist eine gesamte Schulform „moseianisiert“. 
Auch wenn Lutz Faulhaber den Erfolg von MoSeS nicht unbedingt 
von der Schulform abhängig machen will, so haben die Oberstu-
fenzentren schon aufgrund ihrer Größe eine andere Verwaltungs-
struktur als „kleinteilige“ Schulformen. Hier lässt sich MoSeS 
einfacher und quantitativ wirksamer implementieren. Weiterer 
Vorteil ist die Möglichkeit der Neubesetzung von Stellen, da an 
den Oberstufenzentren noch ungedeckter Bedarf vorhanden ist.

Drittes Votum: MoSeS rechnet sich. Ganz gewiss mit Geld an 
Schulen (GanS). GanS ist eine Ideenskizze der Zukunft und bein-
haltet die Schaffung möglichst umfassender Budgets durch die 
Schulträger sowie auf die Schulen übertragbare Schulbudgets. 
Diese Budgets enthalten Sachmittel und kapitalisierte (Lehrer-
)Stellen. Gesonderte MoSeS-Gelder gibt es zwar nicht mehr, dafür 
können drei Anrechnungsstunden den Stundenplan entlasten.

Viertes Votum: Fortbildung für alle. Die 22 neuen MoSeS-
Schulen werden noch nach altem Konzept MoSeS-tauglich ge-
schult: Crash-Kurs im Schul-, Personal- und Dienstrecht. Aber 

danach ist Fortbildung in Sachen MoSeS für alle Schulen Bran-
denburgs angedacht. E-Learning und Präsenzunterricht sollen 
ein möglichst homogenes, vor allem ein hohes Niveau für mehr 
Selbstständigkeit an allen Schulen gewährleisten.

Alles MoSeS oder was?

„Eigentlich ist alles schon da. In den Schulämtern liegen Er-
fahrungen vor, Abstimmungsprozesse haben sich etabliert, die 
Schulen sind gut vernetzt. Wir können das Erreichte zufrieden 
beobachten und müssen kein neues Subsystem erfinden. Natür-
lich wird bei den neu hinzugekommenen Oberstufenzentren eine 
stärkere Betreuung durch die Schulämter erforderlich sein. Das 
muss auch zusammenfließen mit den pädagogischen Prozessen. 
MoSeS soll Normalität für alle werden“, fordert der MoSeS-Exper-
te. Ab wann? „Ich persönlich hoffe, bei einem soliden Programm, 
in drei bis fünf Jahren.“ Warum nicht?

Autorin, Dr. Cornelia Alban, freie Redakeurin.

Lutz Faulhaber, MBJS, begleitete als Projektkoordinator das 
Modellprojekt.
Kontakt: lutz.faulhaber@mbjs.brandenburg.de

Für das Oberstufenzentrum Ostprignitz-Ruppin war die Teil-
nahme am Modellvorhaben „MoSeS nur eine logische Konsequenz 
der Gestaltung unserer Zukunftsfähigkeit. Ausschlaggebende 
Motivation für die Teilnahme des Oberstufenzentrums an dem 
Modellprojekt war, dass mit der höheren Selbstständigkeit eine 
Qualitätssteigerung von Schule verbunden sein sollte, die sich 
letztlich in einer höheren Unterrichtsqualität niederschlägt. Die 
Leistungsfähigkeit einer Schule definiert sich über die Qualität 
von Bildung und Erziehung, wobei der Unterricht die Kernauf-

gabe von Schule darstellt. Die optimale Förderung der Lern- und 
Leistungsfähigkeit von SchülerInnen markiert sowohl Aufgabe 
als auch Legitimation von Schule. Zur Verwirklichung dieses An-
spruchs bedarf es engagierter und kompetenter Lehrkräfte und 
einer Schulleitung, die ihre verantwortungsvolle Aufgabe und 
Rolle in einem umfassenden Sinne versteht. Die mit dem Modell-
projekt MoSeS verbundenen Entwicklungsmöglichkeiten erschie-
nen geeignet, dieses Engagement zu stützen und die Motivation 
zu erhöhen. 

Bereits in der Startphase des Projekts wurden die Kollegin-
nen und Kollegen durch die Diskussion der Inhalte der Zielver-
einbarung in den Mitwirkungsgremien und die Veränderung von 
Entscheidungsprozessen für verschiedene Themen der Schulent-

Erste Erfahrungen im Modellvorhaben MoSeS 

Erfahrungen des Oberstufen-
zentrums Ostprignitz-Ruppin
von Uta Jolk
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wicklung sensibilisiert. Insgesamt wurde die Kommunikation in-
nerhalb des Kollegiums sehr viel intensiver und kritischer, da die 
erhöhte Eigenverantwortung die Identifikation der Lehrkräfte 
mit den Themen und Fragestellungen steigerte. Es fand und fin-
det eine breitere Verständigung über Fragen der Schulentwick-
lung und Qualität statt, die durch weitere Akteure ergänzt und 
fortgeführt wird, z. B. starke Einbindung der Steuergruppe und 
des Beirats der „Kritischen Freunde“. Die Diskussionsschwer-
punkte nehmen Regeltagesordnungspunkte ein, da horizontale 
und vertikale Berichtsformen durch die Gremien geführt werden.

Die erhöhte Identifikation und Intensität erstreckte sich auch 
auf die Zusammenarbeit mit der Schulaufsicht und dem Schulträ-
ger. Die konsequente Arbeit bei der Umsetzung des Schulpro-
gramms ermöglichte Erfahrungen im Sinne von „Wir sind wichtig“ 
oder „Unsere Meinung ist gefragt und notwendig“. Diese führten 
unter anderem zu einer Stärkung des Selbstbewusstseins im Kol-
legium.

Einhergehend mit mehr Entscheidungsbefugnissen war ein 
hoher Grad an Vernetzung und Transparenz erforderlich und 
konnte auch umgesetzt werden. Die Einführung einer regelmäßi-
gen Tagungskultur erhöhte dabei die Verbindlichkeit und schaff-
te eine „gewisse Selbstverständlichkeit“.

Eine zielgerichtete Personalentwicklung begann schwer-
punktmäßig mit den Leiterinnen und Leitern der Fachkonferen-
zen zur Stärkung ihrer Rolle für die Entwicklung der Unterrichts-
qualität. Unabhängig von MoSeS sollte die Entwicklung einer 
ausgeglichenen und gleichberechtigten Personalkultur ein be-
ständiger Anspruch aller Beteiligten sein. 

Durch die konsequente und transparente Delegation von Ver-
antwortung und Aufgaben gelang es der Schulleitung zunehmend 
erfolgreicher, ihre Führungsrolle zu definieren, d.h. die Fähigkeit 
zu erwerben, Potentiale der Lehrkräfte zu erkennen, einzuset-
zen und gezielt zu fördern. Darüber hinaus konnten zusammen 
mit dem Kollegium passende Konzepte zu curricularen, metho-
dischen, pädagogischen und organisatorischen Fragen entwickelt 
sowie die Reflexion und die Evaluation der pädagogischen Praxis 
gesichert werden. Letztendlich müssen alle Überlegungen auf die 
zentrale Aufgabe bezogen werden, eine Schul- und Unterrichts-
kultur zu schaffen, die Lernen und Leistung bei allen Beteiligten 
stärkt, fördert und schützt.

Innerhalb des MoSeS-Projekts verfügte das Oberstufenzen-
trum Ostprignitz-Ruppin über zwei Finanzbudgets zur selbst-
ständigen und eigenverantwortlichen Bewirtschaftung. Das 
Land stellte dem OSZ Personalmittel als Projektmittel und kapi-
talisierte Mittel in zwei Tranchen zur Verfügung. Die Haushalts-
stellen der Schulträgermittel wurden in einem deckungsfähigen 
Teilbudget zur eigenständigen Bewirtschaftung übergeben. Die 
Bewirtschaftung der Liegenschaften und Gebäude verblieb beim 
Schulträger.

Personalmittel

Die Verfügbarkeit dieses Budgets wurde mit zwei Schwer-
punkten genutzt: 

1. Mit Blick auf die Personalentwicklung wurden und werden 

Fortbildungen finanziert, die der Qualitätsentwicklung dien-
lich sein sollen. So wurde eine ganztägige Veranstaltung zur 
Bedeutung der Fachkonferenzen für die Fachkonferenzleite-
rinnen und -leiter mit externer Moderation angeboten. Die 
Steuergruppe MoSeS und die Schulleitung werden durch 
dieses Budget ebenfalls in ihrer Arbeit begleitet.

2. Zur Unterrichtsergänzung wurden Veranstaltungen durch-
geführt, die den Fachunterricht bereichern und deren Inhalte 
nicht allein von Kolleginnen und Kollegen geleistet werden 
konnten. Exemplarisch seien hier im sozialen Bereich eine 
Einführung in die Gebärdensprache und die fachliche Unter-
stützung bei der Erstellung eines Vogelkatasters angeführt.

Beide Schwerpunkte haben sich bewährt. Es wäre ein Verlust 
i.S.d. Projekts, wenn diese Möglichkeit durch einen Wegfall der 
Kapitalisierung von Stellenanteilen nicht mehr gegeben wäre.

Schulträgermittel

Angesichts der angespannten Haushaltslage des Landkrei-
ses erfolgte die Bereitstellung eines Teilbudgets nur unter Vor-
behalt der rechtlichen Restriktionen eines nichtgenehmigten 
Haushalts. Diese Einschränkung wurde teilweise durch die De-
ckungsfähigkeit des Teilbudgets abgemildert. Dadurch ließ sich 
die Handlungsfähigkeit einer großen Schule erhalten. Eine Man-
gelverwaltung ohne Spielräume wäre kontraproduktiv im Sinne 
des Projektgedankens. 

Die Trennung der beiden Finanzbudgets wurde nicht als hin-
derlich angesehen, sondern erhöhte die Transparenz und betonte 
die klare Trennung zwischen Personal- und Sachmitteln. 

Die Anordnungsbefugnis hat – entsprechend des Geschäfts-
verteilungsplanes innerhalb der Schulleitung – die Schulleiterin 
inne. Unterstützt wird sie durch den stellvertretenden Schulleiter 
sowie eine Haushaltssachbearbeiterin. Der Abteilungsleiter Wirt-
schaft und Verwaltung sowie eine Kollegin aus der Steuergruppe 
Schulprogramm stehen ihnen beratend zur Seite. Diese Verfah-
rensweise und Form der Zusammenarbeit zwischen den Institu-
tionen hat sich – schon vor MoSeS – bewährt und wird in dieser 
Form beibehalten.

Neben den bereits genannten positiven Entwicklungen bleibt 
festzuhalten, dass sich insgesamt die Selbstverantwortlichkeit 
erhöhte und die Zusammenarbeit mit dem Schulträger nach in-
nen und außen verbesserte, da nun keine Detaildiskussionen 
mehr geführt werden mussten, sondern mittelfristige Ziele und 
Möglichkeiten abgesprochen werden konnten. Ebenso wurde auf 
diesem Wege das Kostenbewusstsein des Kollegiums innerhalb 
der Schule gestärkt, da man über die eigenen Mittel entscheiden 
konnte.

MoSeS war sicherlich nicht die Offenbarung und der Beginn 
von etwas völlig Neuem. Das Kollegium des Oberstufenzentrums 
Neuruppin hatte sich bereits vorher auf den Weg gemacht, Schul-
entwicklung gemeinsam zu betreiben und die Qualität ihrer Schu-
le in dem eingangs genannten Sinne zu fördern bzw. zu stabili-
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sieren. Aber MoSeS war ohne Zweifel ein wichtiger Baustein, um 
diesen Prozess zu stützen und neue Impulse zu geben. Wir möch-
ten die höhere Eigenverantwortlichkeit und Selbstständigkeit je-
denfalls nicht mehr missen – auch wenn damit neue Aufgaben und 
Herausforderungen verbunden sind.

Der Landkreis Ostprignitz-Ruppin ist Träger des Oberstufen-
zentrums Ostprignitz-Ruppin in Neuruppin. Die Schulkonferenz 
des Oberstufenzentrums hatte im September 2004 den Beschluss 
gefasst, sich für eine Teilnahme am Modellvorhaben MoSeS zu be-
werben. Das Modellvorhaben lief zu diesem Zeitpunkt bereits an 
mehreren Schulen im Land Brandenburg und die Intentionen und 
Ansätze waren dem Schulverwaltungs- und Kulturamt bekannt. 

Ausschlaggebend für den Landkreis, der Teilnahme des Ober-
stufenzentrums an dem Modellprojekt zuzustimmen war, dass 
ein starkes Vertrauensverhältnis zwischen der Schulleitung und 
den zuständigen MitarbeiterInnen des Schulträgers bestand. Nur 
wenn die Erfahrung besteht, dass man sich auf den Partner ver-
lassen kann bzw. das Zutrauen dazu hat, dass diese Verlässlichkeit 
gegeben sein wird, wird man eine gemeinsame Zielvereinbarung 
schließen, die dem anderen ein „Mehr“ an Entscheidungsbefug-
nissen zugesteht. In diesem Sinne hat der Landrat des Landkrei-
ses Ostprignitz-Ruppin mit seiner Zustimmung zur Teilnahme an 
MoSeS dem Oberstufenzentrum gegenüber einen Vertrauensvor-
schuss dargelegt. Ein Votum mit positiver Signalwirkung.

Aus Sicht des Schulträgers waren dabei nicht alle Bereiche 
des Modellvorhabens gleich bedeutend. Hier sind hauptsäch-
lich die Schwerpunkte „Bewirtschaftung von Sachmitteln“ und 

„wirtschaftliche Tätigkeit und Einwerbung von Drittmitteln“ als 
Hauptinteresse und Motivation zu nennen das Modellprojekt zu 
unterstützen.

Im Zusammenhang mit der Gestaltung der zu unterzeichnen-
den Zielvereinbarung waren alle betroffenen Fachämter des Land-
kreises (z. B. Amt für Liegenschaften und Gebäudemanagement, 
Kämmerei) in die Erarbeitung einbezogen. Die Ausformulierung 
der Zielvereinbarung gestaltete sich dabei mitunter schwierig. 
Zum einen da nicht alle Beteiligten das Modellprojekt inhaltlich 
ausreichend kannten. Zum anderen wurden aufgrund der defizi-
tären Haushaltssituation des Schulträgers Probleme bei der Bil-
dung des Budgets und der Haushaltsführung in der Schule be-
fürchtet. Durch den transparenten Diskussionsprozess und die 
enge, von Vertrauen geprägte Zusammenarbeit zwischen Schul-
leitung und Verwaltung konnte jedoch eine Zielvereinbarung ge-
schlossen werden, deren Inhalte von beiden Seiten akzeptiert und 
umgesetzt werden konnte. 

Das Schulverwaltungs- und Kulturamt versteht sich hierbei 
als unterstützender und beratender Faktor. Die Erfahrungen ha-
ben gezeigt, dass die Schulleitung sehr verantwortungsvoll im 
Rahmen der ihr übertragenen Befugnisse agiert. Hierbei hat die 
Schule selbst Mechanismen und Strukturen entwickelt, um den 
Prozess der Mittelverwendung für alle Beteiligten transparent und 
demokratisch zu gestalten. 

Als Fazit bleibt festzuhalten: 

 • MoSeS ist sicherlich für einige Veränderungen am Oberstufen-
zentrum (Beirat der Kritischen Freunde u. ä.) nicht zwingend 
erforderlich gewesen, hat aber als Katalysator gewirkt und es 
ist festzustellen, dass das OSZ sich in der Zeit des Modellvor-
habens qualitativ weiterentwickelt hat. 

 • Die Verantwortung für die Verwendung der übertragenen 
Mittel in die Schule zu geben, hat sich hierbei als ein Motor 
für eigenständiges Handeln erwiesen. Die Höhe der über-
tragenen Finanzen ist aus Sicht des Schulträgers hierbei eher 
nachrangig. 

 • Die Kommunikation zwischen Schule und Schulverwaltung 
sind – noch stärker – durch eine gegenseitige Wertschätzung 
und einer Sensibilisierung für die jeweiligen Bedürfnisse ge-
prägt.

 • Nach unserer Wahrnehmung ist für die Pädagogen und Schü-
lerInnen mit MoSeS am OSZ eine Transparenz eingezogen, die 
die Identifizierung mit der Schule maßgeblich erhöht hat.

Sicher sind noch nicht alle Ziele erreicht, die sich eine selbst-
ständige Schule für ihre Entwicklung wünscht bzw. wünschen 
kann. Die wichtigsten Schritte allerdings sind sowohl seitens der 
Schule als auch des Schulverwaltungs- und Kulturamtes im Rah-
men des Modellprojektes getan und somit sind die mit MoSeS ge-
machten Erfahrungen insgesamt als positiv einzuschätzen.

Die Autorin, Uta Jolk (OStD), ist Schulleiterin des Oberstufen-
zentrum Ostprignitz-Ruppin. Das Oberstufenzentrum ist mit 
über 3.200 SchülerInnen und fast 130 PädagogInnen die  
größte Schule im Landkreis.

Oberstufenzentrum Ostprignitz-Ruppin
Alt Ruppiner Allee 39, 16816 Neuruppin 
Tel.: 03391 - 769 - 0
osz-opr@t-online.de, www.oszopr.de

Die Autorin, Anke Somschor, ist Leiterin des Schulverwaltungs- 
und Kulturamt beim Landkreis Ostprignitz-Ruppin.
Kontakt: anke.somschor@o-p-r.de
www.ostprignitz-ruppin.de

Erfahrungen des Schulverwaltungs-
und Kulturamtes Ostprignitz-Ruppin 
von Anke Somschor
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Systemübergreifende Kooperation 
braucht Steuerung
Erfahrungen aus der Begleitung einer 
Fachsteuergruppe Schule – Jugendhilfe

von Katrin Kantak

Seit 1998 arbeiten interessierte und zuständige Schlüssel-
personen aus Schule und Jugendhilfe im Landkreis Potsdam-
Mittelmark daran, die Zusammenarbeit beider Systeme auf 
mehreren Ebenen und in mehreren Bereichen mit Impulsen 
zu versehen. Im folgenden Beitrag werden die Motive zur 
Gründung einer Arbeitsgruppe Kooperation Schule – Jugend-
hilfe, Schritte ihrer Initiierung sowie Schwerpunkte und Er-
folge ihrer Arbeit aufgezeigt. Den Abschluss bildet eine re-
flektierende Einschätzung aus Sicht des Jugendamtsleiters, 
des Schulrates und der Landeskooperationsstelle Schule – 
Jugendhilfe, die diese Gruppe in ihrer Arbeit begleitet hat.

Am Anfang standen Problemdruck und die Einsicht, dass ein 
Unterstützungssystem allein nicht erfolgreich(er) sein kann. 
Konkret war es die hohe Anzahl von jungen Menschen in den er-
zieherischen Hilfen, bei denen Schulprobleme erheblichen Anteil 
an der schwierigen Familien- und Lebenssituation hatten. Ziel des 
Jugendamtes war es, dass die im Rahmen des Erziehungshilfebe-
darfs notwendigen Unterstützungsleistungen durch eine verbes-
serte Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe früher ein-
setzen sowie passgenauer entwickelt, wirksamer vollzogen und 
kostensenkender gestaltet werden.

Vor diesem Hintergrund fragte das Jugendamt des Landkrei-
ses die Landeskooperationsstelle Schule – Jugendhilfe (LSJ) um 
Unterstützung an. 

In einem ersten Schritt wurde eine Ideenkonferenz einberu-
fen. Sechs VertreterInnen von Jugendamt, Jugendhilfeausschuss 
und Schulamt trafen sich an drei Terminen und nahmen –mo-
deriert durch die LSJ – eine erste Lagediagnose vor: Wo liegen 
Schnittfeldthemen beider Systeme? Welche Problemanzeigen, 
aber auch Erfolge gibt es in diesen Themenfeldern im Landkreis 
aus Sicht der Jugendhilfe und welche aus Sicht der Schule? Wie 
bewerten wir die bisherige Zusammenarbeit? 

Im Anschluss an diese Lagediagnose wurden gemeinsam Zie-
le abgesteckt und Kooperationsphantasien entwickelt. Zu ihrer 
Realisierung schlug die Ideenkonferenz die folgenden drei Hand-
lungsschwerpunkte vor:

 1. Information und Transparenzschaffung bei den Mitarbeite-
rInnen in Jugendhilfe und Schule über Grundlagen, Leistun-
gen, Angebote und Handlungsmöglichkeiten des Partners

 2. Arbeit mit verhaltensauffälligen Kindern und Jugendlichen – 
Entwicklung von Strukturen und Konzepten

 3. Strukturentwicklung und Prozessplanung für ein verbessertes 
Zusammenwirken in der Einzelfallbearbeitung

Aus der Ideenwerkstatt im kleinen Kreis galt es nun in einem 
zweiten Schritt, zentrale Akteure aus Jugendhilfe und Schule im 
Landkreis für das Kooperationsthema aufzuschließen und zu ak-
tivieren, Entscheidungen herbeizuführen und konkrete Maß-
nahmen zu verabreden. Zu diesem Zweck luden Schul- und Ju-
gendamt im September 1999 alle im Kreis tätigen SchulrätInnen, 
SchulleiterInnen, SchulpsychologInnen und MitarbeiterInnen 
der Sonderpädagogischen Förder- und Beratungsstelle einerseits 
sowie die SachgebietsleiterInnen des Jugendamtes, VertreterIn-
nen der im Landkreis tätigen freien Träger der Jugendhilfe und 
die Mitglieder von Bildungs- und Jugendhilfeausschuss des Land-
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kreises zu einem Kooperationsplenum ein. Hier wurden die Ideen 
und Vorschläge der Ideenkonferenz vorgestellt und diskutiert. In 
einem partizipativen Abstimmungs- und Entscheidungsprozess 
entstanden Schwerpunktsetzungen und Empfehlungen für das 
weitere Vorgehen im Landkreis.

Zur Koordinierung der zukünftigen Aktivitäten wurde die 
Arbeitsgruppe Kooperation Schule – Jugendhilfe gegründet.  
Zu ihr gehören als feste Mitglieder ein Schulrat, drei Schulleite-
rInnen (die die unterschiedlichen Schulstufen vertreten), der 
Leiter des Jugendamtes, VertreterInnen freier Träger und ein Mit-
glied des Kreisschulbeirats. Derzeit wird die Gruppe erweitert 
durch einen Vertreter der Schulträger. Themen- und aufgabenbe-
zogen werden weitere Personen bzw. Institutionen eingebunden. 
Die Landeskooperationsstelle Schule – Jugendhilfe begleitet die 
Gruppe moderierend und beratend. 

Die Arbeitsgruppe trifft sich vier- bis fünfmal im Jahr. Für spe-
zifische Themenfelder (z.B. den Umgang mit Schulverweigerung 
oder die Sozialarbeit an Schulen) und für umfängliche Vorhaben 
(z.B. den jährlich stattfindenden Fachtag „Brücken durch Ko-
operation“) werden unter Beteiligung entsprechender Fach- bzw. 
Steuerkräfte zeitbefristete Unterarbeitsgruppen gebildet. Einmal 
jährlich geht die Arbeitsgruppe in Klausur, um ihre Arbeit und das 
Vorankommen der Zusammenarbeit beider Systeme im Landkreis 
zu reflektieren und das weitere Vorgehen zu planen.

Von Anfang an legte die Arbeitsgruppe Wert darauf, dass ihre 
Wirkung nicht auf den kleinen Kreis der AG-Mitglieder beschränkt 
bleibt. Daher gestaltet die AG ihre Arbeit den Lehrkräften, Sozial-
pädagogInnen und ErzieherInnen im Landkreis gegenüber trans-
parent und sucht immer wieder nach Möglichkeiten, alle Akteu-
re in den Systemen Schule und Jugendhilfe einzubeziehen und 
zu beteiligen. Als geeignet dafür erwiesen sich z.B. Fachtage und 
Großveranstaltungen, die Verbreitung von Arbeitshilfen, Check-
listen und Handreichungen an alle Fachkräfte im Landkreis, eine 
jährliche Rundmail der AG mit Neuigkeiten zur Kooperation und 
eine gezielte Pressearbeit.

Aktivitäten der Arbeitsgruppe zur Verbesserung der Koope-
ration von Schule und Jugendhilfe

Es ist im Rahmen dieses Beitrages nicht möglich, alle Akti-
vitäten zur Verbesserung der Kooperation von Schule und Ju-
gendhilfe in Potsdam-Mittelmark darzustellen. Die im Folgenden 
ausgewählten Aktivitäten geben jedoch einen Einblick in die zen-
tralen Handlungsfelder des Arbeitskreises:

 • Informations- und Dialogeinheiten des Jugendamtes in den 
Schulräte- und Schulleiterdienstberatungen sowie in allen 
Schulen des Landkreises 

Gegenseitige Vorbehalte und Probleme in der Zusammenarbeit 
beruhen häufig auf einer mangelnden Kenntnis der Systeme und 
Personen. Um hier Abhilfe zu schaffen, wurde eine breite Infor-
mationskampagne gestartet. Im Zeitraum von zwei Jahren be-
suchten die jeweils regional zuständigen MitarbeiterInnen des 

Jugendamtes die Schulen des Landkreises und stellten die Ju-
gendhilfe als System und die Arbeit des Jugendamtes vor. Dabei 
blieb es in der Regel nicht bei einer Information, sondern es wur-
den Möglichkeiten der Zusammenarbeit erörtert bzw. verabredet. 
Bei der Auswertung dieser Informationskampagne zeigte sich, 
dass die Veranstaltungen bei Lehrkräften sehr gut angenommen 
wurden und an mehreren Standorten Nachfolgetreffen bzw. wei-
terführende Aktivitäten folgten.

 • Erarbeitung und Implementierung von Handlungsorien-
tierungen zum Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten und 
Schwänzen des Unterrichts

Im Mittelpunkt der Erarbeitung dieser Verfahrensorientierun-
gen stand die Frage, wer macht mit wem wann was und wie erfolgt 
die systemübergreifende Information, Einbeziehung und Rück-
meldung. In einem breiten und intensiven Diskussionsprozess 
wurden für alle Fachkräfte von Jugendhilfe und Schule im Land-
kreis verbindliche Handlungsschemata erarbeitet. Neben der Be-
schreibung einer Schrittfolge enthalten die Handlungsorientie-
rungen Hinweise, wie Lehrkräfte in förderlicher Weise Angebote 
und Unterstützungsleistungen des Jugendamtes an Eltern heran-
tragen können.

 • Sozialarbeit an Schulen im Landkreis

Von Seiten der Jugendhilfe wurde beschlossen, die inhalt-
liche Ausrichtung der Sozialarbeit an Schulen des Landkreises 
zu überarbeiten und bezogen auf Trägerschaft und Standorte 
neu zu strukturieren. Im Rahmen einer Unterarbeitsgruppe der 
AG Kooperation war es möglich, den Schulbereich in diesbezüg-
liche Diskussionsprozesse einzubinden und Vorgehensweisen ab-
zustimmen.

 • Fachtage „Brücken durch Kooperation“ und Aufbau eines 
Unterstützungssystems für ganztägige Angebote im Primar-
bereich

Seit 2002 treffen sich in jedem Jahr Lehrkräfte aus Grund-
schulen, MitarbeiterInnen aus Kindertagesstätten, Kindertages-
pflege und Beratungseinrichtungen beider Systeme, um ihr Wis-
sen über aktuelle fachliche Bildungsansätze zu erweitern und 
ihre pädagogische Praxis abgestimmter zu gestalten. Die Reso-
nanz des Fachtages steigt von Jahr zu Jahr und der Fachtag ist 
inzwischen eine feste Institution im Landkreis Potsdam-Mittel-
mark.  Erfreulicherweise wird er zunehmend von Tandems aus Kita 
und Schule besucht. 

Die Aktivitäten der AG rund um den Übergang Kita-Grund-
schule und die Verbesserung der Zusammenarbeit von Grund-
schule und Hort erfuhren durch die Umsetzung des IZBB-Pro-
gramms im Land Brandenburg mit seinen Möglichkeiten zum 
Aufbau ganztägiger Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs-
angebote erheblichen Aufwind. Der Boden dafür war im Landkreis 
nicht zuletzt durch die seit 1999 laufenden Kooperationsaktivi-
täten und die etablierten Kooperationsstrukturen gut bestellt. 
So war es möglich, Bedarfe aus Kitas und Schulen zeitnah zu er-
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mitteln und ein systemübergreifendes Unterstützungssystem zu 
etablieren. Dass mit der „Integrierten Kindertagesbetreuung“ ein 
innovatives Modell ganztägiger Bildung und Erziehung gerade in 
Potsdam-Mittelmark entstand und Brück als einer seiner Stand-
orte im bundesweiten Wettbewerb der Deutschen Kinder- und Ju-
gendstiftung prämiert wurde, ist nicht zuletzt in diesen Zusam-
menhang einzuordnen.

 • Erstellung einer Handreichung „Sozialpädagogik in der Schu-
le. Eine Handreichung für Lehrer“

Anlass für diese Handreichung war der signalisierte Be-
darf für ein Papier, das wichtige Ansprechpartner beider Sys-
teme mit ihren aktuellen Kontaktdaten enthält. Sinnvoll wäre 
es darüber hinaus, so die Überlegung in der AG, die zentra-
len gesetzlichen Vorschriften für Kooperationsthemen aus bei-
den Systemen aufzunehmen. Checklisten und Arbeitshilfen für 
Schnittfeldthemen – Führen von Elterngesprächen, Umgang 
mit Konflikten, Sucht und Drogen etc. – das wäre für Lehre-
rInnen und sozialpädagogische Fachkräfte eine nützliche und 
hilfreiche Sache. Und gelungene Kooperationsprojekte, die 
könnten anregend wirken. Am Ende wurde es eine recht um-
fängliche Handreichung, die alle Schulen und Einrichtungen 
des Landkreises in Form eines Ordners (zwecks Aktualisierung 
bzw. Hinzuheften) besitzen .1

 • Regionale Zukunftswerkstätten 

Unter dem Motto „Gemeinsam packen wir’s an“ haben einzel-
ne Schulen gemeinsam mit Umfeldpartnern (und umgekehrt) im 
Rahmen einer Zukunftswerkstatt phantasiert und geplant, wie 
sie ihren Sozialraum/ihre Region kind- und jugendgerechter ge-
stalten können. Beteiligt waren jeweils Kinder und Jugendliche 
selbst, Eltern, Lehrkräfte und SozialpädagogInnen, aber auch 
Stadtverordnete, BürgermeisterInnen und interessierte Einwoh-
nerInnen. 

Welche Erfahrungen konnten in Potsdam-Mittelmark in die-
sem Prozess gewonnen werden? Dazu folgen in stichpunktartiger 
Zusammenfassung Gedanken des Schulrates Frank Quella und des 
Jugendamtsleiters Bodo Rudolph, Mitglieder der AG Kooperation 
seit deren Gründung.

Der Schulrat:

„Wir brauchen Problembewusstsein bei Steuerkräften und die 
Erkenntnis, dass die Kooperation eine wichtige strategische Auf-
gabe ist.

Entschließt man sich, die Zusammenarbeit in einer Region, 
einem Kreis systematisch und gezielt voranzubringen, braucht es 
einen aktivierenden Start mit einem breiten Teilnehmerkreis aus 
beiden Systemen. 

Eine Arbeitsgruppe zur Moderation und Koordination des Pro-
zesses ist unabdingbar. Ihr Erfolg hängt auch von den handelnden 
Personen ab. Stimmt die Chemie? Ist ein Zielbewusstsein für die 
Veränderung auf Leitungsebene vorhanden?

Da es um Kooperation geht, sollte die AG systembezogen pa-
ritätisch besetzt sein. Sinnvoll ist ein jährlicher Wechsel der AG-
Leitung. Und es muss klare Vereinbarungen zu zeitlich definierten 
Treffen der AG inkl. Einladung und Protokoll geben. Eine jähr-
liche Reflexion über Geleistetes, die Diskussion über zukünfti-
ge Schwerpunkte und eine verbindliche Arbeitsplanung gehören 
ebenfalls dazu, denn die AG-Arbeit muss effizient gestaltet sein 
und von allen Beteiligten als nützlich erlebt werden.

Eine Begleitung von außen ist bei einem systemübergreifen-
den Vorhaben – wie der AG Kooperation – zumindest in der Start-
phase unabdingbar.“

Gedanken des Jugendamtsleiters:

„Als förderlich erwies es sich, dass einige der handelnden Per-
sonen schon vor der AG-Gründung miteinander bekannt waren 
und es eine gute Kommunikationsebene zwischen Schulamt und 
Jugendamt gab. Und wir suchten nach Gemeinsamkeiten, um et-
was auf die Beine zu stellen. Darüber hinaus fanden wir bei der LSJ 
von Anfang an wertvolle fachliche Anregung und Begleitung.

Unsere AG bedient/e eine überregionale Seite mit Bedarfs-
abfragen, Beratungsangeboten, Rundschreiben etc. Sie bedient/
e aber auch sehr konkrete Ebenen, wie die Vortragsreihe des ASD 
in den Schulen, Konzeptbegleitungen beim Ganztag, Coaching 
von Einzelpersonen, Zukunftswerkstätten/Workshops oder auch 
konkrete Schulverweigerprojekte.

Der Kontakt mit der kommunalen Ebene ergab sich stets par-
tiell und in starker Abhängigkeit von der Grundhaltung und Ziel-
orientierung der kommunalen Vertreter. Die Ganztagsentwick-
lung hat die Kooperation mit den Kommunen stark gefördert. 
Näher rücken Landkreis und Kommunen auch beim Thema Kin-
derschutz und Qualitätsentwicklung in der Kindertagesbetreu-
ung. Der Übergang Kindertagesbetreuung – Grundschule ist ein 
wichtiges fachliches Thema und bietet auch unter dem Aspekt der 
Kooperation noch viele Möglichkeiten.

Unsere Fachtage Kooperation haben da schon viel geleistet 
und kaum wahrnehmbar ist ein professioneller fachlicher Auf-
trag vermittelt worden, wie uns Feedbacks signalisieren. Gemein-
sam für Kinder in Verantwortung zu stehen, diese gut annehmen 
zu können und fachlich gute Arbeit zu leisten, wurde bei Fach-
kräften transportiert und fördert die Motivation sowie den Selbst-
anspruch mit Blick auf einen positiv verstandenen Berufsethos. 
Ich denke, diese Wirkung ist das Wertvollste, was wir bisher er-
reicht haben und der größte Ansporn weiter zu machen. Und nach 
meinem Eindruck hat dieses Engagement und dieser Elan auch 
kommunale VertreterInnen erreicht.“

Die Erfahrungen und Eindrücke des beteiligten Schulrates 

1 Die Handreichung steht auf der Homepage des Landkreises Potsdam-Mittelmark zur Verfügung unter: http://www.potsdam-mittelmark.
de/de/aktuelles/publikationen/sozialpaedagogik_in_der_schule/11522.aspx?fv=.
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und des Jugendamtsleiters machen deutlich: Die Investition in 
eine regionale Kooperationsstruktur – wie die AG Kooperation 
Schule – Jugendhilfe in Potsdam-Mittelmark – lohnt sich. Neben 
einer Verbesserung des Wissens übereinander, das eine Vorausset-
zung für gegenseitige Akzeptanz und eine gelingende Zusammen-
arbeit von MitarbeiterInnen in Schule und Jugendhilfe darstellt, 
konnten in für beide Seiten wichtigen Tätigkeitsfeldern pass-
genaue und effektive Arbeitsweisen und Strukturen entwickelt, 
verabredet und umgesetzt werden. 

Als zentral erwies sich die Einbindung von Schlüsselpersonen 
mit Steuerfunktion, die eine Rückwirkung in ihre Systeme und 
eine verbindliche Verabredung und Umsetzung von Vorhaben, 
Verfahren bzw. Richtlinien ermöglichen. In diesem Sinne wirkt 
die AG nicht nur beratend und anregend, sondern fachsteuernd.

Die Autorin, Katrin Kantak, leitet den Projektverbund 
kobra.net und unterstützt im Rahmen der Landeskooperations-
stelle Schule – Jugendhilfe Akteure beider Systeme bei der Ent-
wicklung und Umsetzung regionaler Kooperationsstrukturen.
Kontakt: kantak@kobranet.de
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In der Entwicklung von kooperativen Ganztagsangeboten 
sieht das Jugendamt des Landkreises Potsdam-Mittelmark ech-
te Chancen die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen wirksam und zukunftsorientiert zu gestalten 
und definiert sich deshalb als wichtiger Kooperationspartner von 
Schulen mit ganztägigen Angeboten. Vor diesem Hintergrund 
wurde ein eigenes Kreiskonzept zum Ganztag erarbeitet. Die neue 
Qualität ist, dass der Hort in seiner bisherigen Form so nicht wei-
ter existiert und auch in der Begrifflichkeit nicht mehr genutzt 
wird! Das Konzept des Jugendamtes soll die Arbeit vor Ort bzw. 
den Ausbau der Kooperation anregen und unterstützen. Die Ent-
wicklung und Einrichtung einer integrativen Kindertagesbetreu-
ung integriert in Grundschulen mit Ganztagsangebot im Modell 
einer verlässlichen Halbtagsgrundschule wird dabei seitens des 
Jugendamtes vorrangig empfohlen. Das Konzept beschreibt Ziele, 
Standards und enthält Checklisten. Sofern das Jugendamt im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens eine Stellungnahme abgeben 
muss, greift es insbesondere auf die im Kreiskonzept beschriebe-
nen fachlichen Ansätze zurück. Diese fachlichen Standards sind 
somit handlungsleitend und durch ihre Veröffentlichung für die 
Öffentlichkeit zugänglich und transparent. Ergänzend wird re-
gelmäßig auf das hervorragende Positionspapier „Ganze Tage 
in der Schule – Ganztagsschulen brauchen die Kooperation mit 
der Jugendhilfe“ des Pestalozzi-Fröbel-Hauses Berlin hingewie-
sen (bei Vernachlässigung der rechtlichen Aussagen, die auf Ber-
lin bezogen sind). Da nach unserer Auffassung die Kooperation 
von Grundschule und Hort grundsätzlich, also unabhängig vom 
Ganztag, eine qualitative Entwicklung erfahren muss, ist das Kon-
zeptpapier des Landkreises an alle Grundschulen und Horte ge-
richtet und soll Anregungen für ein mehr an Kooperation liefern.

Gerade die gemeinsame Konzeptentwicklung von Grundschule 

und Hort bzw. von LehrernInnen, ErziehernInnen, Eltern, Schüle-
rInnen und Kooperationspartnern stellt einen wesentlichen Eck-
pfeiler des zukünftigen Erfolges solcher Projekte dar. Eine gute, 
intensive Startphase lässt die Fachkräftesysteme zusammen rü-
cken, die Arbeit gemeinsam und tatsächlich auf Augenhöhe rei-
fen, Stolpersteine erkennen und beseitigen und legt die Basis für 
eine gelingende Kooperation. Das partnerschaftliche Miteinander 
der Fachkräfte, zu den Eltern und die wertschätzende Arbeit mit 
allen Kindern bringt wirklich die „neue Qualität“.

Zielsetzung kooperativer Ganztagsangebote aus Sicht des 
Jugendamtes

Aus der Sicht des Jugendamtes sollen mit Ganztagsschulpro-
jekten bzw. mit einer engeren Kooperation von Grundschule und 
Hort insbesondere folgende Ziele erreicht werden:

 • Lernerfolge für alle SchülerInnen ermöglichen,
 • Abbau sozialer ggf. kultureller (Herkunft) Benachteiligun-

gen,
 • Individuelle Förderung von Kindern und Jugendlichen,
 • Vermitteln und Entwickeln von sozialen Kompetenzen,
 • Selbstbildungsprozesse anregen, das Lernen lernen.

Diese Zielstellungen können in umfassender Weise nur er-
reicht werden, wenn pädagogische und erzieherische Fachkräfte 
sehr eng und auf gleicher Augenhöhe kooperieren und sozialpä-
dagogische Kompetenzen der Jugendhilfe konzeptionell Eingang 
in die Gestaltung der ganztagsschulischen Angebote finden.

Kooperation und sozialpädagogische Ansätze als zentrale 
Bestandteile einer pädagogischen Gesamtkonzeption

Integrative Kindertagesbetreuung im Verbund mit 
Grundschule im Rahmen von Ganztagsschulmodel-
len im Landkreis Potsdam-Mittelmark

von Bodo Rudolph

Aus Sicht des Jugendamtes Potsdam-Mittelmark liegen in der Entwicklung von kooperativen Ganztagsangeboten in der Pri-
marstufe große Chancen zentral zur Gestaltung eines systemübergreifenden Gesamtkonzeptes von Bildung, Betreuung und 
Erziehung beizutragen. Diese Chance kann dann genutzt werden, wenn pädagogische und erzieherische Fachkräfte von Be-
ginn an auf der Grundlage eines gemeinsam erarbeiteten Konzepts partnerschaftlich und zielorientiert zusammenarbei-
ten. Ein Schwerpunkt der Arbeit des Jugendamtes liegt daher in der Gestaltung von förderlichen Rahmenbedingungen, um 
ein partnerschaftliches Zusammenarbeiten zu erleichtern, der Vorgabe von fachlichen Standards und Kennzahlen zur Be-
wertung von Ganztagskonzepte sowie der Unterstützung bei der Konzeptionsarbeit. Auf der Grundlage eines bestehenden 
Kreiskonzeptes 1 soll diese Arbeit im Folgenden beschrieben werden.

1 Das vollständige Konzept steht unter www.potsdam-mittelmark.de/images/bilder/Konzept_Ganztag_Landkreis_26102005.pdf als 
download zur Verfügung
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Folgende Elemente mit besonderer sozialpädagogischer Be-
deutung sollten nach Auffassung des Jugendamtes Eingang in 
die Konzeptentwicklung finden. Die Elemente sind dabei nicht 
isoliert zu betrachten. Vielmehr müssen sie einfließen in eine 
pädagogische Gesamtkonzeption. So ist beispielsweise die An-
einanderreihung einer Vielzahl von Kooperationspartnern kein 
Ausdruck von Qualität. In der Konzeption muss deutlich werden, 
mit welchen Partnern, Angeboten und Maßnahmen an sich die 
pädagogischen Ziele erreicht werden sollen.

1. Die Orientierung auf die Kinder steht im Mittelpunkt der 
Arbeit

Eine Gesamtkonzeption, die diesen Grundsatz berücksichtigt 
sollte Aussagen zu folgenden Aspekten enthalten:

Rahmen, Strukturen und Regeln: Es werden Rahmenbe-
dingungen aufgestellt, die Kinder gut erkennen und annehmen 
können. Sie leben in klaren Strukturen und Regeln in der Tages-
gestaltung und des Miteinander. Es gibt spezifische Orte und Zei-
ten gemeinsamer Aktivitäten, aber auch der Ruhe, Besinnung und 
Entspannung. 

Selbsttätigkeit und Eigenverantwortung fördern: Die 
strukturierten Tagesabläufe ermöglichen es, dass die Kinder in 
selbst gewählten Kleingruppen oder auch allein ihren Spielbe-
dürfnissen und Aktivitäten nachgehen können. Die Räume sind 
so gestaltet dass sie Anreize und Orientierung geben für die un-
terschiedlichen Aktivitäten der Kinder (Funktionsräume und Bil-
dungsinseln). Das Außengelände bietet Anregungen für unter-
schiedliche Tätigkeiten. Spiel-Materialien sind für alle Kinder 
sichtbar und offen zugänglich, so dass Impulse für Selbstaktivi-
tät auch vom Material heraus entstehen. 

Bei der Strukturierung der Tagesabläufe, der Gestaltung der 
Räume und des Außengeländes als auch bei der Auswahl der 
Spiel-Materialien sind die Kinder altersangemessen zu beteiligen. 
Rechte und Pflichten sind ausgewogen zueinander zu erarbeiten 
und deren Einhaltung zu begleiten.

Jedes Kind kann seinen Lerninteressen und seiner Expe-
rimentierfreude nachgehen: Dazu gehören Formen entdecken-
den Lernens durch Ausprobieren, Forschen und Arbeiten in der 
„Lernwerkstatt“. Die Kinder entscheiden an welchem Projekt oder 
Angebot sie sich beteiligen möchten. Dies gilt auch für gruppen-
übergreifende Angebote. 

Die initiierten Bildungsprozesse werden aus der Perspek-
tive der Kinder heraus gestaltet: In Gesprächen mit den Kin-
dern und in regelmäßigen Kinderbesprechungen werden Ideen, 
Vorschläge und Erfahrungen zu den zukünftigen Angeboten ge-
sammelt und in die Planung einbezogen Die pädagogischen Fach-
kräfte nutzen das Instrument der Beobachtung der Kinder, um 
sie bei der Themenfindung bzw. der Bearbeitung ihrer ihren The-
men zu unterstützen.

Beteiligung der Kindern an Entscheidungen und Mit-
gestaltung am Leben in der Einrichtung: Mitbestimmung und 
Mitgestaltung durch die Kinder sind zentrale Qualitätsfragen. Zu 
thematisieren sind hierbei Haltungen und Wertmuster der Mit-
arbeiterInnen sowie Formen der Vermittlung und Umsetzung 
(Selbständigkeit, Autonomie). 

Die Bedeutung der Gleichaltrigen und der Gruppe findet 
Berücksichtigung: Im Grundschulalter werden Beziehungen 
in der Gruppe zum Motor der kindlichen Entwicklung. Merkma-
le einer Orientierung des Angebotes an der sozialpädagogischen 
Gruppenarbeit sind 
  • Gruppenformen (jedes Kind muss die Möglichkeit haben,  

 passende Freunde zu finden),
  • Rahmenbedingungen (Angebote, Räume, Personen –  

 Kindern Wahlmöglichkeiten geben),
  • Selbstorganisation (Formen der Selbstorganisation und 

 Konfliktregelung werden zwischen den Erwachsenen 
 und Kindern ausgehandelt),

  • Aktivitäten (Unterstützung der Kinder bei der Differen- 
 zierung von Interessen und Aktivitäten).

2. Einbeziehung der und Orientierung auf die Eltern/Familien

 • Unterstützungsangebote zur Entlastung, Kompetenzvermitt-
lung, Ressourcenaktivierung in der Erziehungs- und Erwach-
senenrolle der Eltern (z.B. durch Familienbildungsangebote 
in der Einrichtung, Eltern-Newsletter zur regelmäßigen In-
formation und Kontakthaltung, regelmäßige Würdigung von 
Elternaktivitäten durch Veröffentlichung in der Presse, Schul-
aushang) werden vorgehalten.

 • Orte der Begegnung und Mitgestaltung für Familien schaffen 
(z. B. Elternstammtisch, inhaltliche Beteiligungsprojekte, 
Einbeziehung im Ehrenamt).

 • Selbstorganisierte Elternbegegnungen werden ermöglicht. 
 • Die Notwendigkeit zur Zusammenarbeit der Erwachsenen 

(Eltern, pädagogische, sozialpädagogische und erzieherische 
Fachkräfte in der Einrichtung, im Sozialraum, von Jugendhil-
feträgern) in Bezug auf die Entwicklung des jeweiligen Kindes 
wird hervorgehoben.

3. Kooperation der unterschiedlichen Fachkräfte am Stand-
ort Schule und mit Partnern im Gemeinwesen 

 • Die gemeinsame Erarbeitung eines integrativen Bildungs, 
Erziehungs- und Betreuungskonzeptes ist Ausdruck der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit und enthält die Eckpunkte 
gemeinsame inhaltliche Ziele, gemeinsame Vorhaben, ge-
genseitige Unterstützung, gemeinsame Fortbildungen, Re-gel-
ung zur Raumnutzung und die Öffnung ins Gemeinwesen.

 • Die Öffnung ins Gemeinwesen wird als aktiver Teil in der Ver-
netzung der sozialen Infrastruktur und der Durchführung von 
konkreten Kooperationsprojekten verstanden bzw. umge-
setzt. 
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Die beteiligten Fachkräfte aus Schule und Hort (Schulleitung, 
Lehrkräfte, Hortleitung und ErzieherInnen) werden durch ein in-
tegratives Gesamtkonzept vor neue Herausforderungen gestellt, 
die eine Veränderung des bisherigen beruflichen Rollenverständ-
nisses beinhalten. Diese Prozesse sind durch Fortbildung, Super-
vision und Teamberatung zwingend zu begleiten. Die persönliche 
Eignung, die fachlichen Kompetenzen sowie Umsetzungsver-
mögen und -willen der Fachkräfte sind entscheidend für den Er-
folg der Kooperation.

Die Finanzierungsfrage als Stolperstein der integrativen 
Kindertagesbetreuung

In der Startphase der Ganztagsbetreuung stellte sich die Fi-
nanzierungsfrage als eine besonders Problematik heraus. Nachfra-
gen von Hortträgern und erzieherischen Fachkräften zu befürch-
teten Mindereinnahmen durch Hortabmeldungen und zugleich 
verminderter Finanzierung der Fachkräfte durch den Landkreis 

konnten zumeist nur unklar durch das Jugendamt beantwortet 
werden. Dies führte bei den Fachkräften – nachvollziehbar und 
berechtigt - zu großer Verunsicherung und Ängsten in Bezug auf 
den Verlust des Arbeitsplatzes. Diese Situation musste dringend 
positiv geklärt werden, um die Fachkräfte für die inhaltliche Kon-
zeptarbeit aufzuschließen und als Partner zu gewinnen. Als Lö-
sung wurde im Landkreis Potsdam-Mittelmark ein eigenes Fi-
nanzierungsmodell entwickelt, das auf dem Modell einer in die 
Grundschule integrierten Betreuung basiert und den Hort als In-
stitution praktisch abschafft.  2

Kennzahlen zur Einordnung von Kooperationserfolgen

Die vom Jugendamt entwickelten Kennzahlen sollen dazu die-
nen, mittel- und langfristig den Erfolg der Kooperation messbar 
zu gestalten. Kooperationserfolge zu messen bzw. Maßnahmen /
Projekte direkt als Erfolg der Zusammenarbeit zu erfassen und zu 
bewerten ist unseres Erachtens schwierig. Es bedarf hier einer er-
höhten Reflexion der Beteiligten und gut handhabbarer Instru-

2 Um das Finanzierungsmodell nicht unsachgemäß zu verkürzen wird an dieser Stelle auf das Gesamtkonzept verwiesen, das eine ausführ-
liche Darstellung des Finanzierungskonzeptes enthält.

Merkmal Kennzahl Entwicklungsziel Zeitplanung*

Durchführung von Kinder-Besprechungen Ja / Nein Ja (x Anzahl im Monat/je Woche)

Durchführung von Projekten, die durch Mitwirkung von Kin-
dern aus ihren Ideen erwachsen sind

Ja / Nein
Ja
Manifestierung als Standard, jährlich verbale Beschrei- 
bung und gemeinsame Reflexion der Projekte 

Durchführung Elternbefragung zu den Angeboten und ihren 
Mitwirkungsmöglichkeiten

Ja / Nein
Ja
1x im Schuljahr

Durchführung Kinderbefragung zu den Angeboten und ihren 
Mitwirkungsmöglichkeiten

Ja / Nein
Ja
1x je Schulhalbjahr

Aktivierung von selbstorganisierter Elternbegegnung Ja / Nein Ja (x Anzahl im Schuljahr)

Einbezug von SchülerInnen aus Familien, die soziale 
Leistungen insbesondere Hilfen zur Erziehung des Jugend-
amtes erhalten, in die Projekte

Ja / Nein 100 % soll als Ziel gesetzt werden

Durchführung von Projekten mit aktiver 
Elternbeteiligung 

Ja / Nein
Ja
Vorschlag: 6 Veranstaltungen im Schuljahr

Durchführung von Teamberatungen aller Fachkräfte 
u. a. mit Evaluation der Ziele

Ja / Nein
Ja
2x im Monat
Evaluation 1x im Schulhalbjahr

Supervision für die Fachkräfte Ja / Nein
Ja
2x im Schulhalbjahr

Fortbildungsangebote für die Fachkräfte Ja / Nein
Ja
Laut Fortbildungskonzept

Durchführung Familienbildungsangebot Ja / Nein
Ja
1 Kurs im Schulhalbjahr

Projekte mit Partnern im Sozialraum Ja / Nein
Ja
Abstimmung mit Fachkräften

Abb. 1: Empfohlenes Raster des Jugendamtes Potsdam-Mittelmark für 
die Bewertung der Kooperation anhand von Kennzahlen

* Die konkrete Zeitplanung erfolgt mit der Erstellung des Konzepts
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1. Pädagogisches Konzept / kindorientierte Ziele und Angebote

Werden Aussagen getroffen zu? Ja Nein teilweise Bemerkungen

Lernerfolge für alle SchülerInnen ermöglichen

Abbau sozialer, ggf. kultureller Benachteiligungen

Individuelle Förderung von Kindern 

Vermitteln und Entwickeln von sozialen Kompetenzen

Selbstbildungsprozesse /  Selbsttätigkeit anregen

Möglichkeiten für Rückzug, Entspannung und Erholung

Kinderkultur erleben und gestalten

Möglichkeiten für Bewegung, Sport und Spiel

Mitwirkung an der Planung, Gestaltung und Evaluation 
durch SchülerInnen

mente. Die entworfenen Kennzahlen (siehe Abb. 1) wurde den 
Trägern empfohlen und haben sich als sehr hilfreich erwiesen.

Bewertungsraster für Konzepte von Schulen mit ganztägi-
gen Angeboten aus Sicht der Jugendhilfe

Auf Basis der Ziele und Grundsätze für Ganztagsschulprojek-
te/Schulen mit ganztägigen Angeboten wurden durch das Ju-
gendamt Bewertungsraster für Konzepte erarbeitet. Die Raster 
sind eine gute Grundlage um die Qualität von Ganztagskonzep-
ten einzuschätzen. Dabei liegt das Augenmerk in Potsdam-Mittel-
mark auf integrierte Konzepte. Ein Beispiel für ein Bewertungs-
raster ist in Abb. 2 dargestellt.

Mit dem Modell der integrativen Kindertagesbetreuung in-
tegriert in Grundschule mit Ganztagsangebot konnten im Land-
kreis Potsdam-Mittelmark sehr positive Erfahrungen gesammelt 
werden. Insbesondere die enge Kooperation der Fachkräfte in ge-
mischten Jahrgangsteams bewirkt eine neue Qualität der Arbeit 
und steigert die Attraktivität der Grundschule für Kinder und de-
ren Familien und stellt aus Sicht des Jugendamtes die zentrale In-
novation dar. Anmeldungen von zahlreichen Kindern der 5. und 
6. Jahrgangsstufe zeigen sich an mehreren Standorten. Frühere 
Hortbetreuungsquoten werden mittlerer Weile zu über 30 % über-
troffen. Erste Befragungen zeigen eine sehr gute Annahme der 
Angebote und eine hohe Kundenzufriedenheit. Die transparen-
te und frühzeitige Klärung der kreislichen Finanzierung stellt die 
zweite tragende Innovation dar und fördert entschieden die Ent-
wicklung.

Aus Sicht des Jugendamtes konnte mit dem Modell der inte-
grierten Kindertagesbetreuung ein zentraler Baustein in der Re-
gion für ein konsistentes System von Bildung, Betreuung und Er-
ziehung umgesetzt werden.

Der Autor, Bodo Rudolph, ist seit Januar 1998 Leiter des Fach-
dienstes Kinder, Jugend und Familie im Landkreis Potsdam-
Mittelmark. Zuvor verschiedene Leitungsfunktionen im Öffent-
lichen Dienst, unter anderem 4 Jahre Schulverwaltungs- und 
Kulturamtsleiter.
Kontakt: jugendamt@potsdam-mittelmark.de
Tel.: 033841-91491, Fax: 033841-42336

Abb. 2: Bewertungsraster zur Beurteilung der Konzeptqualität
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Was war der Auslöser für die Einrichtung einer integrier-
ten Kindertagesbetreuung am Ganztagsstandort Brück?

Auslöser waren eigentlich die Initiativen der Grundschule 
Brück zur Verbesserung der gemeinsamen Arbeit von Schule und 
Hort. Die Grundschule Brück hatte schon 1994 den Versuch unter-
nommen, den Hort wieder in die Schule zu integrieren, wie es zu 
DDR-Zeiten üblich war. Das konnte aber zu dem Zeitpunkt nicht 
stattfinden, da die Gesetzgebung Schule und Kitas, zu denen auch 
Horte gehören, auseinander dividiert hat und es noch die Bestre-
bung gab, Horte aus Schulen auszugliedern und mit Kindergär-
ten und -krippen zusammenzulegen. Vom Gesetzgeber werden 
die Schulen und Kindertagesstätten unterschiedlich behandelt 
und durch unterschiedliche Fachbereiche im Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport entsprechend begleitet. Lehrpersonal ist 
dem Staatlichen Schulamt unterstellt, die ErzieherInnen jedoch 
der Kommune. Das mit der Finanzierung und der rechtlichen Ab-
sicherung war damals so nicht möglich. Dennoch ist hier in Brück 
die gute Zusammenarbeit zwischen ErzieherInnen im Hort und 
den Lehrkräften in der Grundschule, die es schon jahrelang gab, 
nie abgerissen. Wenn Sie immer gut mit Kollegen zusammengear-
beitet haben, dann ändern neue Gesetze und Verordnungen das – 
so schnell – nicht.

Was gab den Ausschlag, die beiden Institutionen doch wie-
der enger zusammenzubringen?

Im Jahre 2003 wurde vom brandenburgischen Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport die Entwicklung von Ganztagsangebo-
ten in der Primarstufe durch Einführung von verlässlichen Halb-
tagsgrundschulen (VHG) + Hort + andere Angebote im Rahmen 
von Modellprojekten angeregt. Herr Garpow, als Schulleiter der 
Grundschule Brück, hat uns darauf aufmerksam gemacht, und 
die Hortleitung wie auch wir als Verwaltung fanden, dass das un-
seren Bestrebungen entsprach. Die Schule hat zusammen mit dem 
Hort ein Konzept erarbeitet, das als eines der ersten im Land be-
stätigt wurde. Aufgrund der bestehenden guten Zusammenarbeit 
von Hort und Schule und da wir zu den ersten Antragstellern ge-
hörten, wurde der Standort Brück als Konsultationsstandort zur 
Beratung von anderen Ganztagsschulen aufgebaut.

Welche Personen und Institutionen haben Sie bei der Um-
setzung des Konzepts miteinbezogen? 

Natürlich haben wir das zunächst mit den Eltern und Eltern-
vertretern besprochen. Diese standen der Idee sehr aufgeschlos-
sen gegenüber. Dann haben wir die Vorstellungen in die Aus-
schussarbeit und in die Stadtverordnetenversammlung getragen, 
die einen entsprechenden Grundsatzbeschluss fasste. Dann galt 
es, die Zustimmung des staatlichen Schulamts und des Ministeri-
ums für Bildung, Jugend und Sport einzuholen. Nicht zuletzt war 
die gute Zusammenarbeit mit dem Jugendamt des Kreises Pots-
dam-Mittelmark sehr wichtig und förderlich. Zudem haben wir mit 
dem Landesjugendamt zusammengearbeitet, um dieses Konzept 
umzusetzen.

Nach dem ersten Jahr des Modellversuches wurde dann eine 

Änderung des Konzeptes vorgenommen. Dabei wurde der Hort 
aufgelöst und die Betreuung mit den anderen Angeboten in eine 
Verlässliche Halbtagsgrundschule mit integrativen Tagesbetreu-
ungsangeboten umgewandelt (VHG/ITBA). 

War diese Startphase sehr aufwändig?
Dafür, dass es sich um die Einführung eines Modellprojek-

tes handelte, ging das eigentlich alles recht schnell. Wenn Sie die 
Stadtverordneten dafür gewinnen können, dass Sie Verbesserun-
gen in der Kinder- und Familienpolitik der Stadt erreichen wollen, 
dann sind Sie schon mal einen entscheidenden Schritt vorwärts 
gekommen. In Brück haben die Lehrkräfte und Erzieher der Schu-
len einen großen Vertrauensbonus bei den Stadtverordneten. Die 
Vorhaben zur Verbesserung der Bildungs- und Betreuungsarbeit 
in den Schulen stoßen erst einmal grundsätzlich auf positive Re-
sonanz. Natürlich ist die rechtliche Prüfung sowie die finanzielle 
Absicherung dann Aufgabe der Verwaltung.

Welchen Vorteil hat das Modell der integrierten Tages-
betreuung für die Stadt?

Die Ziele, die in diesem Modell verankert wurden, entsprechen 
dem Grundsatzbeschluss der Stadt Brück zur Entwicklung einer 
familien- und kinderfreundlichen Stadt. Dabei ist die integrier-
te Betreuung in der Grundschule bei Weitem nicht das einzige, 
aber ein wichtiges Standbein für das künftige Bildungs-, Kultur- 
und Familienzentrum der Stadt Brück. Diese Stadt hat sich ein-
fach dazu entschlossen, ihren Bürgern gute Bedingungen zu bie-
ten und so lebenswert zu sein, dass die Familien hier bleiben oder 
sich sogar neu ansiedeln. Es gibt bereits einige Einwohner, die un-
ter anderem wegen der Arbeit an der Grundschule nach Brück ge-
zogen sind. Das sind Erfolge, die mich sehr freuen.

Wie sieht die finanzielle Umsetzung aus?
Zunächst: Fehlende Finanzen sind ja immer ein gern gebrach-

tes „Totschlagargument“, wenn es um die Einführung von neu-
en Projekten zur Verbesserung von Bildung, Kinder- und Jugend-
arbeit geht. Von der Nachmittagsbetreuung bis 17 Uhr und der 
Vielzahl von interessanten Angeboten, die die Kinder nun wahr-
nehmen können, wird sich zwar allerorten eine qualitative Ver-
besserung der Bildung versprochen, aber manch einer hat gesagt: 
Ohne finanzielle Einbußen kann das gar nicht gehen. Denn jedes 
Kind soll ja die Möglichkeit haben, Nachmittagsangebote wahr-
zunehmen, und zwar ohne ein klassisches Hortkind nach den 
Kita-Gesetzregelungen zu sein und damit die entsprechenden El-
ternbeiträge entrichten zu müssen.

Im Modell der Integrierten Tagesbetreuung sind weitaus ge-
ringere Beiträge zu zahlen, als das für Kita und Hort der Fall ist. 
Wenn Kinder in einer Kita angemeldet sind, zahlen die Eltern in 
der Regel Beiträge – sozialverträglich gestaffelt – zwischen 20 
EUR und 500 EUR. Unsere Gebühren für die Integrierte Tages-
betreuung liegen zwischen 10 � und max. 50 �. Am Anfang befürch-
teten einige, dass durch die geringeren Einnahmen „Verluste“ 
entstehen. Aber da ca. 80 Prozent der Kinder den Nachmittags-
bereich nutzen, hatten wir keinen “finanziellen Einbruch“ zu ver-

Das Modell der integrierten Kindertagesbetreuung in Brück
Ein Interview mit Dagmar Fischer, Leiterin Sozialamt/Liegenschaften im Amt Brück von Christine Plaß
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zeichnen. Es gibt Schüler, die nur ein einziges Angebot die Wo-
che annehmen, es gibt aber auch Schüler, die belegen mehrere 
Arbeitsgemeinschaften. Selbst wenn ein Kind z. B. nur einmal in 
der Woche die Musikschule besucht, wird es auch im Nachmittags-
bereich betreut, ohne dass zusätzliche finanzielle Verpflichtun-
gen auf die Eltern zukommen.

Welche Schritte waren von Seiten der Stadt Brück nötig, 
um das Modell strukturell umzusetzen?

Wir mussten haushaltstechnisch einiges umstellen, so beim 
Planen der Mittel für den Nachmittagsbereich. Wenn Sie im Schul-
alltag eine so intensive Verzahnung zwischen Schul- und Frei-
zeitbereich haben, dann können Sie nicht mehr feststellen, wel-
ches Blatt Papier nun für den Freizeitbereich verwendet wurde. 
Selbstverständlich gibt es immer noch Dinge, die einem Bereich 
zugeordnet werden, zum Beispiel Spielmaterial für den Nach-
mittagsbereich oder Schulmaterial für den Vormittag, aber mit 
„Erbsen zählen“ halten wir uns nicht auf.

Welche Erwartungen richten Sie an Schule und Hort bei 
der Bildung und Erziehung von Kindern? 

Mit dem integrierten Tagesbetreuungsangebot verbinden wir 
den Anspruch auf eine qualitativ hochwertige Bildungsarbeit. Die 
Kollegen in der Grundschule haben z.B. immer gesagt, sie wollen 
weg von dieser Fließbandpädagogik: Die Lehrkraft hat am Vormit-
tag die Verantwortung für das Kind und gibt es dann weiter an die 
Erzieherin, die für den Rest des Tages verantwortlich ist. Dabei 
wissen die ErzieherInnen oft nicht, was im schulischen Bereich 
passiert und die Lehrkräfte kümmern sich nicht um den Nach-
mittag. Mit der integrierten Betreuung können wir auf hohem Ni-
veau ganztags für das Kind verantwortlich sein. Dabei gibt es Zei-
ten, in denen Lehrer und Erzieher gleichzeitig am Kind arbeiten, 
zum Beispiel in der Hausaufgabenzeit. LehrerInnen und Erziehe-
rInnen sind anwesend und unterstützen sich gegenseitig bzw. 
stimmen sich ab. Auf diese Weise können die Stärken und Schwä-
chen von Kindern viel gezielter gefördert werden. Hinzu kommt, 
dass wir allen Kindern und Jugendlichen mit der integrierten Be-
treuung ein hochwertiges Nachmittagsangebot unterbreiten kön-
nen. Früher gab es immer das Problem mit den so genannten Lü-
cke-Kindern zwischen 12 und 15 Jahren. Für den Hort waren sie 
zu alt, für den Jugendclub zu jung. Mit unserem neuen Modell ha-
ben wir nun wenigstens ein Angebot für die Altersgruppe von 11-
12 Jahren.

Welche Vorteile sehen Sie bei diesem Konzept für die Zu-
sammenarbeit zwischen Lehrkräften und ErzieherInnen?

Früher hat sich das Lehrerkollegium für seine Dienstberatun-
gen im Lehrerzimmer getroffen und ein paar Räume weiter saßen 
die ErzieherInnen bei ihren Dienstberatungen. Beide Gruppen 
sprachen über dieselben Kinder und deren Probleme. Jetzt arbei-
ten sie gemeinsam, tauschen ihre Erfahrungen in gemeinsamen 
Teamberatungen aus und besprechen gemeinsam die pädagogi-
schen Ziele. Dabei gibt es drei Teams der Klassenstufen 1 und 2, 
3 und 4 sowie 5 und 6, jeweils besetzt mit Lehrkräften und Erzie-
herInnen. Da jeder mit jedem redet, können auch soziale Proble-
me berücksichtigt werden. Wenn es einem Kind zum Beispiel nicht 
gut geht, weil es im häuslichen Bereich Probleme gibt, dann er-
fährt es, wenn nicht der/die Lehrer/in, dann der/die Erzieherin, 
und wenn die nicht, dann der/die Schulsozialarbeiter/in, die je-

weils die anderen Teammitarbeiter/innen unterrichtet. Gemein-
sam können sich dann alle um das Kind gezielt kümmern. Oder 
wenn Probleme bei der Lernarbeit festgestellt werden, kann der/
die Erzieherin das aufgreifen und weitergeben. Bei dieser Form 
der Zusammenarbeit wird viel stärker auf die Belange des Kindes 
eingegangen. 

Gibt es Konflikte zwischen den beteiligten Berufsgrup-
pen?

Wenn ich von anderen Gemeinden höre, dass es Schulen gibt, 
in denen die Lehrer sagen: “Jetzt ist Schule, da haben Erzieher 
nichts reinzureden“, dann kann ich nur sagen, das hat es bei uns 
nie gegeben. Sicher gab es auch in der Anfangsphase einige, die 
gefragt haben: „Was soll das denn werden?“ Man darf ja nicht ver-
gessen, dass diese integrierte Betreuung von den Lehrern und 
Erziehern eine hohe Motivation und viel Engagement erfordert. 
Aber selbst die KollegInnen, die zuerst skeptisch waren, haben 
ihre Auffassung geändert. Inzwischen stehen sie alle dahinter. 

Wie verbindet sich das Modell der integrierten Tages-
betreuung mit anderen Projekten, die in Brück umgesetzt 
werden?

Mit der Umsetzung des Beschlusses zur Schaffung einer kin-
der- und familienfreundlichen Stadt Brück ist die VHG mit ITBA 
eng verbunden. Ebenso mit der Oberschule als Ganztagsschule, 
dem Eltern-Kind-Zentrum und weiteren Einrichtungen wie der 
Bibliothek, der Volkshochschule, der Musikschule, dem Sport-
zentrum oder dem Jugendclub. Die Zusammenarbeit lebt von der 
räumlichen Nähe, aber vor allem vom Engagement der Beteiligten. 
So hat die Grundschule von Anfang an gesagt: Wir müssen uns bei-
zeiten um die Kinder in den Kitas kümmern, das sind unsere künf-
tigen Schüler. Seitdem kommen die Lehrer in die Kitas, um den 
Eltern die flexible Schuleingangsphase vorzustellen. Umgekehrt 
werden bei Projekten der Grundschule, wie zum Beispiel dem Zir-
kus-Projekt, auch Kindergartenkinder miteinbezogen. Darüber 
hinaus gibt es eine enge Zusammenarbeit mit den anderen Ver-
antwortlichen in der Kinder- und Jugendarbeit: Mit der Schulso-
zialarbeiterin, der Koordinatorin des Eltern-Kind-Zentrums, der 
Jugendclubleiterin sowie der Bibliothekarin. Mittlerweile ist ein 
richtiges Netzwerk entstanden, das Elternaktivitäten und Eltern-
bildung gemeinsam gestaltet, Aktionen gegen Rechts organisiert, 
Initiativen noch einmal bündelt usw.

Was denken Sie: Warum klappt in Brück, was sich in ande-
ren Kommunen oft mühselig gestaltet? 
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Das funktioniert hier, weil alle miteinander reden und arbei-
ten können auf der Grundlage der Einstellung: Wir müssen für 
die Menschen in der Stadt da sein und nicht umgekehrt. Wir ha-
ben immer den Ansatz verfolgt, dass, wenn man eine bessere Bil-
dung und Erziehung für Kinder und Jugendliche will, man nicht 
darauf schauen darf, was man nicht will und wie und warum es 
nicht geht, sondern überlegen muss, welche Ziele man erreichen 
will und wie man sie umsetzen kann.

Wie ist die Einrichtung eines Ganztagsstandortes einge-
bunden in eine gesamte Bildungsplanung?

Ein Projekt rankt sich ans andere. Dadurch, dass wir uns be-
mühen, alle unsere Angebote auszulasten, ergibt sich der Aufbau 
eines kulturellen Bildungszentrums quasi wie von selbst, ohne 
dass man das jetzt künstlich aus dem Boden stampft. Die Schulen 
stehen ja nun mal da und es wäre unsinnig, wenn man die Stand-
orte, hochwertigen Geräte und Arbeitsmaterialien nur im Unter-
richtsbereich nutzt und nicht auch am Nachmittag. Genauso ist 
es mit den anderen Einrichtungen. So werden die Grundschulkin-
der an einem Nachmittag von einer ehrenamtlichen Kraft in den 
Jugendclub gebracht, wo die Leiterin einen Keramikworkshop an-
bietet. Auch das gehört zur integrierten Betreuung.

Was sind die Grundbedingungen für eine gelungene inte-
grierte Tagesbetreuung?

Das pädagogische Personal der Schulen und der Nachmittags-
betreuung muss diese neue Bildungs- und Betreuungsform wollen. 
Gerade auch, weil das Lehrpersonal der Kommune dienstrechtlich 
nicht unterstellt ist. Ohne die Mitwirkung des Lehrpersonals kann 
eine Kommune ein solches Projekt nicht durchsetzen. Ohne die 
Mitwirkung der Kommune geht es aber andererseits auch nicht: 
Wenn das pädagogische Personal kein offenes Ohr in der Verwal-
tung findet, wird es schwierig. Wichtig ist, dass alle an einem 
Strang ziehen, bevor man überhaupt anfängt. Und dabei muss 
man von Beginn an überlegen, wie man das Projekt umsetzen und 
nicht, wie man es verhindern kann. Vor Schwierigkeiten, die ei-
nem unüberwindbar erscheinen, sollte man einfach nicht kapitu-
lieren, sondern gemeinsam Wege suchen.

Wie könne andere Städte oder Gemeinden, die ein solches 
Modell umsetzen möchten, von Ihren Erfahrungen partizipie-
ren?

Da die Grundschule Brück mit der ITBA als Konsultations-
standort tätig ist, haben wir als Verwaltung von Beginn an ange-
boten, ebenfalls zum Erfahrungsaustausch bereit zu stehen. Wir 

hatten hier schon Besuch von Verwaltungsangestellten aus ande-
ren Kommunen. Dafür stehen wir gern weiterhin bereit. Natürlich 
geben wir auch Materialien und Tipps weiter. Je länger man dabei 
ist, desto eher kann man sagen, was sich bewährt hat.

Dagmar Fischer, Leiterin Sozialamt/Liegenschaften im Amt 
Brück seit 1993 und hier unter anderem verantwortlich für kul-
turelle, soziale, Sport- und Bildungseinrichtungen in Brück 
(Brandenburg).
Kontakt: d.fischer@amt-brueck.de
Tel.: 033844 62-150
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Berufs- und Studienorientierung landesweit und 
regional verankern

Netzwerk Zukunft. Schule und Wirtschaft für Brandenburg

von Beate Günther

„Es braucht ein ganzes Dorf, um ein 
Kind zu erziehen.“

Erziehung und Bildung ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, wie es in 
dem zitierten afrikanischen Sprichwort 
zum Ausdruck kommt. Viele Akteure ste-
hen in der Verantwortung, Kinder und Ju-
gendliche darin zu unterstützen, ihren 
Weg zu gehen und einen Platz in der Ge-
meinschaft, in einer Region, in einem so-
zialen, ökonomischen und kulturellen 
Umfeld einzunehmen. Dazu ist es notwen-
dig, dass sie eine für sich tragfähige Per-
spektive sehen. Chancen und Möglichkei-
ten im Bereich der schulischen Bildung, 
Ausbildungs- und Studienangebote sowie 
passende Arbeitsplätze sind dabei von zen-
traler Bedeutung. 

Hier zeigt sich eine unbefriedigende 
Situation, die gekennzeichnet ist durch 
eine hohe Jugendarbeitslosigkeit einer-
seits, unbesetzte Lehrstellen und Studien-
plätze andererseits sowie Klagen von Aus-
bildenden über fachliche Defizite sowie 
fehlende Sozialkompetenz bei SchülerIn-
nen, die ihnen den Einstieg in eine Ausbil-
dung oder die Aufnahme eines Studiums 
erschweren. 

Die demografische Entwicklung sowie 
die Abwanderung vor allem gut ausgebil-
deter junger Mädchen und Jungen zeigt 
nicht nur in den Regionen des Landes 
Brandenburg, dass die „Dörfer“ für eine 
zukünftige positive Regionalentwicklung 
darauf angewiesen sind, sich um den Ver-
bleib bzw. die Rückkehr und den Zuzug 
von Jugendlichen und ihrer Familien zu 
bemühen. Hierbei ist ein gemeinschaftli-
ches Analysieren, Planen und Handeln ge-

fragt – in der Kommune, der Region und je 
nach Belang auch mit überregionaler Ori-
entierung. Nicht nur die Wirtschaftspart-
ner verweisen auf den sich ankündigen-
den Fachkräftemangel trotz bestehender 
Sockelarbeitslosigkeit. 1

Ziele des Netzwerk Zukunft

Nicht nur, aber auch mit Blick auf die 
demografischen Aspekte wurde mit Be-
zug zur dargestellten Gesamtsituation im 
November 2001 das „Netzwerk Zukunft. 
Schule und Wirtschaft für Brandenburg“ 
auf der Basis eines Beschlusses des Bran-
denburgischen Landtags „Schüler fit für 
die Wirtschaft“ als informeller Zusammen-
schluss von elf Partnern gegründet (www.
netzwerkzukunft.de). Dies waren drei 
Industrie- und Handelskammern (IHK), 
drei Handwerkskammern (HWK), die Re-
gionaldirektion Berlin-Brandenburg der 
Bundesagentur für Arbeit, die Vereini-
gung der Unternehmensverbände in Ber-
lin und Brandenburg e. V. (UVB), die Bran-
denburgische Landesrektorenkonferenz, 
der Deutsche Gewerkschaftsbund Berlin-
Brandenburg (DGB) sowie das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes 
Brandenburg (MBJS). 

Im September 2006 wurde das Netz-
werk von den Wirtschaftspartnern und 
dem Bildungsministerium als Gründungs-
mitgliedern in einen gemeinnützigen Ver-
ein überführt. Folgende übergreifende 
Zielstellungen werden durch das Netzwerk 
verfolgt:

 • Stärkung von Schülerinnen und Schü-
lern, damit sie den Anforderungen 

1 Vgl. Brandenburger Fachkräftestudie: www.masgf.brandenburg.de, zu finden unter „Publikationen“ im Bereich Arbeit.

des sich rasant verändernden Arbeits-
marktes gewachsen sind und sich im 
Wettbewerb um Ausbildungs- und Ar-
beitsplätze behaupten können,

 • Entwicklung einer landesweiten und 
regionalen Zusammenarbeit zwischen 
Schulen, Betrieben, Sozialpartnern 
und Hochschulen,

 • Umsetzung einer realitäts- und res-
sourcenorientierten Berufs- und Stu-
dienorientierung als Teil der Lebens-
wegplanung.

Handlungsfelder und Arbeitsschwer-
punkte

Die Ziele des Netzwerk Zukunft wer-
den durch Projekte, Konzepte und Strate-
gien in verschiedenen Handlungsfeldern 
und mit zahlreichen Arbeitsschwerpunk-
ten realisiert, die hier zusammenfassend 
dargestellt werden:

 1. Kommunikation, Vernetzung, Koor-
dination, z. B. Gremienarbeit, Unter-
stützung des „Zukunftstags für Mäd-
chen und Jungen in Brandenburg“, 
Workshops, Fachtagungen usw.,

 2. Förderung von Kooperationen Schule-
Wirtschaft-Hochschule, z.B. Aufbau 
und Entwicklung regionaler Arbeits-
kreise Schule-Wirtschaft in den Re-
gionen des Landes Brandenburg,

 3. Strategie- und Produktentwicklung, 
Transfer von Vorhaben zur Berufs- und 
Studienorientierung, z. B. Koopera-
tionen mit Partneragenturen, 

 4. Durchführung und Evaluierung von 
Vorhaben zur Berufs- und Studien-
orientierung, z. B. die Berufsorien-
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tierungstourneen junior für Schüle-
rinnen und Schüler,

 5. Beratungs- und Fortbildungsangebote 
für Lehrkräfte allgemeinbildender 
Schulen sowie für weitere Bildungs-
partner und Multiplikatoren, z. B. die 
Berufsorientierungstourneen (BOT), 
Informationsangebote zum Einsatz 
des Berufswahlpasses,

 6. Maßnahmen zur landesweiten und 

regionalen Qualitätssicherung der 
Berufs- und Studienorientierung, z.B. 
Auszeichnung von Betrieben für ihr 
Engagement im Bereich der Berufs-
orientierung u. a.

Landesweite und regionale Ausrich-
tung der Netzwerk-Arbeit

Zur Unterstützung der Netzwerk-Part-

2 Die Modellprojekte wurden aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds, des Bundes und des Landes Brandenburg gefördert. Weitergehende 
Informationen zu dem Konzept „Praxislernen“ unter www.netzwerkzukunft.de

ner sowie zum weiteren Auf- und Ausbau 
der Netzwerkaktivitäten wurde eine Ge-
schäftsstelle als landesweite Service- und 
Koordinierungsstelle mit Sitz in Potsdam 
eingerichtet. 

Das Team der Geschäftsstelle unter-
stützt die Kooperationspartner und führt 
exemplarisch selbst Projekte durch. Diese 
dienen als „Labor“ für Vorhaben und Ent-
wicklungen, die die Netzwerk-Ziele durch 
die Kooperation verschiedener Akteure 
(z. B. Schule, Wirtschaftsunternehmen, 
kommunale Schulträger in den Regionen 
des Landes) sowie die Öffnung von Schu-
le und die Schulentwicklung im Sinne die-
ser Ziele unterstützen. Als ein „Laborvor-
haben“ wurde das pädagogische Konzept 

„Praxislernen“ im Rahmen von mehreren 
Modellprojekten entwickelt. 2 Zu den ak-
tuellen „Laborvorhaben“ des Netzwerk Zu-
kunft gehört z. B. die Entwicklung eines 
online-gestützten Fortbildungsangebots 
für Lehrkräfte und andere Multiplikato-
ren zum Einsatz des Berufswahlpasses, der 
seit vielen Jahren über das Netzwerk Zu-
kunft landesweit vertrieben wird. In der 
Entwicklung bzw. Erprobung und Abstim-
mung mit den Netzwerkpartnern sind au-
ßerdem Konzepte zur Qualitätssicherung 
und Auszeichnung von Betrieben, Ein-

Handlungsfelder

Qualitätssicherung von 
Berufs- und Studienorientierungs-

angeboten

Beratung
Qualif izierung und 

Fortbildung

Koordination
Kommunikation

Vernetzung

Strategie- und Produkt-
entwicklung,

Transfer guter Beispiele

Durchführung und Evaluierung 
von Vorhaben zur Berufs- und 

Studienorientierung

Förderung der Kooperation 
im Bereich 

Schule-Wirtschaft-Hochschule

Netzwerk Zukunft

Ausgangssituation im Land Brandenburg

 

• Schülerrückgang/Schulrückgang 140.000/435 (2002/03) auf 64.000/207 (2008/09),

 • Zahl der Erwerbsfähigen (15-65-Jährige) verringert sich bis 2020 um 16 %, 

 • 9 % der Schulabgänger verlassen ohne Berufsbildungsreife die Schule, 

 • nur 30 % der SchülerInnen verlassen die Schule mit allgemeiner Hochschulreife,

 • Ausbildungsplatzabbrüche liegen, je nach Region, zwischen 15 und 25 %,

 • nur 40 % der Auszubildenden werden in ein Regelarbeitsverhältnis übernommen,

 • aufgrund der zunehmend anspruchsvolleren Tätigkeiten in Unternehmen ist eine 

  Höherqualifizierung der ArbeitnehmerInnen notwendig, 

 • Es zeichnet sich ein großer Fachkräftebedarf in den kommenden 10 Jahren ab – 

  jede/r 4. Beschäftigte muss ersetzt werden,

 • Zahl der Auszubildenden insgesamt: 51.887 (19.560 Frauen / 32.327 Männer),

 • 53,4 % aller weiblichen Auszubildenden wählten aus nur 10 Ausbildungsberufen, 

 • 45,6 % aller männlichen Auszubildenden wählten einen von 10 Ausbildungsberufen. 

  (Quelle: Landesbetrieb für Datenverarbeitung Brandenburg)
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Vorstellung des Netzwerk Zukunft bei der IOS-Auftaktveranstaltung in Potsdam am 5. Juli 2007

richtungen und Schulen, die sich im Be-
reich der Berufs- und Studienorientierung 
besonders engagieren. Das Programm „Ini-
tiative Oberschule (IOS)“ des Ministeriums 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes 
Brandenburg ermöglicht zum Schuljahr 
2007/08 die eigenständige Verstetigung 
und Ausweitung des Praxislernens für alle 
Oberschulen des Landes (weitere Informa-
tionen unter www.mbjs.brandenburg.de).

Eine Erkenntnis der ersten Jahre der Ar-
beit des Netzwerk Zukunft war, dass Netz-
werk-Arbeit im Flächenland Brandenburg 
stärker regionalisiert werden muss. Eine 

zentrale Geschäftsstelle allein ist nicht in 
der Lage, auf alle regionalen Besonderhei-
ten und Bedürfnisse einzugehen bzw. die-
se zur Kenntnis zu nehmen. Es braucht 
neben der landesweiten Perspektive eine 
regionale Koordinierung und Verbunden-
heit. Auf Grund dieser Erfahrung wurden 
ab dem Schuljahr 2004/05 in den sechs 
Schulamtsbezirken des Landes Außenstel-
len der Geschäftsstelle eingerichtet. In 
den Außenstellen arbeiten abgeordnete 
Lehrkräfte und stehen den Kooperations-
partnern sowie weiteren Akteuren vor Ort 
als Ansprechpartner und Vermittler zur 
landesweit arbeitenden Geschäftsstelle 

zur Verfügung. 
Zwei Arbeitsbereiche, die dem Bestre-

ben des Netzwerk Zukunft nach einer part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit in den 
Regionen besonders entsprechen, sollen 
im Rahmen dieses Beitrages hervorgeho-
ben werden.

Regionale Arbeitskreise Schule-Wirt-
schaft: Austausch ermöglichen und 
Kreativität bündeln

Unter Mitwirkung bzw. auf Initiative 
der Geschäftsstelle des Netzwerk Zukunft 
wurden in den vergangenen Jahren meh-
rere regionale Arbeitskreise Schule-Wirt-
schaft im Land Brandenburg neu gegrün-
det und zum Teil durch die Außenstellen 
betreut. Im Team der Geschäftsstelle ist 
eine Lehrkraft für die landesweite Koor-
dinierung der Arbeitskreise Schule-Wirt-
schaft zuständig. In den regionalen Ar-
beitskreisen Schule-Wirtschaft beraten 
und planen Vertreterinnen und Vertre-
ter von Kammern, Unternehmen, Schu-
len, Bildungsträgern, Hochschulen, Kom-
munen und weiteren Bildungspartnern 
zum Thema Berufs- und Studienorientie-
rung und verabreden Maßnahmen zur Um-
setzung unter den jeweiligen regionalen 
Voraussetzungen. Von den regional ver-
einbarten Zielen und Arbeitsschwerpunk-
ten der Arbeitskreise hängt letztlich die an-
zustrebende Zusammensetzung ab: Welche 
Partner und Verbündete sind für die Rea-
lisierung der Aktivitäten notwendig und 
hilfreich? Idealerweise wird auf diese Wei-
se das Anliegen der Berufs- und Studien-
orientierung nicht nur aktionsbezogen 
und punktuell, sondern längerfristig vor 
Ort, sozusagen bei den „Dorfältesten“ und 
weiteren Akteuren, verankert. 

Einige Arbeitskreise stellen ihre im 
Rahmen von regionalen Initiativen oder 
von Modellprojekten entwickelten Akti-
vitäten direkt in den Kontext des Netz-
werk Zukunft. Andere sehen eine eher lo-
ckere Zusammenarbeit mit dem Netzwerk 
als Bereicherung in ihrem eigenen Hand-
lungszusammenhang an. Anzahl und Aus-
richtung, Zusammensetzung und die Ar-
beitsschwerpunkte der Arbeitskreise 
verändern sich häufig (siehe Übersicht am 
Ende des Beitrages).

Die Geschäftsstelle erstellt seit eini-Berufsorientierung früh beginnen – in Kooperation von Schule und Wirtschaft
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gen Jahren eine Übersicht über die im 
Land Brandenburg vorhandenen Arbeits-
kreise Schule-Wirtschaft, die regelmäßig 
fortgeschrieben wird. Angestrebt wird, 
dass in jedem der drei Kammerbezirke 
des Landes Brandenburg zwei bis drei Ar-
beitskreise mit direkter Anbindung an das 
Netzwerk Zukunft entwickelt und durch 
die Geschäftsstelle sowie die Außenstel-
len betreut werden.

Damit die Arbeitskreise zielgerichtet 
und erfolgreich arbeiten können, ist neben 
dem verlässlichen Engagement der Mitwir-
kenden ein sachdienliches „Management“ 
der Arbeitskreise notwendig. Auf der Basis 
der o. g. Erfassung sowie im Dialog mit Ar-
beitskreismitwirkenden sowie den Außen-
stellen wurde durch das Netzwerk Zukunft 
eine Handreichung zur Gestaltung von 
regionalen Arbeitskreisen erstellt. Diese 
Handreichung enthält Tipps und Anregun-
gen zu folgenden Aspekten:

 • Verständigung über Ziele und Ak-
tivitäten der regionalen Arbeitskreise 
Schule-Wirtschaft,

 • Bewährte Arbeitsschwerpunkte für die 
Zusammenarbeit in den Regionen,

 • Zusammensetzung der Arbeitskreise, 
Einbindung verschiedener Interessen 
und Kooperationspartner,

 • Organisation, Arbeitsweisen und be-
nötigte Ressourcen.

Wichtige Hinweise zur Organisati-
on und Kriterien für eine erfolgreiche Ar-
beitsweise sind z.B.:

 • Es sollten ein/e feste/n Ansprechpart-
ner/in und ein kleines Organisations-
team benannt werden, die telefonisch 
und per Mail erreichbar sind.

 • Die Treffen sollten regelmäßig und für 
die Mitglieder planbar erfolgen, z. B. 2-
4mal jährlich.

 • Die Treffen sollten zielorientiert sein; 
d. h. Verabredung konkreter, über-
prüfbarer Ziele und Handlungsstra-
tegien, die als „Geschäftsgrundlage“ 
festgehalten werden.

 • Die Einladungen erfolgen schriftlich 
an alle Teilnehmenden/Mitglieder.

 • Zeit sollte eingeplant werden für
  -  die Möglichkeit zum Kennenler- 

 nen der Teilnehmenden und zum 

 Knüpfen von Kontakten,
  - für Berichte und Erfahrungsaus- 

 tausch und
  - für die Diskussion zu aktuellen  

 Themen.
 • Es sollen über jede Zusammenkunft 

Protokolle geführt werden mit fest-
gelegten Terminen und Vereinbarun-
gen, mit Protokoll-Bestätigung und 
Aktivitäten-Überprüfung und an alle 
Mitglieder des Arbeitskreises versandt 
werden.

 • Zu gegebenen Anlässen sollte der 
Arbeitskreis seine Aktivitäten und 
Ansprüche über Pressemitteilungen 
öffentlich machen.

Die bisherigen Erfahrungen zei-
gen, dass diese allgemeinen Hinweise als 
grundsätzlich sinnvoll und als „eigentlich“ 
selbstverständlicher Handlungsrahmen 
angesehen werden, ihre Anwendung je-
doch oft ein systematisches Vorgehen er-
fordert, über das im Arbeitskreis zunächst 
ein Konsens und vor allem eine entspre-
chende verlässliche Arbeitsteilung erzielt 
werden muss. Da das Netzwerk Zukunft 
natürlich die Aktivitäten mit Interesse 
verfolgt, sollten folgende Aspekte berück-
sichtigt werden:

 • Übermittlung der Einladungen zu den 
Arbeitskreisen und der Protokolle an 
die Geschäftsstelle des Netzwerk Zu-
kunft e. V.;

 • Beiträge der Netzwerk-Arbeitskreise 
als Teil der Öffentlichkeitsarbeit des 
Netzwerks, z. B. durch die Einbindung 
ins Internetportal www.netzwerk 
zukunft.de und Veröffentlichungen in 
den Newslettern des Netzwerks.

Eine Karte und Liste der Arbeitskreise, 
ihre Ansprechpartner sowie die Handrei-
chung sind auf der Webseite des Netzwerk 
Zukunft veröffentlicht (www.netzwerk 
zukunft.de). 

Im Oktober 2007 lädt das Netzwerk 
Zukunft zum ersten Mal VertreterIn-
nen aller regionalen Arbeitskreise Schu-
le-Wirtschaft zu einem Workshop zum Er-
fahrungsaustausch, zum Transfer guter 
Beispiele und Ideen sowie zur weiteren 
Vernetzung der Aktivitäten ein. 

Schwerpunkte der regionalen Zusam-
menarbeit: Veranstaltungen, Messen, 
Fortbildungsangebote 

Die regionalen Arbeitskreise Schule-
Wirtschaft nutzen ihre interdisziplinäre 
Zusammensetzung vielfach dazu, koope-
rativ angelegte Veranstaltungen, Messen 
und Fortbildungsangebote zu entwickeln, 
abzustimmen und zu deren Realisierung 
beizutragen. 

Hierzu gehört z. B. die Vorbereitung 
des Zukunftstages für Mädchen und Jun-
gen in Brandenburg, des Brandenburgi-
schen Angebots des bundesweiten Ak-
tionstags „Girls’ Day“ jeweils am letzten 
Donnerstag im April (www.zukunftstag 
brandenburg.de). Die Arbeitskreise sind 
wichtige „Transmissionseinrichtungen“ 
für den Informations- und Erfahrungs-
austausch sowohl innerhalb der Regi-
on wie auch im Austausch mit landesweit 
agierenden Einrichtungen, z. ≠B. der Ge-
schäftsstelle, Landesministerien usw.

Einige Arbeitskreise organisieren so-
wohl die Bereitstellung und Erfassung der 
Praktikumsplätze wie auch anteilig das 

„Matching“ zwischen anbietenden Betrie-
ben und daran interessierten Schülerin-
nen und Schülern. Andere Arbeitskreise 
beteiligen sich an der Planung und Reali-
sierung von Informationsveranstaltungen 
und Berufsorientierungsmessen.

Vor allem die von den Außenstellen 
des Netzwerk Zukunft betreuten Arbeits-
kreise Schule-Wirtschaft unterstützen die 
Außenstellen darin, die regionalen Wirt-
schafts- und Ausbildungspotenziale zur 
Ausgestaltung der Berufsorientierungs-
tourneen (BOT) zu erschließen und ein-
zubinden. 

Im Verlauf einer Berufsorientierungs-
tournee lernen Lehrkräfte und Berufs-
beraterinnen und -berater der Agentur 
für Arbeit gemeinsam Ausbildung und Ar-
beit in verschiedenen Branchen, Betrie-
ben und Bildungseinrichtungen in ihrer 
Region anschaulich kennen. 

Die Berufsorientierungstournee ist 
auf einen thematischen Zusammenhang 
fokussiert. Das Thema orientiert sich an 
Branchen oder Produktlinien in einer Re-
gion, die zukunftsträchtige Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze bieten. Die Tourneen 
beleuchten das Thema über einen Zeit-
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Die Geschäftsstelle des Netzwerk Zukunft unterstützt die Gründung und Arbeit verschiedener regionaler Arbeitskreise, 
die sich für die Förderung der Kooperation zwischen Schule, Hochschule und Wirtschaft einsetzen. Im Folgenden sind ei-
nige Arbeitskreise in den Schulamtsbezirken aufgelistet. Weiterführende Informationen (Arbeitsschwerpunkte der Arbeits- 
kreise / Veranstaltungen / AnsprechpartnerInnen) sind zu finden unter: www.netzwerkzukunft.de

Schulamtsbereich Wünsdorf  Ausbildungsverbund Teltow e.V.
 Arbeitskreis Schule - Wirtschaft, Landkreis Dahme-Spree

Schulamtsbereich Eberswalde  Arbeitskreis Schule – Wirtschaft in Schwedt
 Arbeitskreis Berufsfrühorientierung Uckermark, Prenzlau
 Arbeitskreis „Berufliche Bildung junger Menschen im Barnim
 Bildungsoffensive Eberswalde

Schulamtsbereich Cottbus Arbeitskreis Schule – Wirtschaft „Lausitz“

Schulamtsbereich Frankfurt/Oder  Arbeitskreis Schule–Wirtschaft - Praxislernnetzwerk Frankfurt/Oder
 Wirtschaftsjunioren - Projekt Schule-Unternehmertum
 Arbeitskreis Schule-Wirtschaft Fürstenwalde
 Arbeitskreis der Gesamtschule mit GOST Müncheberg
 LeNeOs-Netzwerk Perspektivwerkstatt - Arbeitsgruppe Schule-Wirtschaft

Schulamtsbereich Brandenburg  Arbeitskreis „Wirtschaft und Schule“ des Landkreises Havelland
 Arbeitsgemeinschaft Schule-Wirtschaft
 Regionalkreise „LANDaktiv“
 Wirtschaftsjunioren Berlin - Brandenburg

Schulamtsbereich Perleberg  Arbeitskreise Schule und Wirtschaft im Landkreis OPR
 Perspektive Prignitz Schule – Wirtschaft 

raum von drei Monaten jeweils an fünf bis 
sieben einzelnen Stationen (z. B. Betriebe, 
überbetriebliche Ausbildungszentren oder 
Fachschulen, Hochschulen, Oberstufen-
zentren) aus verschiedenen Perspektiven. 
Nach drei erfolgreich durchgeführten Pi-
lot-Tourneen bietet das Netzwerk Zukunft 
im Jahr 2007 noch folgende Tourneen an:

 • Berufsorientierungstournee „Zukunft 
Lausitz II“ mit einem Schwerpunkt zu 
kleinen und mittleren Unternehmen in 
der Region des Staatlichen Schulamtes 
Cottbus,

 • Berufsorientierungstournee „Mit 
(Durch-)Blick in die Zukunft – eine 
Region bildet aus“ mit einem Schwer-

punkt zu optischen Berufen im Havel-
land, in der Region des Staatlichen 
Schulamtes Brandenburg,

 • Berufsorientierungstournee „Nach-
wachsende Rohstoffe“ in der Re-
gion des Staatlichen Schulamtes Per-
leberg. 3

Ansprechpartner/-in Kontakt

Koordination Reg. Arbeitskreise Schule-Wirtschaft Birgit Holzapfel holzapfel@netzwerkzukunft.de

Region/Schulamt Außenstellen Netzwerk Zukunft

Eberswalde Elke Otto otto@netzwerkzukunft.de

Wünsdorf Stefanie Schmid schmid@netzwerkzukunft.de

Christine Carstensen carstensen@netzwerkzukunft.de

Cottbus Angela Unger unger@netzwerkzukunft.de

Brandenburg Sigrid Gärtner gaertner@netzwerkzukunft.de

Frankfurt/Oder Jens Pursche pursche@netzwerkzukunft.de

Torsten Weyer weyer@netzwerkzukunft.de

Perleberg Bernhard Zander zander@netzwerkzukunft.de

3 Dieses Fortbildungskonzept wurde ursprünglich von der Bremer Agentur Schule - Wirtschaft im Zusammenarbeit mit Wirtschaftspart-
nern entwickelt und im Verlauf eines länderübergreifenden Kooperationsprojektes als „Lizenzprodukt“ vom Netzwerk Zukunft an die Voraus-
setzungen im Flächenland Brandenburg angepasst (www.berufsorientierungstournee.de).
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Insbesondere die Wirtschaftskam-
mern, die Einrichtungen der regionalen 
Wirtschaftsförderung, die Agenturen für 
Arbeit sowie die Staatlichen Schulämter 
sind hierbei wichtige Partner und öffnen 
Türen.

Damit die Informationen und Erfah-
rungen aus dem Fortbildungsangebot für 
Lehrkräfte und Berater auch bei den Ju-
gendlichen ankommen, ist perspektivisch 
die Entwicklung einer Berufsorientie-
rungstournee junior für Schülerinnen und 
Schüler vorgesehen. Eine Chance, die da-
für notwendigen Ressourcen für die Schu-
len und die Betriebe zu gewährleisten, 
bietet für Oberschulen das bereits genann-
te IOS-Programm. Auch Modelle unter Ein-
bezug der Finanzierungsmöglichkeiten 
des SGB III der Agenturen für Arbeit sind 
denkbar.

Der Bedarf an einem in gemeinschaft-
licher Verantwortung entwickelten und 
realisierten Angebot zur Berufs- und Stu-
dienorientierung ist inzwischen unbe-
stritten. Das Netzwerk Zukunft, d.h. die 
in seinem Kontext aktiven Akteure, haben 
dazu im Land Brandenburg bereits einen 
Beitrag geleistet und werden sicherlich 
auch zukünftig Ideen, Engagement und 
nicht zuletzt Zeit, Einfluss und weitere 
Ressourcen einsetzen, um die gemeinsam 
verabredeten Zielsetzungen zu erreichen. 
Dafür ist die Zusammenarbeit mit weiteren 
Partnern und Netzwerken geboten. Ange-
bote von Partnern aus der Wirtschaft, der 
Hochschule, aus sozialen Einrichtungen 
und nicht zuletzt von kommunalen Ver-
tretern sind hier zu nennen. Flankierend 
müssen entsprechende Rahmenbedingun-
gen (kommunal/regional und auf Landes-
ebene) Spielräume für Schulen eröffnen 
und eine unterstützende Funktion über-
nehmen. 

Partner und Regelungen auf der kom-
munalen und regionalen Ebene geben den 
Rahmen vor. Am Ort Schule sind dann für 
die Berufs- und Studienorientierung zu-
nächst einmal alle Fächer „zuständig“. 
Ganztagsschulen bieten für das Aufgrei-
fen und Bearbeiten dieser Thematik erwei-
terte Möglichkeiten, ebenso wie ein gene-
rell stärker praxisorientierter Unterricht 
in der Sekundarstufe I und II. Damit sich 
Unterricht verändert, sind aber vor allem 
die Lehrkräfte gefordert, sich zu informie-

ren, die Belange des „Dorfes“ in notwen-
digem Umfang in die Schule zu holen und 
gemeinsam mit Partnern vor Ort den Ju-
gendlichen Brücken in die Arbeitswelt zu 
bauen. 

Zahlreiche „Good-Practice-Beispiele“ 
belegen, wie kreativ und erfolgreich sich 
Schulen und ihre Partner auf den Weg be-
geben haben. Das Netzwerk Zukunft unter-
stützt hierbei den Transfer guter Beispiele 
als Motivation und Anregung für die wei-
tere regionale und überregionale Arbeit.

Die Autorin, Beate Günther, ausgebilde-
te Gymnasiallehrerin (Deutsch/Biologie) 
und Mediatorin, arbeitet seit 2002 für 
das Netzwerk Zukunft. Seit 2006 ist sie 
Geschäftsführerin des Vereins. Das Netz-
werk Zukunf wird gefördert durch das 
Ministerium Bildung, Jugend und Sport 
des Landes Brandenburg  und dem Euro-
päischen Sozialfonds (ESF).
Kontakt: 
guenther@netzwerkzukunft.de
Netzwerk Zukunft, Schule und Wirt-
schaft für Brandenburg e.V.
Breite Str. 2d, 14467 Potsdam
Tel. 0331-2011-574, Fax 0331-1011-999
www.netzwerkzukunft.de
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Vermittlung von Kompetenzen in der Schülerfirmenarbeit

In Brandenburg existieren derzeit etwa 90 Schülerfirmen. Die 
Tendenz zur Gründung von Schülerfirmen ist, über alle Schulfor-
men hinweg, nach wie vor steigend. Dies verwundert nicht, sind 
doch zum Beispiel die Ober- und Förderschulen im Land per Rah-
menlehrplan dazu angehalten, bei den SchülerInnen verstärkt 
personale und soziale Kompetenzen zu entwickeln. Dazu gehören 
Pünktlichkeit, Ausdauer, Kontaktfähigkeit, Teamfähigkeit, Frus-
trationstoleranz, Misserfolgsbewältigung und Selbstständigkeit – 
Kompetenzen, die im Rahmen einer Schülerfirma besonders ge-
zielt gefördert werden können.

Schülerfirmen verfolgen unterschiedlichste Geschäftsideen. 
Gemeinsam ist ihnen, dass die SchülerInnen dabei wichtige Fä-
higkeiten trainieren: Planung und Verteilung von Arbeit, Team- 
und Kommunikationsfähigkeit und Projektkoordination. Gleich-
zeitig werden häufig Inhalte aus der Schülerfirmenarbeit genutzt, 
um sie in den Schulalltag und den Unterricht einzubinden, z. B. 
Fragen zu gesunder Ernährung oder zur Zusammensetzung von 
Nahrungsmitteln, physikalische Grundbegriffe und Ähnliches. 
Ebenso lernen die SchülerInnen wichtige wirtschaftliche Zusam-
menhänge und betriebswirtschaftliche Abläufe kennen. Sie füh-
ren Kassenbücher, planen den Einkauf und müssen eine funktio-
nierende Lagerverwaltung aufbauen.

Schülerfirmen und kommunale Kooperation

Indem Schülerfirmen Kooperationen mit kommunalen Ein-
richtungen vor Ort und regionalen Wirtschaftsbetrieben einge-
hen, gestalten sie auch aktiv eigene Lern- und Lebenswelten.

Diese Kooperationen zeitigen auf mehreren Ebenen Effekte:

 1 Das Zusammenbringen der verschiedenen Partner erzeugt 
Matching-Situationen, die wertvolle Erfahrungen für die 
Partner beinhalten. Erfahrungen wie, dass ein Interesse am 
Gegenüber besteht, oder des gegenseitigen Aufeinander-
angewiesenseins können im Ergebnis auch kommunale/re-
gionale Haltefaktoren sein.

 2 Ferner kann insbesondere ein Engagement von Betrieben 

einen passgenauen Know-how-Transfer für Schülerfirmen 
bedeuten, indem dadurch die Arbeit der Schülerfirmen wei-
ter qualifiziert wird und die Jugendlichen zugleich berufs-
orientierende Erfahrungen machen. Kompetenzen aus der 
Wirtschaft können über die Aktivitäten einer Schülerfirma in 
geeigneter Weise aufgegriffen und genutzt werden. Daneben 
bieten sich die Kooperationspartner auch als interessante 
außerschulische Lernorte an. 

 3 Für Betriebe bieten solche Kooperationsstrukturen Chancen 
potentieller Fachkräftesicherung.

 4 Kommunale Entscheidungsträger können Lebensumstände 
und Bedürfnisse der Jugendlichen kennen lernen. Umge-
kehrt können SchülerInnen Möglichkeiten, aber auch Gren-
zen kommunaler Arbeit begreifen lernen. Beides sind Voraus-
setzungen für eine Kultur des Miteinanders, die wiederum 
die Basis bildet, schulische, kommunale und wirtschaftliche 

Schülerfirmen und kommunales Engagement

von Norbert Bothe und Thomas Schöler

SchülerInnen, die sich in Schülerfirmen engagieren, übernehmen in ihren Kommunen Verantwortung für die Gestaltung 
sie selbst betreffender Erfahrungs- und Lernorte in ihrer unmittelbaren Umgebung. Die konstruktive Auseinanderset-
zung mit der eigenen Region innerhalb der Arbeit einer Schülerfirma eröffnet den SchülerInnen neue Lernmöglichkei-
ten und kann dazu beitragen, dass Jugendliche vor Ort versuchen, eine Perspektive für sich zu entwickeln. Das gelingt be-
sonders dann, wenn Schulen sich insgesamt dem Gemeinwesen öffnen, auf potentielle Partner aus der Kommune und der 
Wirtschaft offensiv zugehen und diese für eine Zusammenarbeit gewinnen können. 

Vorstellung der Servicestelle Schülerfirmen bei der IOS-Auftaktveranstaltung 

in Potsdam am 5. Juli 2007
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Belange nachhaltig miteinander in Beziehung zu bringen.

Gehören also Kreativität, Eigeninitiative und Unternehmens-
geist sozusagen zur „Grundausstattung“ junger Schülerfirmen-
mitarbeiterInnen, bedeutet die Tatsache, dass sie Einfluss auf ihr 
Lebensumfeld nehmen, eine neue Dimension, die aus der Schüler-
firmenarbeit erwachsen kann. In Königs Wusterhausen ist diese 
Dimension Realität geworden. 

Den Klimawandel verhindern – durch Schülerfirmen!

Andreas Siegel, scheidender Geschäftsführer der Schülerfir-
ma „Energie-Team-SAG“, erläutert zunächst das Besondere ih-
rer Geschäftsidee: „Wir wollen nicht nur regenerativen Strom aus 
Sonnenenergie gewinnen und verkaufen, sondern im Bereich der 
regenerativen Energien forschen, uns dafür engagieren und ande-
re mit unserem Engagement begeistern und mitreißen.“

Ein solches Vorhaben ist die Konzeption und Errichtung der 
so genannten Ökolaube auf dem Schulhof. Die Ökolaube ist ein 
kleines Gebäude, ganz aus baubiologisch wertvollen Stoffen, das 
die SchülerInnen zukünftig für die Gestaltung ihrer Pausen, aber 
auch zur Gestaltung von Projekttagen nutzen können. Selbstver-
ständlich ist die Solaranlage auf dem Dach. Für die Mitarbeit an 
diesem Projekt gelang es dem Energie-Team, mittlerweile mehr als 
zweihundert SchülerInnen seines Gymnasiums zu begeistern. Ir-
gendwann, so Andreas Siegel, reichte es dem Energie-Team aber 
nicht mehr aus, nur an der Schule wirksam zu sein. „Unsere Idee 
war es, dass sich die Nutzung der Solarenergie flächendeckend 
auf Königs Wusterhausen übertragen sollte. Dafür mussten Part-
ner gewonnen und ein Forum geschaffen werden“.

Diese Überlegungen waren die Geburtsstunde der Initiative 

„KW-macht-watt“. Einige potentielle Kooperationspartner konn-
ten bereits auf der Jahreshauptversammlung des Energie-Teams 
gewonnen werden. Ausgehend davon initiierten die SchülerInnen 
wenig später den ersten Königs Wusterhausener Energie-Stamm-
tisch, zu dem sie nicht nur Vertreter der Wirtschaft, insbesondere 
der Energiewirtschaft, sondern auch Vertreter aus Wissenschaft, 
Politik und der Kommune einluden. „KW-macht-watt“ hat sich 
zum Ziel gesetzt, über die Bündelung verschiedenster Aktivitä-
ten ein gemeinsames virtuelles Solarkraftwerk in Königs Wuster-
hausen zu errichten. Zu diesem Zweck wurde eine Internet-Platt-
form eingerichtet (www.kw-macht-watt.de) und ein sportlicher 
Anreiz geschaffen, indem Königs Wusterhausen fortan Mitspieler 
in der Solar-Bundesliga sein wird.

Andreas Siegel: „Es geht einfach darum zu demonstrieren, 
dass ‚Kleinvieh auch Mist macht’. Durch ein Sponsoring aus den 
Schülerfirmeneinnahmen, 1.000,- �, und das Co-Sponsoring des 
regionalen Stromversorgers, ebenfalls in Höhe von 1.000,- �, ge-
lang es zunächst, die Installation einer Photovoltaik-Anlage auf 
dem Dach einer Grundschule zu finanzieren. Weitere Projekte sol-
len folgen.“ 

Resümierend stellt Andreas Siegel fest, dass es toll gewesen 
sei, die Politiker, Wirtschaftsleute und Wissenschaftler an einen 
Tisch zu bekommen und diesen Prozess durch Schüler initiiert 
und moderiert zu haben. Am Wichtigsten sei es ihm und dem ge-
samten Energie-Team aber, dass sich nun endlich in Königs Wus-
terhausen etwas tut, um aktiv gegen den Klimawandel vorzuge-
hen. Und stolz sind sie alle, dass das durch ihre Schülerinitiative 
geschehen ist. 

Das Projekt in Königs Wusterhausen verfolgt mehrere Ziele: 
Es fördert die Auseinandersetzung Jugendlicher mit dem eige-

Präsentation der Schülerfirma „Energie-Team-SAG“ des Friedrich-Wilhelm-Gymnasium Königs Wusterhausen
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nen Lebensumfeld sowie ihre Aktivierung im Sinne eines bürger-
schaftlichen Engagements und eröffnet gleichzeitig zahlreiche 
Möglichkeiten, die eigenen Fähigkeiten zu entdecken und zu ent-
wickeln. Durch den Fokus auf den Sozialraum der Jugendlichen, 
auf ihr direktes Lebensumfeld, werden Jugendliche zu aktiven Ge-
staltern. Sie analysieren ihr Umfeld, entdecken einen Mangel und 
entwickeln eine Idee, diesem entgegenzuwirken. In der Entwick-
lung und Umsetzung ihrer konkreten Idee lernen sie, dass eine 
positive und produktive Gestaltung des eigenen Lebensumfelds 
möglich ist. 

Das Engagement der Jugendlichen ist dabei nicht nur er-
klärtes Ziel, sondern auch Mittel zum Zweck. Denn das Engage-
ment schafft einen Erfahrungsraum für die eigene Wirksamkeit, 
in dem soziale Kompetenzen und Fertigkeiten entwickelt und der 
Gemeinsinn geprägt werden können. Die Arbeit an der Kooperati-
onsidee fördert so beispielsweise die Fähigkeit zum gemeinsamen 
Problemlösen, zu planvollem Handeln, sowie die Team- und Kon-
fliktfähigkeit. Damit werden auch beruflich relevante Fähigkei-
ten trainiert. 

Besonders wertvoll ist die Forderung nach der Sozialraumori-
entierung und die Aktivierung von Jugendlichen vor dem Hinter-
grund der spezifischen Herausforderungen, vor denen Branden-
burg steht: Hohe Arbeitslosigkeit, Überalterung, Abwanderung 
und drohende soziale Ausgrenzung sind zentrale Probleme in den 
ländlich geprägten Regionen. Die wirtschaftlichen und sozialen 
Veränderungsprozesse sind belastend, bieten zugleich aber auch 
Entwicklungschancen: Eigeninitiative und bürgerschaftliches 
Engagement werden vor diesem Hintergrund zunehmend wichtig. 
In dieser Situation gilt es bei den jungen Menschen, möglichst 
früh die Lust auf Engagement und Eigeninitiative zu wecken. Die 
Motivation, sich zu engagieren, entsteht schon im Kindes- und 
Jugendalter. Wer sich früh engagiert, wer schon früh gelernt hat, 
dass Eigeninitiative wirksam sein kann, wird sich auch später eher 
engagieren als andere, die diese Erfahrung nicht gemacht haben 
(vgl. SORA-Studie (2005): Klassensprecher werden später häufi-
ger politisch aktiv; Europäische Kommission Abschlussbericht; 
best Projekt (2005): Ehemalige Schülerfirmenmitarbeiter grün-
den signifikant mehr eigene Unternehmen oder übernehmen Füh-
rungspositionen).

Perspektiven

Mit Blick auf diese positiven Erfahrungen und auf die vorhan-
denen Erkenntnisse zu den Effekten der Schülerfirmenarbeit ist 
zu konstatieren, dass Schulen, Kommunen und die Wirtschaft 
aufgefordert sind, Potenziale der Kooperation zu erkennen und 
zu nutzen. Der sich abzeichnende Fachkräftemangel in Branden-
burg, aus dem die Forderung erwächst, sich rechtzeitig um gut 
ausgebildete Nachwuchskräfte zu sorgen, ruft dazu auf, gute 
Praxis darzustellen und zu verbreitern. Zukünftig muss daher die 
fachliche Weiterentwicklung der Schülerfirmen in Zusammen-
hang mit einer stärkeren Vernetzung der regionalen Aktivitäten 
als auch der (frühen) Berufsorientierung gefördert werden. 

Die Erfahrungen der Servicestelle-Schülerfirmen zeigen vor 
allem, dass Schülerfirmen vor allem dann erfolgreich sind, wenn 

sie fachliche Expertise von außen erhalten und über Kooperati-
onspartner verfügen. Jugendliche werden somit ermutigt, ihren 
eigenen Interessen entsprechende Projekte und Geschäftside-
en zu entwickeln, die dazu beitragen, den unmittelbaren Lebens- 
und Erfahrungsraum der Jugendlichen positiv zu gestalten.

Die Autoren, Norbert Bothe (Länderkoordinator der Deutschen 
Kinder- und Jugendstiftung) und Thomas Schöler (Leiter der 
Servicestelle Schülerfirmen), sind vom staatlichen Schulamt 
Brandenburg a.d.H. abgeordnete Gymnasiallehrer. 
Die Servicestelle Schülerfirmen berät, vernetzt und qualifiziert 
Schülerfirmen landesweit.

Weitere Informationen unter:
www.servicestelle-schuelerfirmen.de.

Am 25. Oktober findet in Potsdam unter dem Titel „Zu-
kunft durch Kompetenzen sichern“ die 1. Bundesfachta-
gung Schülerfirmen statt. Weitere Informationen unter: 
www.servicestelle-schuelerfirmen.de oder www.dkjs.de
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Die regionale Bildungslandschaft zielt unmittelbar auf die 
Verbesserung der Lern- und Lebenschancen von Kindern und Ju-
gendlichen und verbindet Bildung und Ausbildung mit der Leit-
idee des lebenslangen Lernens. Ihre Entwicklung ist neben der 
qualitativen Weiterentwicklung der einzelnen Institution vor al-
lem durch die Etablierung einer vernetzten und aufeinander ab-
gestimmten Zusammenarbeit der verschiedenen Bildungsträger 
in der Region bestimmt. 

Eine zentrale Grundlage für den Aufbau der regionalen Bil-
dungslandschaft im Kreis Herford ist eine qualitative Schulent-
wicklungs- und Bildungsplanung. Eine solche Planung organisiert 
und gestaltet, mit Blick auf die individuelle Bildungslaufbahn 
der jungen Menschen, den zielorientierten Prozess von einer 
bestmöglichen frühkindlichen Förderung zur optimalen schu-
lischen Qualifikation. Die qualitative Dimension in der Planung 
entwickelt einen Rahmen, in den der Übergang von der Schule in 
den Beruf, die berufliche Bildung und vor dem Hintergrund des 
lebenslangen Lernens die berufliche und private Weiterbildung 
gestellt werden kann. Damit umfasst sie alle Lebensphasen und 
kann gleichzeitig nur im regionalen Kontext effektiv und effizient 
umgesetzt werden.

Auf der institutionellen Ebene berücksichtigt die qualitative 
Bildungsplanung die verschiedenen Akteure mit ihren unter-
schiedlichen Verantwortungsbereichen bzw. Interessenslagen 
und bezieht sie aktiv in die Gestaltung und Weiterentwicklung des 
Bildungsangebotes der Region mit ein. Gemeinsames Ziel aller be-
teiligten Institutionen ist es, jeder Bürgerin bzw. jedem Bürger 
eine bestmögliche Bildungslaufbahn zu ermöglichen. Dazu gehö-
ren die Gestaltung der Übergänge – von der Kita in die Grundschu-

le, von der Grundschule in die weiterführende Schule, von der 
Schule in den Beruf – genauso, wie die Reduzierung von Schul- 
bzw. Ausbildungsabbrüchen, Rückschulungen und Schulabgän-
gen. Des Weiteren die Vermeidung von Warteschleifen, die Stär-
kung der Durchlässigkeit der Systeme (insbesondere zwischen 
den beiden Systemen Schule und Jugendhilfe) sowie qualitäts-
orientierte Formen der Weiterbildung.

Etablierung des Regionalen Bildungsbüros im Projekt 
„Schule & Co.“

Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen des Modellpro-
jektes „Schule & Co.“, das von 1997 bis 2002 gemeinsam mit der 
Bertelsmann Stiftung durchgeführt wurde, im Kreis Herford eine 
Reihe von Anstrengungen unternommen, die an der Weiterent-
wicklung der schulischen und außerschulischen Bildungsarbeit 
orientiert sind. Die individuellen Unterstützungsleistungen 
für die verschiedenen Bildungsinstitutionen sollten dabei eine 
Strukturentwicklung vorantreiben, die es ermöglicht, den er-
reichten Stand der Entwicklung in der Region Herford langfristig 
zu sichern und auszubauen.

Ein Ergebnis dieser unumkehrbaren Strukturentwicklungen 
ist die Etablierung des Regionalen Bildungsbüros. Entsprechend 
der Erkenntnis, dass Kooperation jenseits von Ressortgrenzen in 
einer anderen, effektiveren Forme werden muss, nimmt das Re-
gionale Bildungsbüro die Funktionen der kommunalen Planung 
und Gewährleistung für schulische Dienstleistungen und ihre in-
haltliche Weiterentwicklung wahr, abgesichert durch die Koope-
ration mit der staatlichen Schulaufsicht.

Die Dienstleistungsagentur „Regionales Bildungsbüro“ stellt 
damit die zentrale Plattform für eine regionale Entwicklung im 
Kreis Herford dar, die eine ressourcensparende Orientierung, 
tragfähige Kooperationsformen und qualitätssichernde Maximen 
in einem entsprechenden Dienstleistungsverständnis gewähr-
leistet.

Handlungsfelder und Projekte des Bildungsbüros

Vor dem Hintergrund des Aufbaus einer regionalen Bildungs-
landschaft und aufgrund des breiten Ansatzes der qualitativen 

Das Regionale Bildungsbüro im Kreis Herford

Regionales Bildungsbüro, Herford

Aus dem Bemühen um bestmögliche Bildung und Ausbildungschancen für Kinder, Jugendliche und Erwachsene ergibt sich 
aus Sicht des Kreises Herford und seiner Städte und Gemeinden die Notwendigkeit zur Entwicklung einer regionalen Bil-
dungslandschaft. Sie zielt unmittelbar auf die Verbesserung der Lern- und Lebenschancen von Kindern und Jugendlichen 
und verbindet Bildung und Ausbildung mit der Leitidee des lebenslangen Lernens. Die Entwicklung der regionalen Bil-
dungslandschaft Kreis Herford ist neben der qualitativen Weiterentwicklung der einzelnen eingebundenen Institutionen 
vor allem durch die Etablierung einer vernetzten und aufeinander abgestimmten Zusammenarbeit der verschiedenen Bil-
dungsträger in der Region gekennzeichnet. 
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Bildungsplanung ist das Regionale Bildungsbüro in verschiede-
nen Handlungsfeldern tätig: 

 • Bildungsplanung
 • Frühe Bildung
 • Schulentwicklung (u. a. mit den Themen pädagogische Un-

terrichtsentwicklung, Organisationsentwicklung, Qualitäts-
sicherung sowie deren Absicherung im Rahmen eines regio-
nalen Qualifizierungsprogramms)

 • Schule und Beruf
 • Berufliche Bildung
 • Soziales Lernen
 • Kulturelle Bildung

Hinter allen Handlungsfeldern liegen wiederum Themen-
schwerpunkte, die bearbeitet werden. Die Handlungsfelder  
sind eng miteinander verzahnt und werden permanent aufeinan-
der bezogen, da sie im Sinne einer bestmöglichen Bildungslauf-
bahn nicht voneinander getrennt betrachtet werden können.

Ausgehend von der pädagogischen Unterrichtsentwicklung 
zur Verbesserung der Qualität des Unterrichts im Projekt „Schu-
le & Co.“ lag und liegt ein Schwerpunkt der Arbeit des Regionalen 
Bildungsbüros im Bereich der schulischen Bildungsarbeit. Im Sin-
ne der regionalen Bildungslandschaft gehört dazu auch die syste-
matische Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt im Übergang Schule – Beruf 
und berufliche Bildung. Im Schnittfeld von schulischer und be-
ruflicher Bildung stehen die vom Regionalen Bildungsbüro ent-
wickelten und/oder initiierten Maßnahmen zur systematischen 
Berufsvorbereitung und -orientierung. Sie sind im schulischen 
Bereich angesiedelt, weisen jedoch mit Blick auf die individuelle 
Bildungslaufbahn deutlich darüber hinaus. Sie tragen insgesamt 

dazu bei, den Übergang von der Schule in den Beruf für alle Ju-
gendlichen möglichst erfolgreich und ihren Bedürfnissen an-
gemessen zu gestalten. Zu nennen sind in diesem Kontext die Ar-
beitsfelder KURS – Kooperation von Unternehmen in der Region 
und Schule, Berufsnavigator und Übergangscoach.

Im Rahmen dieses Beitrages sollen hier ausgewählte Arbeits-
felder kurz skizziert werden, die bei der Entwicklung regionaler 
Bildungslandschaften eine zentrale Rolle einnehmen.

Arbeitsfeld Frühe Bildung – KITA & Co.

Neben der schulischen und beruflichen Bildung rückt mit 
dem Projekt „KITA & Co.“, das gemeinsam mit der Carina Stiftung 
seit 2005 durchgeführt wird, die frühkindliche Förderung stär-
ker in das Blickfeld der Arbeit des Regionalen Bildungsbüros. Das 
Projekt widmet sich dabei besonders dem Übergang von der Kita 
in die Grundschule, der Zusammenarbeit zwischen den beiden In-
stitutionen und der Weiterentwicklung der Bildungsqualität mit 
dem Ziel einer strukturellen Verbindung der Institutionen.

Die Qualität der frühen Bildungsarbeit ist – nicht zuletzt durch 
die Ergebnisse der Leistungsstudien (PISA, IGLU) – in den Mittel-
punkt des öffentlichen Interesses und auf die Tagesordnung der 
bildungspolitischen Diskussion gerückt. Einvernehmen besteht 
darin, dass die Bildungsarbeit mit Kindern in Deutschland durch 
gezielte Maßnahmen noch verbessert werden kann und soll.

Kinder haben einen ausgeprägten Wissensdurst. Sie erfor-
schen interessiert ihre Umwelt und entwickeln dabei oft eine er-
staunliche Eigeninitiative und Beharrlichkeit. Sie eignen sich 
ihr Wissen auf spielerische Weise an und setzen dieses in immer 
neuen Zusammenhängen ein. Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler weisen dabei immer wieder auf so genannte frühe Lern-
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fenster hin – Phasen, in denen Kinder bestimmte Fähigkeiten und 
Fertigkeiten besonders leicht lernen. Dies trifft insbesondere auf 
die Altersgruppe der Kindergarten- und Grundschulkinder zu. 
Diese Erkenntnisse sollen in Zukunft in der Elementarpädagogik 
und in der Grundschule stärker als bisher berücksichtigt werden.

Die beiden Institutionen Kindergarten und Grundschu-
le stehen jedoch zur Zeit noch als zwei voneinander getrenn-
te Erziehungs- und Bildungsbereiche nebeneinander. Sie als pä-
dagogische Handlungsfelder zu stärken und vor allem stärker 
miteinander zu verbinden, bietet eine neue Chance, die früh-
kindlichen Bildungsprozesse für Kinder noch optimaler zu gestal-
ten. Dem Übergang vom Kindergarten in die Grundschule kommt 
dabei eine besondere Bedeutung zu. Mit „KITA & Co.“ sollen die 
Grundlagen zur Umsetzung dieser Ideen geschaffen werden. Am 
Projekt sind 11 Grundschulen und 21 Kindertageseinrichtungen 
beteiligt.

Arbeitsfeld Mittlere Bildung – Pädagogische Schul- und 
Unterrichtsentwicklung

Im Zentrum qualifizierter Lern- und Bildungsprozesse in der 
Schule steht der Unterricht. Deshalb ist im Kreis Herford die Un-
terrichtsentwicklung die Grundlage für eine umfassende pädago-
gische Schulentwicklung. Pädagogische Unterrichtsentwicklung 
ist teamorientiert, systematisch und erfasst die ganze Schule.

Unsere Trainingsmodule zur pädagogischen Unterrichtsent-
wicklung werden in einer systematischen Fortbildung allen Lehr-
kräften angeboten. Die Trainingskonzepte sind dabei schulform-
spezifisch gestaltet und die Fortbildungen finden in Teams statt. 
Die Weitergabe an die Schülerinnen und Schüler erfolgt in Sockel-
trainings mit anschließender Pflege im Fachunterricht. Das Ziel 
ist der Aufbau von Lernkompetenz im Sinne des selbstregulier-
ten Lernens.

Eine wesentliche Voraussetzung für die pädagogische Schul-
entwicklung ist die organisatorische Entwicklung der Schu-
le, denn veränderte Formen von Lehren und Lernen können nur 
im Rahmen adäquater innerschulischer Lernstrukturen umge-
setzt und weiterentwickelt werden. Die Schule als lernende Or-
ganisation verfügt über eine Steuergruppe, die im Rahmen des 
Schulentwicklungsmanagements qualifiziert wird. Schulentwick-
lungsmanagement ist die Voraussetzung für die Organisation ei-
nes erfolgreichen, gesamtinstitutionellen Entwicklungsprozes-
ses. So werden Lernstrukturen aufgebaut, die alle Teilprojekte 
in einen Zusammenhang bringen, Ziele und Umsetzungsprozes-
se aufeinander beziehen und synchronisieren. Ein nachhaltiger, 
zielorientierter Entwicklungsprozess ist auf diese systematisch 
angelegten Strukturen angewiesen. Die Qualifizierung der Steu-
ergruppen erfolgt immer durch die Arbeit am konkreten Entwick-
lungsprojekt und durch externe Trainerinnen und Trainer.

Arbeitsfeld Mittlere Bildung – Angebote im Übergang 
Schule und Beruf

 • Seit dem Jahr 2000 bietet das Regionale Bildungsbüro den 
Schulen der Sekundarstufe I ein Assessment zur Kompetenz-
profilermittlung im überfachlichen Bereich (Schlüsselkom-
petenzen) an. Das Konzept des Assessments basiert auf der 
Annahme, dass grundsätzlich jeder Mensch Stärken und 
Fähigkeiten besitzt. Die eigene Wahrnehmung und das Be-
wusstsein von diesen Stärken und Fähigkeiten sind jedoch 
bei vielen Menschen nur gering ausgeprägt. Deshalb ist ein 
wesentliches Ziel des Assessments die Sensibilisierung der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer für den Wert der eigenen 
Stärken und die Dokumentation dieser Stärken in einem in-
dividuellen Assessmentbericht. 
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 • Der Berufsnavigator ist ein Instrument zur Berufsermittlung, 
bei dem durch ein Peer-Rating PC-gestützt das Persönlich-
keitsprofil eines Schülers bzw. einer Schülerin ermittelt 
wird. Dieses Profil wird per Software mit den Anforderungs-
profilen von über 300 Berufen abgeglichen. Dabei gelangen 
nur die Berufe in die persönliche Empfehlung, bei denen 
die Eignungsprofile der Schülerin bzw. des Schülers mit den 
Anforderungsprofilen der Berufe in hohem Maße überein-
stimmen. Im Anschluss daran werden die Schülerinnen und 
Schüler im Hinblick auf die Ergebnisse der Berufswahl durch 
qualifiziertes Fachpersonal aus der Praxis beraten. So erhält 
jede Schülerin bzw. jeder Schüler am Ende des Verfahrens eine 
individuelle Berufsempfehlung über 3 bis 5 Berufe. 

 • Seit Beginn des Schuljahres 2006/2007 wird im Kreis Herford 
das Projekt „Erfolgreich in Ausbildung“ durchgeführt. 1 Ziel 
des Projektes ist die individuelle Begleitung und Unterstüt-
zung von Schülerinnen und Schülern im Übergang von der 
Schule in eine Berufsausbildung. Durch eine passgenaue Ver-
mittlung und den engen Kontakt sollen dabei auf Seiten der 
Betriebe die Ausbildungsbereitschaft erhöht und gleichzeitig 
schulische „Warteschleifen“ vermieden werden.

 • Das Teilprojekt KURS zielt auf die unmittelbare Kooperation 
einer Schule mit einem Betrieb ab, um kontinuierlich be-
triebliche Wirklichkeit in den Fachunterricht einzubinden. 
Die Kursberater und -beraterinnen der Schulen und der 
Unternehmen werden durch das Regionale Bildungsbüro 
qualifiziert und unterstützt. Im Verlauf der letzten drei 
Jahre wurden in 30 Kooperationsbeziehungen Schule –  
Unternehmen über 300 unterrichtsbezogene Teilprojekte ent-
wickelt, die zum grundständigen Unterricht zu zählen sind. 

Arbeitsfeld Berufliche Bildung

Das Arbeitsfeld im Bereich der beruflichen Bildung unterglie-
dert sich in einen konzeptionell-planerischen Bereich und in die 
Entwicklung von konkreten Maßnahmen zur Verbesserung der ge-
genwärtigen Situation unversorgter Jugendlicher.

Der zentrale Ausgangspunkt im Bereich der beruflichen Bil-
dung ist die Bildungsberatung.

Folgende Beratungsfelder und Beratungsanlässe bilden die 
Grundlage für eine Bildungsberatung, in der die Interessen der 
Jugendlichen berücksichtigt und Impulse für eine Richtungsent-
scheidung gegeben werden:

 • Beratung und Unterstützung vor Schulformwechsel SEK I und 
SEK II

 • Berufswahl und -information
 • Beratung und Unterstützung vor Ausbildungsabbruch
 • Studienberatung
 • Berufslaufbahnberatung

Die zentrale Maxime des Konzeptes der beruflichen Bildung 
ist, die Qualität der Bildungs- und Ausbildungsangebote für jun-
ge Menschen auf höchstmöglichem Niveau zu gewährleisten und 
gleichzeitig damit quantitative Wirkungen in der Organisation 
von beruflicher Bildung zu erzielen. Dies geschieht auf der pla-
nerisch-konzeptionellen Ebene u. a. durch die Anfertigung eines 
Regionalen Bildungsberichts und der beschlossenen Mindest-
standards zur beruflichen Bildung. Als konkrete Angebote sind 
z.B. die Etablierung eines privaten Berufskollegs im Schulver-
such, die Werkstattschule oder die Weiterentwicklung der Leis-
tungsstrukturen der Berufskollegs zu nennen.

Die Erfahrungen in der bisherigen Arbeit des Regionalen Bil-
dungsbüros zeigen, dass diese Form der Aktivitätenbündelung 
und der vernetzten Arbeitsweise mit Blick auf die Ressourcen der 
Region eine effektive und zielorientierte Arbeitsweise ermög-
licht. Dabei verfolgt es eine kontinuierliche inhaltliche Entwick-
lung von Bildung und Ausbildung im Kreis Herford mit einem ei-
genständigen Profil. Dadurch, dass das Bildungsbüro nicht aus 
einem eigenständigen hierarchischen Status heraus agiert, son-
dern primär als Dienstleistungs-, Entwicklungs- und Unterstüt-
zungsagentur mit Steuerungskompetenz auftritt, ist eine hohe 
Akzeptanz gegenüber dem Bildungsbüro wahrnehmbar.

Kreis Herford, Regionales Bildungsbüro
Amtshausstraße 3, 32501 Herford
Kontakt: o.simon@kreis-herford.de
Tel.: 05221-13-1418
www.regionales-bildungsbuero.de

1 Das Projekt ist Bestandteil des Ausbildungskonsenses des Landes NRW und wird mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds und des  
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW gefördert.
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„Ideen für mehr! Ganztägig lernen.“ 
ist ein Programm der Deutschen Kinder- und 
Jugendstiftung, gefördert durch das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung und  
den Europäischen Sozialfonds.




